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TEIL II  

 

 

KERNBEREICHE  DER UNTERNEHMENSFÖRDERUNG UND DER KMU -

ENTWICKLUNG  

Teil II des vorliegenden Berichtes gliedert sich in sechs thematische Kapitel. Jedes Kapitel 

beginnt mit einem Überblick über die Ergebnisse der Fallgebietsstudien durch die OECD. In 

einer nachfolgenden Abhandlung werden sowohl theoretische wie praktische Aspekte des 

politischen Handelns vor dem Hintergrund neuer politischer Ansätze und Optionen erläutert. 

Verwiesen wird auf Beispiele Guter Praxis in Ostdeutschland und anderen Regionen in 

Mitgliedsstaaten der OECD. Es werden politische Handlungsempfehlungen in Form einer 

Checkliste dargelegt. Im jeweils letzten Abschnitt jedes Kapitels werden internationale 

Lernmodelle und Beispiele Guter Praxis in Ostdeutschland vorgestellt; damit soll ein Beitrag zur 

politischen Innovation und zur Entwicklung lokaler Ansätze zur Förderung des Unternehmertums 

geleistet werden. 
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KULTURELLE ASPEKTE D ES UNTERNEHMERTUMS  

Heiko Bergmann, Switzerland 

Dieser Artikel beschäftigt sich mit politischen Handlungsmöglichkeiten bei der Schaffung einer 

Gründungskultur und positiven gründungsbezogenen Einstellungen in OECD Ländern. Die 

Formulierung von politischen Handlungsempfehlungen setzt voraus, dass die 

Wirkungszusammenhänge zwischen diversen Einflussfaktoren, gründungsbezogenen Einstellungen 

und Gründungsaktivitäten bekannt sind. Aus diesem Grund wird hier zunächst theoretisch auf den 

Zusammenhang von Kultur, Einstellungen und Gründungsaktivität eingegangen. Anschließend werden 

empirische Ergebnisse vorgestellt und ein Modell präsentiert. Danach wird auf die Situation in 

Ostdeutschland eingegangen und ï soweit vorhanden ï Erfahrungen aus OECD Ländern mit 

politischen Initiativen präsentiert. 

Kultur und Einstellungen: Einführung und Abgrenzung  

Die Diskussion um kulturelle Merkmale, Einstellungen und Unternehmertum ist nicht neu. 

Bereits vor mehr 100 Jahren untersuchte Max Weber den Zusammenhang zwischen religiös-ethischen 

Motiven und Unternehmertum. Er argumentierte, dass die protestantische Arbeitsethik einen 

wesentlichen Beitrag zur Entwicklung des modernen Kapitalismus geleistet hat, da sie die Einstellung 

zur Arbeit geändert hat (Weber 1905). Auch wenn religiöse Motive im Erwerbsleben in der heutigen 

Zeit vermutlich weniger von Bedeutung sind, ist die Diskussion um kulturelle Merkmale, 

unternehmensbezogene Einstellungen und Unternehmertum nach wie vor hoch aktuell. Zunächst soll 

hier der Begriff ĂKulturñ erklªrt und definiert werden. AnschlieÇend wird auf den Einfluss kultureller 

Merkmale auf Gründungsaktivitäten eingegangen, und die Ergebnisse empirischer Studien werden 

dargestellt. 

Der Begriff der ĂKulturñ ist sehr vielschichtig und wird in verschiedenen Bedeutungen gebraucht. 

In einer pragmatischen Abgrenzung kann man sagen, dass jede Gruppe von Menschen, deren Denken 

und Handeln sich von dem anderer Gruppen unterscheidet, eine ĂKulturñ hat (vgl. Frick et al. 1998, S. 

43). Hofstede betont ebenfalls den Zusammenhang von Kultur und Gruppenzugehörigkeit. Er definiert 

Kultur anschaulich als Ăcollective programming of the mind which distinguishes the members of one 

group or category of people from anotherñ (Hofstede 1994, S. 5). Nach Fukuyama (2001, S. 3130) 

umfasst Kultur die Werte, Normen, Deutungen und Verhaltensweisen, die Gesellschaften oder andere 

soziale Gruppen charakterisieren. Die verschiedenen Definitionen machen deutlich, dass Kultur immer 

ein kollektives Phänomen ist, denn sie wird zumindest teilweise immer auch geteilt mit Menschen, die 

in der gleichen sozialen Umgebung leben oder der gleichen Gruppe angehören. Jeder Mensch gehört 

hierbei verschiedenen sozialen Gruppen an und trªgt daher auch verschiedene Schichten der Ămentalen 

Programmierungò in sich. Neben einer nationalen Ebene, die üblicherweise mit dem Begriff Kultur in 

Verbindung gebracht wird, gibt es auch eine regionale Ebene, eine ethnische, religiöse und eine 

Geschlechterebene (vgl. Shapero 1984, S. 26; Hofstede 1994, S. 10ff). Kultur wird bewusst und 

unbewusst erlernt und sollte daher von der menschlichen Natur einerseits und der individuellen 

Persönlichkeit andererseits unterschieden werden. Kulturelle Merkmale werden in 

Sozialisationsprozessen weitergegeben, weswegen Kultur nicht kurzfristig veränderbar ist, sondern 

langfristigen Charakter hat (vgl. Hofstede 1994, S. 5). Vor diesem Hintergrund wird bereits an dieser 
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Stelle deutlich, dass politische Programme immer nur einen bedingten und langfristigen Einfluss auf 

kulturelle Merkmale haben können. 

In den letzten Jahren hat sich die Forschung vermehrt mit dem Thema Einstellungen ('attitudes') 

und deren Rolle im Gründungsprozess beschäftigt. Im Unterschied zu kulturellen Merkmalen und 

Persönlichkeitsmerkmalen sind gründungsbezogene Einstellungen weniger stabil. Sie werden von 

Umfeldfaktoren beeinflusst und können sich daher mit der Zeit verändern. 

Zusammenhang von Kultur und Unternehmertum 

Die Entscheidung über die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit wird von einer Reihe von 

Faktoren beeinflusst. Der berufliche Hintergrund, der Bildungsstand, die derzeitige Erwerbsstellung, 

Persönlichkeitsmerkmale und auch das soziale und regionale Umfeld beeinflussen die 

Gründungsentscheidung. Einzelne Faktoren allein können nicht erklären, warum sich manche 

Personen selbstständig machen und andere eine abhängige Erwerbstätigkeit vorziehen, worauf Albert 

Shapero bereits vor mehr als 20 Jahren hingewiesen hat, als er den Gründungsprozess als 

"overdetermined" bezeichnete (vgl. Shapero 1984, 23). 

Kultur kann in unterschiedlicher Weise Einfluss auf wirtschaftliche Aktivität nehmen: Kultur 

beeinflusst die Einstellungen zu Arbeit und Konsum. Kultur hat einen Einfluss auf die Organisation 

wirtschaftlicher Aktivität und die Ausgestaltung und Effektivität von Institutionen, und Kultur wirkt 

zudem auf soziale Netzwerke und die Bildung von Vertrauen innerhalb von sozialen Gruppen (vgl. 

Fukuyama 2001, S. 3132ff). Für die vorliegende Untersuchung ist vor allem von Interesse, welchen 

Einfluss Kultur auf Gründungsaktivitäten haben kann. Ein solcher Zusammenhang kann auf 

verschiedene Art und Weise bestehen. Meist erfolgt die Analyse des Zusammenhangs von Kultur und 

Gründungsaktivitäten beziehungsweise Unternehmertum über Einstellungen zu Entrepreneurship oder 

Unternehmensgründungen. Es wird davon ausgegangen, dass kulturelle Merkmale gründungsbezogene 

Einstellungen beeinflussen, und dass diese wiederum auf Gründungsaktivitäten einwirken. Ein solcher 

Zusammenhang zwischen Kultur, Einstellungen und Gründungsaktivitäten kann auf individueller 

Ebene und auf regionaler beziehungsweise Gruppenebene bestehen (vgl. Davidsson/Wiklund 1997, S. 

182). Ein direkter Zusammenhang auf individueller Ebene besteht dann, wenn aufgrund kultureller 

Merkmale viele Menschen positive gründungsbezogene Einstellungen haben und sich aufgrund dieser 

Einstellungen selbstständig machen. In diesem Fall besteht ein direkter Zusammenhang zwischen 

Kultur und Gründungsaktivitäten, da es gerade Personen mit positiven Einstellungen sind, die sich 

selbstständig machen. Diese Argumentation deckt sich mit der von Schumpeter (1934), McClelland 

(1961) und Kirzner (1985), die ebenfalls eine direkte Verbindung von Einstellungen und 

Gründungsaktivität beschreiben. Weiterhin kann ein Zusammenhang von Kultur und 

Gründungsaktivität auf gesellschaftlicher Ebene bestehen. Etzioni (1987) argumentiert, dass die 

vorherrschenden Werte und Normen im sozialen Umfeld einer Person einen Einfluss auf deren 

Gründungsneigung haben können. Nach dieser Argumentation kann eine gründungsfeindliche Kultur 

dazu führen, dass individuelle Gründungsaktivitäten unterbleiben. Dies wäre z.B. der Fall, wenn in 

einer Gesellschaft oder einer Region Unternehmer und Unternehmertum ein schlechtes Ansehen haben 

und der Einzelne aufgrund dessen diese Erwerbsalternative nicht in Betracht zieht, obwohl er 

persönlich keine Vorbehalte gegenüber Unternehmern hat. Ein Zusammenhang zwischen Kultur und 

Gründungsaktivität besteht in diesem Fall nicht auf individueller Ebene, sondern lediglich auf 

Gruppen-, Regions- oder gesellschaftlicher Ebene. 

Auf theoretischer Ebene lässt sich der Zusammenhang von relevanten Einflussgrößen, 

Gründungseinstellungen und Gründungsaktivitäten durch die Theorie geplanten Verhaltens erklären. 

Diese aus der Sozialpsychologie stammende Theorie ist eine der am häufigsten verwendeten Ansätze 

für die Erklärung und Vorhersage menschlichen Verhaltens (vgl. Ajzen/Fishbein 1980; Ajzen 1991). 
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Auch die Institutionenökonomik kann einen Zusammenhang von Kultur und unternehmerischer 

Aktivität herstellen. Die Institutionenökonomik beschäftigt sich mit Institutionen und deren 

Wirkungen auf menschliches Verhalten. Der Begriff der Institutionen ist hierbei in einem 

umfassenden Sinn zu verstehen und meint sowohl formelle Gesetze und Organisationen als auch 

informelle Verhaltensregeln, wie zum Beispiel Normen, Sitten und Gebräuche. North (1992, S. 3) 

beschreibt Institutionen als die von Menschen erdachten Beschränkungen menschlicher Interaktion, 

kurz: als Spielregeln einer Gesellschaft. Üblicherweise beschäftigt sich die Institutionenökonomik mit 

formellen Institutionen wie Recht, staatliche Regulierungen oder Unternehmen (vgl. Richter 1994, S. 

2f). Allerdings spielen auch informelle, oder, wie North sie bezeichnet, Ăformloseñ Beschrªnkungen in 

modernen Gesellschaften eine groÇe Rolle. ñUnser tªglicher Umgang mit anderen ï sei es in der 

Familie, in gesellschaftlichen Beziehungen, außerhalb derselben oder im Berufsleben ï unterliegt einer 

Ordnung, die überwiegend durch Verhaltenskodizes, Sitten und Gebräuche und Konventionen 

bestimmt istò (North 1992, S. 43). Formlose Beschrªnkungen entstehen aus Informationen, die in der 

Gesellschaft weitergegeben werden und sind Teil der Kultur. Kulturmerkmale und damit auch 

formlose Beschränkungen sind äußerst langlebig und verändern sich nur langsam. Auch bei der 

abrupten Veränderung von formgebundenen Beschränkungen ändern sich die kulturspezifischen 

formlosen Beschränkungen nur langsam (vgl. North 1992, S. 43ff). Menschliches Verhalten und damit 

auch Gründungsverhalten wird wesentlich durch Institutionen bestimmt. Institutionen stellen auch für 

Unternehmer den Handlungsspielraum dar, innerhalb dessen sie tätig werden können. Die jeweilige 

Ausgestaltung des institutionellen Rahmens beeinflusst das Entscheidungsverhalten für oder gegen 

eine Unternehmensgründung und damit auch das Angebot an Gründern. Die formellen Institutionen 

einer Gesellschaft sichern die Existenz von unternehmerischen Möglichkeiten. Die informellen 

Institutionen, also Einstellungen, Sitten und Gebräuche, bestimmen, inwieweit diese Möglichkeiten 

auch tatsächlich erkannt und genutzt werden (vgl. Welter 2002, S. 2f). Die formellen und die 

informellen Institutionen sind hierbei abhängig voneinander. Ein hohes Sicherheitsbedürfnis der 

Mitglieder einer Gesellschaft bedingt langfristig die Entstehung von formellen Institutionen, die dieses 

Sicherheitsbedürfnis unterstützen. 

Die hier dargestellten Ansätze stellen einen Zusammenhang zwischen Kultur, Einstellungen und 

wirtschaftlicher Aktivität her. Kulturelle Werte und Normen beeinflussen Einstellungen und 

Verhaltensweisen und wirken dadurch auf wirtschaftliche Aktivitäten. Bei der empirischen 

Überprüfung dieser Ansätze erweist es sich als problematisch, dass Kultur nicht direkt gemessen 

werden kann. Kultur fungiert als eine Art Hintergrundvariable, die sich in Einstellungen und 

Verhaltensweisen manifestiert. Einstellungen und Verhaltensweisen werden aber neben der kulturellen 

Prägung auch noch von einer Reihe anderer, personenbezogener Einflüsse bestimmt. Darüber hinaus 

gehören Menschen unterschiedlichen sozialen Gruppen an, weswegen sich regionale kulturelle 

Merkmale mit gruppenspezifischen kulturellen Merkmalen überlagern (vgl. Hofstede 1994, S. 10ff; 

Shapero 1984, S. 26). Personen der gleichen regionalen kulturellen Prägung können also 

unterschiedliche Einstellungen und Verhaltensweisen an den Tag legen. Lediglich in der Summe ist zu 

erwarten, dass aufgrund kultureller Unterschiede bestimmte Einstellungen in unterschiedlichen 

Regionen oder Kulturgruppen unterschiedlich häufig auftreten. Daher ist die Unterscheidung zwischen 

personenbezogenen Merkmalen und Kulturmerkmalen schwierig. Einstellungen und Verhaltensweisen 

lassen sich erst dann als Kulturmerkmale einstufen, wenn es sich nicht nur um individuelle Merkmale 

einzelner Personen handelt, sondern diese charakteristisch für Personengruppen sind. Somit ist es eine 

empirische Frage, ob bestimmte Merkmale als Personenmerkmale oder Kulturmerkmale einer 

größeren Personengruppe angesehen werden können. 

Empirische Studien zur Bedeutung kultureller Merkmale für Gründungsaktivitäten 

Die Bedeutung der regionalen ñGr¿nderkulturò oder des regionalen ñGr¿nderklimasò wird in 

vielen Untersuchungen zu Unternehmensgründungen hervorgehoben (vgl. Armington/Acs 2002, S. 39; 
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Goetz/Freshwater 2001, S. 59; Johannisson 1984, S. 33f; S. 157ff; Shapero 1984, S. 25f; 

Shapero/Sokol 1982). Man muss allerdings feststellen, dass die Begriffe Gründungskultur oder 

Gründungsklima oft nicht eindeutig definiert und operationalisiert und zudem in empirischen 

Untersuchungen meist nicht direkt erhoben werden.  

Einige empirische Studien zum regionalen Gründungsgeschehen, die auf die Bedeutung von 

Kultur- und Umfeldfaktoren hinweisen, erfassen diese nicht direkt, sondern lediglich als 

Restkategorie. Der Teil der regionalen Varianz, der nicht anhand von strukturellen Faktoren erklärt 

werden kann, wird der regionalen Gründungskultur oder dem spezifischen regionalen Umfeld für 

Unternehmensgründer zugeschrieben (vgl. für die USA: Armington/Acs 2002, S. 42f; 

Goetz/Freshwater 2001, S. 61; für Deutschland: Fritsch/Niese 2000, S. 241f; für GB: Robson 1998). 

Dieses Vorgehen ist aber unbefriedigend, da offen bleibt, welche Aspekte der regionalen Kultur oder 

des regionalen Gründungsumfeld tatsächlich von Bedeutung sind oder ob nicht andere, nicht 

berücksichtigte Faktoren für den unerklärten Rest der Varianz verantwortlich sind. 

Eine Untersuchung der Bedeutung kultureller Faktoren im Gründungsprozess bedarf einer 

direkten Erfassung von Werten, Normen und Einstellungen der Bevölkerung einer Region, was 

bislang nur in wenigen Studien verwirklicht wurde. Angesichts der Tatsache, dass in vielen 

theoretischen Abhandlungen auf die Bedeutung kultureller Merkmale für Unternehmensgründungen 

hingewiesen wird, erstaunt diese geringe Anzahl an empirischen Forschungsergebnissen. Davidsson 

und Wiklund (1997, S. 182) führen diese Forschungslücke vor allem auf die hohen Erhebungskosten 

und methodische Probleme derartiger Untersuchungen zurück. Aufgrund der Bedeutung für diese 

Arbeit werden die wenigen Untersuchungen zu Kultur und Unternehmertum kurz dargestellt: 

Davidsson und Delmar (1992) und Davidsson (1995) beschreiben die Ergebnisse eines 

empirischen Forschungsprojektes in sechs unterschiedlich strukturierten schwedischen Regionen. 

Anhand einer schriftlichen Befragung wurden insgesamt 1547 zufällig ausgewählte Personen der 

gleichen Altersgruppe aus den sechs Regionen nach gründungsbezogenen Werten und Einstellungen 

befragt. Hierbei wurden solche Bereiche wie Leistungsbereitschaft (achievement motivation), interne 

Kontrollüberzeugung (locus-of-control), Bedürfnis nach Unabhängigkeit (need for autonomy) und 

Bereitschaft zum Wandel (change orientation) berücksichtigt. Die regionalen Ausprägungen der 

Einstellungsbereiche wurden anschließend mit der regionalen Gründungsquote verglichen. Davidsson 

und Delmar kommen zum Ergebnis, dass Unterschiede bei den gründungsbezogenen Werten zwischen 

den untersuchten Regionen existieren, diese allerdings relativ klein sind. Nur für Stockholm finden sie 

signifikant höhere Werte als für die übrigen Regionen. Trotz dieser geringen Unterschiede und 

einzelner Abweichungen stellen sie tendenziell einen Zusammenhang von gründungsbezogenen 

Werten und regionalen Gründungsaktivitäten fest (vgl. Davidsson/Delmar 1992, S. 451f; Davidsson 

1995, S. 49f). Davidsson (1995, S. 52f) zeigt weiterhin, dass ein Zusammenhang von 

Gründungsaktivitäten und regionalen strukturellen Merkmalen wie Selbstständigenanteil, 

Bevölkerungsdichte, Bevölkerungswachstum und Arbeitslosigkeit besteht. Sowohl kulturelle als auch 

strukturelle Faktoren beeinflussen also Gründungsaktivitäten. Die beiden genannten Gruppen von 

Einflussfaktoren sind aber mºglicherweise nicht unabhªngig voneinander: Ă ... where the structural 

(pull) conditions for entrepreneurship are favourable, the culture tends to favour entrepreneurshipò 

(Davidsson 1995, S. 53). Aufgrund der geringen Anzahl an Untersuchungsregionen und des 

Forschungsdesigns kann Davidsson die Frage der Kausalität von Kultur, Struktur und 

Gründungsintensität nicht abschließend klären. Er weist aber darauf hin, dass kulturelle Unterschiede 

möglicherweise nur das Resultat von strukturellen Unterschieden sind: ñThe possibility would remain, 

however, that structural pull factors are the real determinants and culture but an epiphenomenon that 

has no unique causal influenceò (Davidsson 1995, S. 55). 
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Um den Zusammenhang von Struktur und Kultur eingehender zu untersuchen, führten Davidsson 

und Wiklund (1997) eine zweite Untersuchung mit anderem Forschungsdesign durch. Anhand einer 

Clusteranalyse aller 80 schwedischen Arbeitsmarktregionen identifizieren sie drei strukturell gleiche 

Regionspaare. Die zwei Regionen eines Regionspaares gehören jeweils zum gleichen Cluster, das 

heißt sie unterscheiden sich nicht in Bezug auf die Branchenstruktur, Bevölkerungsdichte und andere 

strukturelle Faktoren, die in anderen Studien häufig als Erklärungsfaktoren für die regionale 

Gründungsquote herangezogen werden. Die Regionen wurden allerdings so gewählt, dass jeweils eine 

von ihnen eine hohe und eine eine niedrige Gründungsquote aufweist. Da sich die beiden Regionen 

nicht in struktureller Hinsicht unterscheiden, vermuten Davidsson und Wiklund, dass kulturelle 

Unterscheide für die differierenden Gründungsraten verantwortlich sind. In ähnlicher Form wie bei der 

vorangegangenen Untersuchung wurden die kulturellen Merkmale und Einstellungen der Einwohner 

der Regionen anhand einer schriftlichen Befragung von zufällig ausgewählten 35-40 Jahre alten 

Personen erhoben. Ein Vergleich der Befragungsergebnisse für die drei Regionspaare zeigt, dass 

gründungsbezogene Werte, Ansichten und Einstellungen in den gründungsstarken Regionen meist 

jeweils positiver ausgeprägt sind. Davidsson und Wiklund (1997, S. 189ff) folgern daher, dass 

kulturelle Unterschiede einen Teil der Differenz der Gründungsraten erklären. Die kulturellen 

Unterschiede zwischen den sechs untersuchten schwedischen Regionen sind insgesamt allerdings 

relativ gering. Da in anderen Studien anhand struktureller Merkmale etwa 70% der Varianz regionaler 

Gründungsraten erklärt werden können (vgl. Audretsch/Fritsch 1994; Reynolds/Storey/Westhead 

1994) und in der schwedischen Untersuchung kulturelle Unterschiede zwischen strukturell gleichen 

Regionen nur gering sind, folgern Davidsson und Wiklund (1997, S. 193), dass kulturelle Faktoren 

insgesamt einen geringeren Anteil der Varianz regionaler Gründungsquoten erklären als strukturelle 

Merkmale: ĂOur preferred interpretation of the results is that the cultural differences are minor and 

that their effects are likely to be small in comparison to the effects of some structural factorsñ 

(Davidsson/Wiklund 1997, S. 196). 

Mueller und Goiĺ (2002) untersuchen gr¿ndungsbezogene Einstellungen in sechs 

Transformationsländern. Auch sie kommen zum Ergebnis, dass die Unterschiede zwischen den 

Ländern im wesentlichen durch das Niveau der wirtschaftlichen Entwicklung und nicht durch 

Faktoren wie Kultur oder Erfahrungen mit der Marktwirtschaft erklärt werden können. 

Die beschriebenen Untersuchungen leisten einen wichtigen Beitrag zum Verständnis des 

Zusammenhangs von kulturellen Merkmalen und regionalen Gründungsaktivitäten: Kulturelle 

Faktoren spielen eine Rolle im Gründungsprozess, vermutlich sind diese aber von geringerer 

Bedeutung als wirtschafts- und bevölkerungsstrukturelle Merkmale. 

Die Rolle von Einstellungen im Gründungsprozess 

Während es nur sehr wenige Untersuchungen gibt, die kulturelle Merkmale direkt erfassen und in 

Bezug zu Gründungsaktivitäten untersuchen, wurde der Zusammenhang von gründungsbezogenen 

Einstellungen und Gründungsaktivitäten bereits häufiger untersucht. Es lässt sich zeigen, dass 

gründungsbezogene Einstellungen und Fähigkeiten einen signifikanten Einfluss auf 

Gründungsaktivitäten ausüben (Arenius /Minitti 2005, Sternberg/Brixy/Hundt, 2007; Bergmann 

2004a, 2004b; Koellinger/Minniti/Schade 2007; Lee/Wong/Ho 2004).  

Für die Ableitung von politischen Handlungsempfehlungen stellt sich nun die Frage, wodurch 

positive gründungsbezogene Einstellungen determiniert werden. In der Literatur finden sich bislang 

nur wenige Untersuchungen zu den Determinanten von positiven oder negativen 

Gründungseinstellungen. Die meisten Untersuchungen befassen sich mit dem Zusammenhang von 

Einstellungen und Gründungsaktivitäten und lassen die Herkunft von Gründungseinstellungen 

unberücksichtigt. Bergmann (2004, 2005) untersucht die Einflussfaktoren auf individuelle 
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Gründungseinstellungen für zehn deutsche Regionen auf Basis einer repräsentativen telefonischen 

Bevölkerungsbefragung. Entsprechend der Bevölkerungsverteilung wurden zwei Regionen in 

Ostdeutschland und acht Regionen in Westdeutschland berücksichtigt. Im Mittelpunkt der 

Untersuchung stehen drei gründungsbezogene Einstellungen, die sich bei vorherigen Analysen als 

relevant in Bezug auf die individuelle Gründungsneigung herausgestellt haben. Hierbei handelt es sich 

um die Einschätzung der eigenen Gründungsfähigkeiten, die Wahrnehmung der Möglichkeiten für 

eine Unternehmensgründung in der Region sowie die individuelle Risikoaversion, also die Frage, ob 

die Angst zu scheitern von einer Gründung abhalten würde. 

Das individuelle Vertrauen in die eigenen Gründungsfähigkeiten ist fast ausschließlich von 

Merkmalen der befragten Person und ihrer Einbindung in soziale Netzwerke abhängig. 

Regionsbezogene Merkmale sind zwar signifikant, haben allerdings nur eine geringe Bedeutung. 

Personen trauen sich eine Gründung insbesondere dann eher zu, wenn sie bereits selbstständig sind, in 

der Vergangenheit bereits einmal gegründet haben oder andere Menschen kennen, die erfolgreich ein 

Unternehmen gegründet haben.  

Auch bei den anderen beiden untersuchten Einstellungsfragen, der Wahrnehmung guter 

Gründungsmöglichkeiten und der individuellen Risikoaversion, sind personenbezogene und 

mikrosoziale Faktoren von großer Bedeutung. Persönliche Selbstständigkeitserfahrungen und/oder die 

Kenntnis von anderen Gründern führen zu einer positiveren Einstellung zu Gründungen. Bei diesen 

beiden Einstellungsfragen kommt aber auch der regionalen Ebene eine wesentliche Bedeutung zu: 

Gute Gründungsmöglichkeiten werden vor allen in Regionen mit einer hohen Kaufkraft bzw. 

Agglomerationsräumen gesehen. Auch die Qualität der gründungsbezogenen Infrastruktur hat einen 

signifikanten Einfluss, wobei es eine enge Beziehung zwischen den drei zuletzt genannten Variablen 

gibt: Die Kaufkraft ist tendenziell in Agglomerationsräumen hoch, wo auch die Qualität der 

gründungsbezogenen Infrastruktur meist gut eingeschätzt wird. Der festgestellte regionale Einfluss auf 

die individuelle Wahrnehmung guter Gründungsmöglichkeiten wird also vor allem von der 

Wirtschaftsstruktur der Region bestimmt. 

Die individuelle Risikoaversion wird ebenfalls deutlich von der regionalen Ebene beeinflusst. 

Allerdings fällt es schwer, diesen regionalen Einfluss anhand der Ausprägung von wirtschafts- oder 

bevölkerungsstrukturellen Faktoren der Region zu erklären. Lediglich die Ost/West-Unterscheidung 

erweist sich hier als relevant. Die Tatsache, dass sich zwar ein signifikanter regionaler Einfluss auf die 

individuelle Risikoaversion feststellen lässt, dieser aber offensichtlich kaum von wirtschafts- oder 

bevölkerungsstrukturellen Merkmalen der Region abhängt, deutet auf kulturelle bzw. 

Mentalitätsunterschiede zwischen den untersuchten Regionen hin. Dieses Ergebnis ist dahingehend 

von Bedeutung, dass Mentalitätsunterschiede verhaltsrelevant sein können, indem sie die Erwerbswahl 

beeinflussen. 

Vor dem Hintergrund der bisherigen Ausführungen lässt sich das folgende Modell über die 

Bedeutung und die Rolle von kulturellen Merkmalen und gründungsbezogenen Einstellungen im 

Gründungsprozess aufstellen: Individuelle Gründungsaktivitäten sind abhängig von Merkmalen der 

Person und der jeweiligen Region. Der Einfluss dieser Merkmale erfolgt ï quasi indirekt ï über 

gründungsbezogene Einstellungen und Fähigkeiten. Positive gründungsbezogene Einstellungen sind 

damit in hohem Masse abhängig von Merkmalen der Person und der Wirtschaftsstruktur einer Region 

und nur zum kleinen Teil Ergebnis von kultureller Prägung. Gründungsbezogene Einstellungen und 

Fähigkeiten spielen somit eine intermediäre Rolle im Gründungsprozess. Politische Programme, die 

versuchen gründungsbezogene Einstellungen zu beeinflussen, sollten diese Zusammenhänge 

berücksichtigen und zur Kenntnis nehmen, dass gründungsbezogene Einstellungen im hohen Masse 

von Merkmalen der Person und seinem regionalen Umfeld abhängig sind. 
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Abbildung 6. Einflussfaktoren auf gründungsbezogene Einstellungen und Fähigkeiten sowie 
Gründungsaktivitäten 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Situation in Ostdeutschland 

In Bezug auf die Gründungsdynamik zeigt sich für Ostdeutschland folgendes Bild: Die Anzahl 

der Unternehmensgründungen war Anfang der 90er Jahre zunächst stark angestiegen, um dann 

anschließend unter das Niveau Westdeutschlands abzusinken. In den Jahren 2003 und 2004 stieg die 

Anzahl der Unternehmensgründungen in Ostdeutschland wieder deutlich an, vor allem aufgrund der 

massiven Förderung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit (Sternberg/Lückgen 2005: 14f, , 

Bergmann/Sternberg 2007). Mit der Einschränkung der Förderung von Gründungen aus der 

Arbeitslosigkeit war dieser ĂHºhenflugñ 2005 aber auch schon wieder beendet (Heger/Metzger 2006). 
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Aufgrund der hohen Arbeitslosenquote ist der Anteil der Gründungen aufgrund fehlender besserer 

Erwerbsalternative in Ostdeutschland höher als in Westdeutschland. Die Wachstumsabsichten dieser 

ĂGr¿ndungen aus der Notñ sind meist allerdings geringer als bei Gr¿ndungen wegen einer guten 

Geschäftsidee. 

In verschiedenen Untersuchungen ist deutlich geworden, dass auch mehr als 15 Jahre nach der 

Wiedervereinigung die gründungsbezogenen Einstellungen in Ostdeutschland etwas verhaltener 

ausgeprägt sind als in Westdeutschland. Der jüngste Länderbericht Deutschland des Global 

Entrepreneurship Monitor (GEM) macht diese Unterschiede deutlich: Die Ostdeutschen schätzen ihr 

Gründungsumfeld pessimistischer ein als die Westdeutschen. Zudem gibt es einen großen, 

signifikanten Unterschied in Bezug auf die Frage, ob die Angst zu scheitern ein Gründungshemmnis 

wäre: Der Wert Ostdeutschlands liegt hier mit 53% Ja-Antworten acht Prozentpunkte über dem Wert 

Westdeutschlands. Keinen Unterschied gibt es hingegen bei der Einschätzung der eigenen 

Gründungsfähigkeiten. Diese werden in Ost- und Westdeutschland nahezu gleich gut eingeschätzt 

(vgl. Sternberg/Brixy/Hundt, 2007: 21). Oben wurde bereits darauf hingewiesen, dass die 

Wahrnehmung der Gründungsmöglichkeiten vor allem von der regionalen Kaufkraft abhängt. Ein 

spezifischer Effekt für Ostdeutschland lässt sich nicht feststellen. Damit besteht von den untersuchten 

Variablen nur in Bezug auf die Risikoaversion tatsächlich ein kultureller Unterschied zwischen Ost- 

und Westdeutschland. Diese hohe Risikoaversion ist vermutlich das Resultat der sozialistischen 

Vergangenheit Ostdeutschland, in der Eigeninitiative und das persönliche Tragen von wirtschaftlichen 

Risiken unterdrückt wurden. 

Die über viele Jahre unterdurchschnittliche Gründungsaktivität in Ostdeutschland erklärt sich 

allerdings nur zu einem kleinen Teil durch diesen kulturellen Hintergrund sondern ist vor allem das 

Resultat der vergleichsweise schwachen wirtschaftlichen Entwicklung. Zumindest in der 

Anfangsphase arbeiten die meisten Gründer für einen lokalen oder regionalen Markt. Insbesondere 

eine geringe Kaufkraft vermindert daher den Anreiz sich selbständig zu machen, was auch in den 

regionalen Fallstudien als wichtiges Hemmnis genannt wird (vgl. OECD 2006b: 16). Der 

Gründungsboom direkt nach dem Fall der Mauer hat gezeigt, dass auch in einem Umfeld, dass durch 

einen wenig förderlichen kulturellen Hintergrund geprägt ist, bei Vorliegen einer Vielzahl guter 

unternehmerischer Möglichkeiten auch in großer Zahl der Schritt in die Selbständigkeit vollzogen 

wird. 

Politische Initiativen zur Verbesserung gründungsbezogener Einstellungen 

Ein Review von politischen Programmen, die bei gründungsbezogene Einstellungen oder der 

Gründungskultur einer Region ansetzen ist schwierig, da derartige Programme nur sehr schwer 

wissenschaftlich evaluiert werden können und daher auch nur wenige entsprechende 

Veröffentlichungen vorliegen. Der Erfolg von Förderinitiativen, die auf die Schaffung einer 

ñentrepreneurial cultureò abzielen, messen den Erfolg von Maßnahmen oft anhand der Kenntnis des 

Programms in der Bevölkerung bzw. bei einer bestimmten Personengruppe oder der 

Gründungsmotivation (Vgl. Landtag Mecklenburg-Vorpommern 2005; BMWI 2006). Ob es durch 

solche Förderinitiativen tatsächlich zu einer steigenden Anzahl an Unternehmensgründungen kommt, 

wird nicht überprüft. Im Falle Mecklenburg-Vorpommerns ist die Zunahme der Selbständigenquote 

von 7% auf knapp 10% im Verlauf der Kampagne ñEinfach Anfangenò mit groÇer Wahrscheinlichkeit 

nur zu einem kleinen Teil auf diese Kampagne zurückzuführen sondern eher das Resultat der massiven 

Förderung von Gründungen aus der Arbeitslosigkeit (vgl. Bergmann/Sternberg 2007) und eines 

allgemeinen Trends zu mehr Selbständigkeit. Hierdurch soll nicht gesagt werden, dass diese 

Förderinstrumente unwirksam werden. Wissenschaftlich fundiert lässt sich allerdings in aller Regel 

nicht nachweisen, dass Programme zur Schaffung einer Ăentrepreneurial cultureñ oder der 

Verbesserung gründungsbezogener Einstellungen tatsächlich zu einer höheren Anzahl an 
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Unternehmensgründungen führen (vgl. Storey 2003). Daher ist auch nur bedingt ein Überblick über 

derartige Politikmaßnahmen möglich.  

Eine wichtige politische Initiative, die die Gründungseinstellung von Studierenden und 

wissenschaftlichen Mitarbeitern positiv beeinflussen will, ist das Fºrderprogramm ĂEXIST - 

Existenzgr¿ndungen aus Hochschulenñ. Das Fºrderprogramm will im ersten Schritt Studierende und 

wissenschaftliche Mitarbeiter für die Berufsoption unternehmerische Selbständigkeit sensibilisieren. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Aus- und Weiterbildung potenzieller Gründer und als Drittes sollen 

konkrete Gründungsvorhaben durch Beratung, Coaching und infrastrukturelle Hilfen unterstützt 

werden. Im Zeitraum 1998 bis 2005 wurden durch EXIST insgesamt 15 regionale 

Gründungsförderungsnetzwerke unterstützt, die zuvor auf Basis eines Wettbewerbs ausgewählt 

worden waren. Die Gestaltung und Umsetzung der einzelnen Maßnahmen erfolgte durch die einzelnen 

regionalen Akteure. Eine Darstellung aller Maßnahmen würde den Rahmen dieses Beitrags sprengen. 

Es lässt sich sagen, dass EXIST in den beteiligten Hochschulen zur Erhöhung der Motivation für eine 

selbständige Tätigkeit geführt hat. Im Vergleich zur Ausgangssituation 1997 sind erheblich 

Fortschritte im Bereich Entrepreneurship-Aus- und Weiterbildung an den Hochschulen zu verzeichnen 

Die Langwierigkeit von Veränderungsprozessen, die im Bereich der Förderung einer Kultur der 

unternehmerischen Selbständigkeit ansetzen, wird auch von der wissenschaftlichen Begleitung des 

Förderprogramms hervorgehoben. Hierdurch wurden die Leitziele des Programms insgesamt erst 

teilweise erreicht. (vgl. BMWI 2006). Als Erfolgsfaktoren von EXIST lassen sich der 

Wettbewerbscharakter bei der Auswahl von Förderregionen und die Freiheit bei der Gestaltung 

individueller Maßnahmen anführen. Fraglich ist allerdings noch, ob durch EXIST tatsächlich 

dauerhafte Veränderungsprozesse initiiert und nachhaltige Förderinstitutionen geschaffen werden 

konnten oder ob diese mit dem Auslaufen der Förderung wieder verschwinden werden. Zudem kann 

noch nicht gesagt werden, ob es durch das Förderprogramm langfristig zu vermehrten 

Gründungsaktivitäten und positiven Wirkungen auf die Regionalwirtschaft kommen wird (vgl. 

Koch/Kautonen/Grünhagen 2006). Trotz dieser Einschränkungen können Regionen mit bedeutenden 

Hochschulstandorten, wie beispielsweise Halle, sicherlich von den Erfahrungen des EXIST-

Programms profitieren (vgl. OECD 2007a).  

Autio, Kronlund und Kovalainen (2007) untersuchen in neun verschiedenen Ländern politische 

Programme und Förderinitiativen, die wachstumsstarke Unternehmen unterstützen. Die meisten der 

untersuchten Programme zielen hierbei nicht auf Einstellungen oder die Gründungskultur einer 

bestimmten Personengruppe ab, sondern bieten konkrete Unterstützungsmaßnahmen für bestehende 

Unternehmen in der Form von beispielsweise Beratungsleistungen, Exportunterstützung und 

Finanzierungsmöglichkeiten. 

The Mastering Growth Program in den Niederlanden ist eines der wenigen Programme, das sich 

auf das Erreichen und das Management von Wachstum aus einer Management-Perspektive fokussiert. 

Das Programm unterstützt Workshops, in denen ambitionierte Unternehmen voneinander lernen 

können, wie unternehmerisches Wachstum erreicht werden kann. Ziele des Programms sind die 

Motivation zu wachsen zu erhöhen und gleichzeitig auch die Management-Fähigkeiten des 

Unternehmers zu verbessern. Die Beteiligten sollen hierbei primär voneinander lernen. Das Programm 

wurde 2006 gestartet und es ist daher zu früh für eine endgültige Beurteilung. Allerdings ruhen großen 

Erwartungen auf dem Programm (Autio/Kronlund/Kovalainen 2007: 55f). 

High-Growth Start-up ist ein regionales Projekt in South Yorkshire in Großbritannien, dass von 

der der Organisation Business Link initiiert wurde. Das Programm bietet über 18 Monate Mentoring- 

und Coaching-Unterstützung für wachstumsstarke Unternehmen an. Die Unternehmer sollen hierbei 

mit den notwendigen Management-Fähigkeiten für unternehmerisches Wachstum ausgestattet werden. 



14 

 

Das Programm hat bereits mehrere hundert Firmen unterstützt und wird in aller Regel als sehr 

erfolgreich eingeschätzt (Autio/Kronlund/Kovalainen 2007: 63f.). 

Die Handlungsempfehlungen von Autio, Kronlund und Kovalainen (2007: 76) zur Förderung von 

wachstumsstarken Unternehmen decken sich in vielen Punkten mit den Handlungsempfehlungen der 

OECD-Fallstudie für Halle (OECD 2007a: 58ff), insbesondere was die Fokussierung auf wenige, 

wachstumsstarke Unternehmen, die Motivation der Unternehmer und die enge Zusammenarbeit mit 

privatwirtschaftlichen Akteuren angeht. 

Was kann man tun und was sollte man tun? 

Gründungsbezogene Einstellungen und Fähigkeiten nehmen eine wichtige Rolle im 

Gründungsprozess ein. Sie beeinflussen signifikant Gründungsaktivitäten und werden ihrerseits von 

Merkmalen der Person und der Region bestimmt. Vor diesem Hintergrund kann man sagen, dass sie 

eine intermediäre Rolle im Gründungsprozess spielen.  

Die meisten Entrepreneurship-Förderinitiativen sind nicht direkt auf eine reine Verbesserung von 

Einstellungen sondern auf eine Verbesserung der gründungsbezogenen Rahmenbedingungen 

ausgerichtet. Bei den existierenden Programmen gibt es bislang noch keinen wissenschaftlich 

fundierten Beleg dafür, dass sich über politische Initiativen, die auf eine Verbesserung 

gründungsbezogener Einstellungen abzielen, tatsächlich eine Erhöhung der Gründungszahlen 

erreichen lässt. Die Zahl der Einflussfaktoren auf die letztendliche Gründungsentscheidung ist zu groß, 

um eindeutige Aussagen zuzulassen. Es gibt zwar Hinweise darauf, dass sich über politische 

Initiativen eine Verbesserung von Einstellungen und Fähigkeiten erreichen lässt. Oft bedarf es 

allerdings noch eines auslösenden Ereignisses (triggering event), damit tatsächlich der Schritt in die 

Selbständigkeit vollzogen wird. 

Bei der Gestaltung von politischen Programmen, die auf gründungsbezogene Einstellungen 

abzielen, sollte beachtet werden, dass gründungsbezogene Einstellungen in hohem Masse von 

persönlichen Merkmalen, der Einbindung in mikrosoziale Netzwerke und regionalen Merkmalen 

abhängig sind. Der regionale Einfluss auf gründungsbezogene Einstellungen lässt sich recht gut durch 

die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen einer Region erklären. Insbesondere in wirtschaftsstarken 

Regionen haben die Menschen positive Einstellungen zur Selbstständigkeit. Politische Maßnahmen 

haben vor diesem Hintergrund immer nur einen vergleichsweise kleinen und langfristigen Einfluss auf 

Gründungseinstellungen und die Gründungskultur in einer Region. 

Das Vertrauen in die eigenen Gründungsfähigkeiten ist fast ausschließlich von Merkmalen der 

jeweiligen Person und ihrer Einbindung in soziale Netzwerke abhängig. Insbesondere die Dauer der 

eigenen Erwerbstätigkeit, ein hoher Bildungsabschluss, Selbstständigkeitserfahrungen sowie der 

Kenntnis von anderen Gründern hat einen positiven Einfluss darauf, dass man sich eine Gründung 

selbst zutraut. Auch bei der Wahrnehmung guter Möglichkeiten für eine Unternehmensgründung und 

der individuellen Risikoaversion sind personenbezogene und mikrosoziale Faktoren von großer 

Bedeutung: Gute Gründungsmöglichkeiten werden vor allen in Agglomerationsräumen und Regionen 

mit einer hohen Kaufkraft wahrgenommen. Darüber hinaus führen die individuelle Kenntnis von 

anderen Gründern und persönliche Selbständigkeitserfahrungen zu einer besseren Wahrnehmung von 

Gründungsmöglichkeiten. 

In Bezug auf die Angst zu scheitern (Risikoaversion) lässt sich ein signifikanter Unterschied 

zwischen Ost- und Westdeutschland aufzeigen, der nicht vollständig anhand von wirtschafts- und 

bevölkerungsstrukturellen Faktoren erklärt werden kann. Es stellt sich die Frage, ob man mit 

geeigneten Maßnahmen versuchen sollte, diesen Unterschied zu verringern. Bei der Diskussion um die 
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hohe Risikoaversion in Ostdeutschland sollte man bedenken, dass Deutschland insgesamt durch eine 

ausgeprägte Risikoaversion gekennzeichnet ist: 46.5% der 18- bis 64-Jährigen würden aus Angst vor 

dem Scheitern auf eine Unternehmensgründung verzichten. Im Durchschnitt aller betrachteten Länder 

liegt dieser Wert bei 35.4% und in den USA bei nur 21% (vgl. Sternberg/Brixy/Hundt, 2007: 19). 

Daher kann man argumentieren, dass in Deutschland generell versucht werden sollte, die 

Risikoaversion zu vermindern. Die Förderung von Eigeninitiative und der Bereitschaft, individuelle 

Risiken zu tragen, sollte möglichst früh erfolgen und in allen Teilen des Bildungssystems verankert 

werden. Erfolge sind hier allerdings erst mittelfristig zu erwarten (vgl. OECD 2007b: 32). 

Der positive Einfluss der Kenntnis anderer Gründer und auch eigener Gründungserfahrungen auf 

gründungsbezogene Einstellungen legt den Schluss nah, in diesem Bereich mit Fördermaßnahmen 

tätig zu werden, beispielsweise über die Vernetzung von gründungsinteressierten Personen und die 

Präsentation von Rollenvorbildern. Dieser Ansatz wird auch in den regionalen Fallstudien aufgegriffen 

(vgl. OECD 2006a: 38f; OECD 2006b: 17). Andere der in den lokalen Fallstudien vorgeschlagenen 

Maßnahmen, wie beispielsweise die Schaffung von Gründungsinkubatoren (vgl. 2006a: 12) erscheinen 

weniger geeignet, eine tatsächliche Verbesserung der Gründungskultur in einer Region zu erreichen, 

da es die internationalen Erfahrungen in Bezug auf Gründungsinkubatoren eher verhalten sind. 

Wie bereits angeführt zeigen empirische Untersuchungen, dass kulturelle Merkmale nur zu einem 

kleinen Teil für den Umfang an Unternehmertum in einer Region verantwortlich sind. Unternehmer 

selbst wünschen sich meist nicht Förderprogramme sondern eine geringe administrative Belastung, 

eine große Handlungsfreiheit und niedrige Steuern. Über Verbesserungen in diesem Bereich lassen 

sich vermutlich am besten die Einstellungen zu einer unternehmerischen Tätigkeit nachhaltig 

verbessern. 
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ERGEBNISSE DER LOKALEN  FALLSTUDIEN UND HAND LUNGSEMPFEHLUNGEN  

OECD 

Aus allen lokalen Fallstudien wurde ersichtlich, dass die Unternehmenskultur und günstige 

Bedingungen für unternehmerisches Engagement und die Unternehmensentwicklung mit dem Ziel 

gefördert werden müssen, Unternehmensneugründungen und das KMU-Wachstum voranzubringen. 

Die Bedeutung einer unternehmerischen Kultur und die Förderung günstigerer Einstellungen und 

Motivationen zur Umsetzung neuer Ideen sind inzwischen in Regierungshandeln und gemeinsame 

Initiativen der Öffentlichen Hand und des privaten Sektors gemündet. Diese Initiativen gehen vor 

allem von Institutionen des Bundes und der Länder aus, jedoch werden auch auf kommunaler Ebene 

Initiativen wie beispielsweise die Unternehmertage und die Wettbewerbe und Preisauslobungen für 

Geschäftsideen organisiert. Einige Partnerschaften wurden auf Landesebene zwischen den Industrie- 

und Handelskammern, den Handwerkskammern und den Arbeitsagenturen in eine formellere Form 

gegossen. Das Ziel ist die Anregung und Begleitung von Initiativen über Internetportale, Workshops 

und Einzelveranstaltungen. Auf lokaler Ebene ergaben einige der Fallstudien, dass es an 

identifizierbaren Rollenmodellen und Erfolgsgeschichten vor Ort mangelt. Erfolgreiche Unternehmer 

stoßen sogar mancherorts eher auf Neid denn auf Bewunderung. 

Die Prüfung der lokalen Fallstudien ergab zwei Haupttendenzen der Wirtschaftsaktivität und des 

Unternehmertums. Einerseits suchen die Menschen nach Beschäftigung in etablierten Unternehmen 

oder im öffentlichen Dienst, statt eigene Geschäfte zu gründen. Diese Grundeinstellung fördert die 

Übernahme von Standardaufgaben und die Erwartung, die eigene berufliche Laufbahn im Rahmen 

wohl geordneter Arbeitsmarktstrukturen durchlaufen zu können; nicht gefördert werden so 

Fähigkeiten, die zur Entwicklung neuer und wachstumsorientierter Geschäftsaktivitäten beitragen: 

Kreativität, Anpassungsfähigkeit, Selbstständigkeit und Risikobereitschaft mit Urteilsvermögen sowie 

die Erwartung, im Zuge der Karriereplanung das Unternehmen zu wechseln und auch selbständig zu 

werden. Auf der anderen Seite sind die Aktivitäten von Menschen, die tatsächlich ihr eigenes Geschäft 

betreiben, oftmals von dem Wunsch geprägt, Arbeitslosigkeit zu vermeiden; weniger wichtig ist das 

Motiv, erkannte Marktchancen und Markttrends zu nutzen, so das die Wachstums- und 

Überlebenschancen dieser Geschäfte in der Regel nicht sehr hoch sind. 

Gewiss könnte man in diesem Kontext auf das sozioökonomische Erbe der Kommandowirtschaft 

aus DDR-Zeiten verweisen, das der Entwicklung unternehmerischen Engagements im Wege steht; die 

Unternehmenstätigkeit und die Unternehmensentwicklung im weltweiten Maßstab zeigen jedoch, dass 

es bei der Förderung von Unternehmertum und entsprechender Motivation nicht nur in 

Übergangsgesellschaften, sondern auch in vielen anderen Regionen der OECD, die bislang von großen 

Industriebetrieben mit nachfolgendem Niedergang geprägt worden, Schwierigkeiten gibt. Das gilt 

insbesondere für die alten Industrieregionen Europas und Nordamerikas. Viele dieser Regionen sind 

heute um die Schaffung unternehmerischer Fähigkeiten und Motivationen bemüht, weil sie der 

Überzeugung sind, dass dies ein erster Schritt sowohl für eine wirtschaftliche Neubelebung wie für die 

Entwicklung und das Wachstum kleiner Unternehmen ist. Benötigt wird ein langfristiger, integrierter 

regionaler Aktionsplan zur Umsetzung eines kulturellen Wandlungsprozesses und zur Förderung einer 

unternehmerisch orientierten Gesellschaft; hierbei spielen Initiativen in den Bereichen Bildung, 

Ausbildung, Verwaltung, Gesellschaft, Geschäftswelt, Medien etc. eine wichtige Rolle. Viele 
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Standorte, deren Wirtschaft im Strukturwandel begriffen ist, haben den Eindruck, dass die 

Bewältigung dieses Prozesses sie in ihren Möglichkeiten zur gleichzeitigen Förderung dynamischer 

und gut ausgebildeter Unternehmer behindert, die in der Lage wären, neue Arbeitsplätze zu schaffen 

und neue wirtschaftliche Initiativen zu verwirklichen. Wahrscheinlich wegen der Auswirkungen des 

Übergangsprozesses und wegen der Schließung großer Fabriken ist hier ein Mangel an 

ĂLokalpatriotismus und Stolzñ
1
 zu beobachten, die von mancher Seite als Voraussetzung für 

Unternehmensneugründungen und unternehmerisches Engagement vor Ort betrachtet werden. Daher 

erfordert die Förderung unternehmerischer Fähigkeiten und Motivationen eine Strategie, die auch die 

Attraktivität und das Image der Landkreise als Standort für Geschäftsneugründungen verbessert, 

Rollenmodelle für erfolgreiches Unternehmertum bietet, das Bewusstsein für unternehmerische 

Möglichkeiten erhöht und Mentoren für neue und potentielle Unternehmer vorsieht. Zuwanderer und 

Menschen, die aus familiären oder sonstigen Gründen gern in ihre Landkreise zurückkehren wollen, 

können einen großen Wert für künftiges Unternehmertum und für die künftige wirtschaftliche 

Entwicklung darstellen. Für einige der lokalen Fallstudiengebiete wurden erste Ergebnisse mit einer 

gewissen Anzahl erfolgreicher und unternehmerisch aktiver Menschen ersichtlich, die aus anderen 

Teilen Deutschlands oder aus dem Ausland in die betreffenden Landkreise kamen und ihre eigenen 

Firmen gründeten. 

Die Einsicht, dass es beim Unternehmertum nicht nur um Start-Ups geht, sondern dass 

Beschäftigungsfähigkeit und Unternehmertum inzwischen untrennbar zusammengehören, sollte den 

politisch Verantwortlichen auch die Bedeutung der Aus- und Weiterbildung bewusst machen. Die 

Schaffung unternehmerischer Einstellungen unter den Führungskräften und Belegschaftsmitgliedern 

der Unternehmen ist ein wichtiger Faktor bei der Erhöhung des Innovationspotenzials und der 

Innovationsbereitschaft von Unternehmen. In einigen lokalen Fallstudiengebieten lag die Anzahl der 

gut ausgebildeten Mitarbeiter über dem Bundesdurchschnitt. Dies legt nahe, an eine Erweiterung der 

laufenden Aktivitäten zu denken, um die Gruppe der potenziell von politischen Initiativen 

Profitierenden zu vergrößern und gut ausgebildete Mitarbeiter als Zielgruppe mit hohem 

unternehmerischem Potenzial einzubeziehen, nicht zuletzt vor dem Hintergrund des noch immer 

schwachen Interesses an der Übernahme von Unternehmensnachfolgen im Vergleich zu 

Unternehmensneugründungen. Die Beteiligung an einem größeren Wirtschaftsraum ist von Vorteil; 

die Ansiedelung großer Unternehmen, oftmals multinationaler Art, bietet erweiterte 

Beschäftigungsmöglichkeiten und damit für die Mitarbeiter die Chance, Erfahrungen zu sammeln, ihre 

Fähigkeiten zu erweitern und Netzwerken anzugehören. All dies kann für die Aufnahme einer 

eigenständigen Geschäftstätigkeit von Bedeutung sein. Die Steigerung der 

Verantwortungsbereitschaft, der Bereitschaft zum Engagement und die Anerkennung der Leistungen 

anderer sind eng mit einem Prozess kultureller und organisatorischer Veränderungen in den 

Unternehmen verbunden. In ihrem Vorhaben, die kommunale Wirtschaft in ihren Schlüsselsektoren 

Gesundheitswesen und Automobilindustrie zu stärken, können die meisten Fallstudiengebiete auf 

einen großen Pool an qualifizierten jungen Arbeitnehmern mit akademischem Hintergrund und guter 

Ausbildung sowie auf eine örtliche Business Community zurückgreifen, der Unternehmen 

unterschiedlicher Größe und mit verschiedenen Spezialgebieten angehören. 

Die lokalen Fallstudien bestätigten die Annahme, dass sich die Förderung unternehmerischen 

Engagements bislang zu stark auf die Arbeitslosen konzentriert. Die Vermeidung oder Überwindung 

von Arbeitslosigkeit steht oftmals im Hintergrund neuer Geschäftsgründungen. Diese der Not 

entsprungenen Geschäftsgründungen sind jedoch in vielen Fällen im Wettbewerb weniger erfolgreich 

als Firmen, die aus freien Stücken gegründet worden, und gerade deren Gründung und Wachstum 

                                                      
1 Zit. aus  Declan Murphy (2006): Supporting Entrepreneurship: Innovation, Exporting, Infrastructure and Financing, in: 

Entrepreneurship in the Districts Mittweida (Saxony) and Altenburger Land (Thuringia), OECD Diskussionspapier, OECD 

Local Entrepreneurship Reviews. 
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sollte im Mittelpunkt der Förderung stehen. Erforderlich ist ein Gleichgewicht zwischen der 

Förderung unternehmerischer Haltungen und Fähigkeiten in der Bevölkerung als ganzer und der 

Unterstützung von Unternehmensneugründungen und bestehenden kleinen Unternehmen. Leicht wird 

jedoch der Fehler gemacht, dass man sich zu sehr auf sog. Ăharteñ Unterst¿tzungsleistungen wie die 

Bereitstellung von Geldmitteln, Immobilien und Beratungsleistungen und zu wenig auf Ăweicheñ 

Unterstützungsleistungen in Bezug auf die Förderung von Motivation und Fertigkeiten konzentriert. 

Diese letztgenannte Art der Förderung legt den Schwerpunkt darauf, Menschen unternehmerisches 

Engagement als echte Karrierechance nahe zu bringen und unternehmerisches Handeln als Chance zu 

vermitteln, selbst von der Entwicklung neuer Produkte und Dienstleistungen, von neuen Märkten und 

neuen Wegen der Produktion zu profitieren. Weit verbreitetes aus Not geborenes unternehmerisches 

Engagement führt eher zu Problemen, da so neue Unternehmer aus der Gruppe der 

Langzeitarbeitslosen aktiv werden, die nur über begrenztes Eigenkapital und begrenzte Fähigkeiten 

verfügen. Diese Art des unternehmerischen Engagements ist in Hinblick auf die Produkt- und 

Verfahrensinnovation, das Unternehmenswachstum, die Produktqualität und die räumliche Reichweite 

ihrer Märkte verhältnismäßig schwach. Die meisten der Not geschuldeten Unternehmensgründungen 

konzentrieren sich auf bloße Nischen innerhalb lokaler Märkte, wobei jedoch langfristig nur die 

Expansion über den lokalen Standort hinaus mit Wahrscheinlichkeit zu weiteren Einkünften führt, die 

langfristig allein den wirtschaftlichen Niedergang auf lokaler Ebene umkehren können. Daher sind 

Maßnahmen zur Förderung unternehmerischer Motivation und unternehmerischer Fähigkeiten wichtig 

nicht nur für die Erweiterung des Pools von Personen, die Interesse und Fähigkeiten für die Gründung 

und Führung eines Geschäftes mitbringen, sondern auch für die Fortentwicklung der 

Geschäftsaktivität in den Landkreisen weg von bloßen Notgründungen und hin zu Gründungen aus 

freier Eigeninitiative mit wachstumsorientierten Innovationen bei Produkten, Märkten und 

Herstellungsverfahren, die lokale Firmen wettbewerbsfähiger machen. 

Die Verbesserung der unternehmerischen Haltungen geht einher mit einem größeren Bewusstsein 

der Chancen und Vorteile des Unternehmertums; damit wird für einen weiteren Personenkreis die 

Gründung oder Erweiterung eines eigenen Geschäftsbetriebes attraktiver, und in den Institutionen, 

Gemeinden und Unternehmen wird die Unternehmenskultur besser verankert. Verbunden mit einer 

unternehmensorientierten Kultur ist somit das rechte Verständnis der Markt- und Geschäftschancen, 

die kleinen und traditionellen Unternehmen helfen, innerhalb der lokalen Wirtschaft und/oder über 

deren Grenzen hinaus neue Chancen wahrzunehmen. Die lokalen Fallstudien lassen darauf schließen, 

dass sich für die Mehrheit der bestehenden KMU eine zu eng gefasste Auffassung der Märkte und der 

Wachstumschancen negativ auf den Wachstumswillen und die Innovationskapazitäten auswirkt. 

Darüber hinaus stehen die Personalentwicklung und die Personalschulung oftmals nicht im 

Mittelpunkt der Prioritäten der Geschäftsführungen von KMU; diese sind einen Großteil ihrer Zeit mit 

der Regelung zahlreicher dringlicher Probleme beschäftigt. Wichtig ist die regelmäßige 

Qualitätsprüfung von Schulungsangeboten, einschließlich Coaching- und Beratungsleistungen, wobei 

lokale Geschäftserfordernisse zu berücksichtigen sind. Als für den weiteren Ausbau geeignetes Modell 

Guter Praxis können verschiedene Pilotinitiativen unter Zusammenarbeit von Kammern und 

Unternehmensverbänden angeführt werden. Die derzeitigen Maßnahmen zu Schulung und 

Bewusstseinsförderung scheinen sich indes zu einem großen Teil auf berufliche Schulung und 

Erwachsenenbildung zu konzentrieren, was wenig Spielraum für die Förderung unternehmerischer 

Einstellungen in Schulen und für die Motivation von Studenten in Hinblick auf die Alternative 

selbstständigen Unternehmertums statt abhängiger Beschäftigung lässt. Die Maßnahmen zur 

Förderung des Unternehmertums sollten daher auch auf neue Publikumskreise ausgeweitet werden. 

Die lokalen Fallstudien in Ostdeutschland führten zu einer Reihe von Handlungsempfehlungen 

für die auf nationaler und lokaler Ebene politisch Verantwortlichen, die mit der Entwicklung und 

Stärkung des Unternehmertums und der kommunalen Wirtschaft befasst sind und sowohl auf lokaler 

Ebene wie auf weiteren Regierungsebenen tätig sind. Obgleich die Handlungsempfehlungen 
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schwerpunktmäßig die kommunale Ebene betreffen, beinhalten sie doch eine gewisse Relevanz für 

andere Standorte in Ostdeutschland und andernorts. Daher sollte die nachfolgende Aufstellung von 

Handlungsempfehlungen als Checkliste für politische Akteure und lokale Organisationen zu Rate 

gezogen werden, wo es um die Innovation der Unternehmenspolitik und die Entwicklung lokaler 

Aktivitäten mit dem Ziel der Erweiterung der Unternehmenskultur und um die Förderung und 

Verbreitung günstiger Einstellungen und Motivationen für die Aufnahme und Erweiterung 

unternehmerischen Engagements geht. 

Handlungsempfehlungen zur Stärkung und Verbreitung unternehmerischer Haltungen und Einstellungen 

R Bewusstsein für unternehmerische Chancen stärken. Werbeaktionen und Werbematerialien sollten 

entwickelt werden, um Chancen, die sich aus der Unternehmensgründung ergeben, einem breiten 
Publikum nahe zu bringen. Landkreise sollten innovativ sein und Werbung für die eigene Region 
voranbringen. 

R Imageaufwertung in Regionen und Landkreisen. Eine Veränderung der Unternehmermentalität erfordert 

ebenfalls eine Imageaufwertung der jeweiligen Region oder des Landkreises bei der ansässigen und 
externen Bevölkerung. Wenn die Leute nicht glauben, dass ein Ort attraktiv genug ist, um dort zu leben 
oder dass dort die Entwicklung innovativer und wachstumsorientierter Tätigkeiten möglich ist, werden sie 
dort keine Unternehmen gründen oder ihre Unternehmen anderswo betreiben. Es sollten daher 
Kampagnen gestartet werden, um das Vertrauen in die Zukunft der Region zu stärken. Hierbei sollten 
Regionen ihre spezifischen Schl¿sselstªrken oder óAnziehungspunkteô fºrdern. 

R Sensibilisierungskampagnen für erfolgreiches Unternehmertum. Langfristig betrachtet wirkt sich eine 
Förderung des unternehmerischen Denkens und Handelns während des gesamten schulischen 
Bildungssystems bis hin zur Universitätsausbildung positiv und steigernd auf unternehmerisches Streben, 
Denken und Verhalten aus. Die Erziehung sollte schon von Kindesalter an gleichermaßen Kreativität und 
Selbständigkeit fördern und jungen Menschen eine realistische Vorstellung von Unternehmertum als 
existenzfähige, auch zeitweilige Alternative in einem Arbeitsleben, das zukünftig verstärkt aus einem 
Wechsel zwischen selbstständigen und abhängigen Beschäftigungen bestehen wird. 

R Schaffung von Vorbildern und Champions. Regionale/örtliche Erfolgsgeschichten sollten von öffentlichen 
und privaten Akteuren in unterschiedlicher Form (z.B. Auszeichnungen, Erfolgsgeschichten) bei lokalen 
und überregionalen Anlässen (z.B. Konferenzen, Messen, Veranstaltungen usw.) durch Medien 
(Fernsehen, Rundfunk, Tageszeitungen, Zeitschriften, Internet usw.) bekannt gemacht werden. 
Anschauliche Lebens- und Erfahrungsberichte erleichtern es zu verstehen, was es bedeutet, ein 
Unternehmer zu sein. 

R Mentoren- und Patengruppen bilden . Eine Vorgehensweise, die in anderen OECD-Ländern in der 
Förderung von KMU Anwendung findet, ist die Einbindung von erfahrenen Geschäftsleuten im Ruhestand 
in die strategische Beratung von jungen und expandierenden Unternehmen. Solch eine Betreuung durch 
Mentoren ist sowohl für Kleinbetriebe als auch für größere mittelständische Unternehmen während aller 
Entwicklungsphasen von Bedeutung. 

R Schaffung von Anreizen und Förderprogrammen in der Unternehmensnachfolge. Angesichts des immer 

noch niedrigen Interesses an Geschäftsnachfolgen im Vergleich zu Unternehmensneugründungen sollten 
vermehrt Anreiz- und Förderstrukturen geschaffen werden. Die Einbeziehung hochqualifizierter Angestellter 
mit einem großen Potential für unternehmerische Aktivität sollte als Zielgruppe für Trainingsprogramme in 
der Unternehmensnachfolge verstärkt in Betracht gezogen werden. 

R Schaffung von Anreizen für KMU zur Einstellung von Auszubildenden. Ausbildungsplätze geben jungen 
Menschen die Möglichkeit, Berufserfahrung zu sammeln. Unternehmen wird dadurch eine Gelegenheit 
geboten, um junge Arbeitskräfte zu testen, ihre Fähigkeiten zu prüfen und sie entsprechend den 
Bedürfnissen des Unternehmens auszubilden. Unternehmertum ist weit mehr als nur 
Firmenneugründungen: Arbeitsfähigkeit und Unternehmertum sind untrennbar miteinander verbunden. 
Daher ist es wichtig, Initiativen auszuweiten, die die Bedeutung beruflicher Qualifikation vermehrt ins 
Bewusstsein rufen und Anreize für KMU schaffen, um Auszubildende einzustellen. 

R Förderung von Intrapreneurship. Die Förderung von unternehmerischem Denken bei Managern und 

Angestellten ist wichtig für Innovation in KMU. Mehr Verantwortung und Engagement sowie Anerkennung 
der Leistung von Mitarbeitern, die sich allesamt positiv auf das Innovationspotential eines Unternehmens 
auswirken können, setzt kulturelle und organisatorische Veränderungen voraus. 
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Box 1. Lesen was-wie-woanders funktioniert - Gute Praxis in der Förderung von unternehmerischer 
Einstellungen und Haltungen 

Y4 - Unternehmerfreundliche Regionen schaffen ï Finnland: Barrieren für Unternehmertum abbauen. 

ñ4x4 pour entreprendreñ in Wallonien ï Belgien: Fördern eines positiven Klimas für das Unternehmertum ï Jeden 
mit ins Boot holen. 

Der Walisische ĂAktionsplan f¿r Unternehmertumñ (EAP) Einstellungen und Haltungen verändern, um eine 
Unternehmenskultur zu schaffen, die Studenten, Arbeitnehmer, Unternehmer und den öffentlichen Sektor 
miteinbezieht. 

Schottlands Strategie zur Erhöhung der Rate von Unternehmensgründungen ï Vereinigtes Königreich: 
Unternehmerische Haltung und Unternehmenskultur; Politikumsetzung in der Förderung von Unternehmertum. 

Baskenland: Auf Strategie bauen in der Konsolidierung einer unternehmerischen Gesellschaft ï Spanien:  
Regionaler Aktionsplan für einen kulturellen Wandel der unternehmerischen Denkens und Handelns fördert. 

"Determined to succeed": Sicher auf dem Weg zum Erfolg ï Schottland ï Vereinigtes Königreich: 
Bildungsprogramm für Unternehmen. 

Vom Angestellten zum Unternehmer: das Enterprise Start Programm ï Irland: Hochqualifizierte Arbeitnehmer für 
Ausgründungen gewinnen, um die Anzahl der viel versprechenden Unternehmensneugründungen zu steigern. 

ĂViestinVaihto-ohjelmañ: Betriebsübernahme einfach gemacht ï Finnland: Programm für Führungskräfte in KMU, 
mit dem die Planung der Firmennachfolge betreuend unterstützt werden soll. 

Futurego ï der Schüler-Businessplanwettbewerb des Landes Sachsen-Anhalt ï Deutschland. 

Deutsche Gründer- und Unternehmertage 2007- ĂGr¿nder-Champions 2007ñ. 

Unternehmerinnen- und Gr¿nderinnentag des Landes Brandenburg (UGT) ĂUnternehmerin des Landes 
Brandenburg 2007ñ. 

 

http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39216957_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/dataoecd/10/13/40352605.pdf
http://www.oecd.org/dataoecd/52/48/42353160.pdf
http://www.oecd.org/dataoecd/10/55/40352774.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39204778_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39204654_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39216941_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39204664_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39227517_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39227483_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39227812_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39227812_1_1_1_1,00.pdf
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25 

 

BESTEHENDE UNTERNEHM EN ZUM NACHDENKEN ÜB ER IHR WACHSTUM 

ANREGEN 

Markku Virtanen, Finnland 

Einleitung 

Die Förderung von Unternehmertum und Wirtschaftswachstum ist ein wichtiger Faktor für die 

Schaffung von Arbeitsplätzen und die Entwicklung jeder Volkswirtschaft. Der Übergang von der 

Planwirtschaft zur freien Marktwirtschaft unterstreicht die Bedeutung des Unternehmertums, da eine 

Kultur des Unternehmertums in dieser Tradition nicht bestand. In den meisten Fällen beinhaltet der 

Transformationsprozess Privatisierungen öffentlichen Eigentums und somit Änderungen in der 

Eigentumsstruktur der Wirtschaft. Mit der Änderung der Eigentumsverhältnisse sind verschiedene 

Herausforderungen verbunden, um den potenziellen Nutzen möglichst optimal einzusetzen. 

Angemessene physische und institutionelle Infrastrukturen werden zur Anziehung privater 

Investitionen benötigt, und wohl definierte Strategien und Politiken sind einzuführen, um für ein 

berechenbares Geschäftsumfeld zu sorgen. Wie Smallbone und Welter (2001a) hervorheben, ist die 

gesellschaftliche Transformation weit mehr als nur ein wirtschaftlicher Prozess, sie umfasst vielmehr 

auch soziale Veränderungen. 

Das Hauptziel der regionalen oder kommunalen Wirtschaftsentwicklung besteht in der 

Stimulation von Beschäftigungsmöglichkeiten vor Ort in Branchen, die in den Kommunen Wohlstand 

schaffen, indem sie menschliche, natürliche und institutionelle Ressourcen nutzen (Blakely und 

Bradschaw 2002). Die Strategien der Regionalentwicklung durch die Anregung und Förderung von 

Geschäftsaktivitäten und Beschäftigung beinhalten auch vermehrtes unternehmerisches Engagement 

und die Verbesserung der Unternehmenskultur im betreffenden Gebiet sowie die Förderung von 

Unternehmensneugründungen und Innovationen zur Anwerbung von Geschäften und Investitionen 

und zur Fortentwicklung und Expansion bestehender Unternehmen. 

Das Unternehmensumfeld, einschließlich kultureller, demographischer, politischer und 

technologischer Faktoren und natürlicher Ressourcen, soweit vorhanden, sowie neuer gesetzlicher 

Regelungen für Unternehmen ist zwischen den Staaten und innerhalb einzelner Staaten recht 

unterschiedlich. Es liegt auf der Hand, dass die Hauptprobleme in der Förderung des 

Unternehmertums in Übergangswirtschaften auf den kulturellen Hintergrund und das fehlende 

unternehmerische Erbe zurückzuführen sein könnten. Im Laufe der Zeit kann der 

Transformationsprozess jedoch zur Erschließung ganz neuer Potenziale und Chancen führen. 

Möglicherweise verbirgt sich in den derzeit bestehenden Unternehmen ein nicht offen sichtbares 

Innovations- und Wachstumspotenzial, das sich durch Anreize und Initiativen zur Verbesserung der 

geschäftlichen Fähigkeiten und des wirtschaftlichen Know-how, des Unternehmergeistes, des 

Expansionswillens und einer angemessenen Unternehmenskultur aktivieren lässt. Die zu 

unternehmenden Anstrengungen sollten jedoch nicht auf Innovation und Wachstum beschränkt 

bleiben, sondern die ganze Vielfalt der lokalen Unternehmen und der von diesen geschaffenen 

Arbeitsplätze berücksichtigen (Stark und Brown 1997). 
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Die KMU-Politik aus der Perspektive der Modernisierung und Diversifizierung ist in 

Übergangswirtschaften eine ganz andere, da es in diesen Regionen vor dem Zusammenbruch der 

zentralisierten Planwirtschaft so gut wie keine kleinen Unternehmen gegeben hat, wobei Polen eine 

Ausnahme bildet (Konopielko und Bell 1998). Daher konnten die Entwicklungs- und 

Expansionsbemühungen zu Anfang der Neunziger Jahre noch nicht so ergiebig sein, wie sie es heute 

sein können. 

Die vorliegende Studie konzentriert sich auf die Modernisierung und Diversifizierung von KMU 

in Ostdeutschland. Daher wird es in ihr vorrangig um die Politiken zur Bestandssicherung und 

Erweiterung bestehender Unternehmen gehen; Strategien und Maßnahmen zur Förderung von 

Unternehmensneugründungen bleiben weitgehend unberücksichtigt. Die Hauptfrage der Untersuchung 

lautet: Welche Art politischer Maßnahmen und Charakteristika sind im Zuge der Modernisierung und 

Diversifizierung von KMU in Ostdeutschland von Bedeutung? 

Mit dieser Studie werden die meisten vorhergehenden Studien überarbeitet, und die 

Schlüsselkonzepte werden beschrieben. Nachfolgend werden Handlungsbereiche für die politische 

Intervention beschrieben und zweckdienliche Reaktionen in ausgewählten OECD-Mitgliedsstaaten 

sowie deren Relevanz für Ostdeutschland erörtert. 

Modernisierung und Diversifizierung von KMU ï einige theoretische Aspekte  

Kleine und mittlere Unternehmen 

Als KMU werden Unternehmen in Deutschland eingestuft, wenn sie weniger als 500 Mitarbeiter 

besitzen und einen Jahresumsatz von unter 50 Millionen Euro ausweisen (FMET 2006). Trotz 

abweichender Definitionen im Vergleich mit vielen anderen europäischen Ländern werden in der 

vorliegenden Studie keine abweichenden Definitionen berücksichtigt. Nach der vorstehenden 

Definition sind 99,7% sämtlicher Unternehmen in Deutschland KMU (ca. 3,5 Millionen); sie stellen 

über 70% sämtlicher Arbeitsplätze und erwirtschaften ca. zwei Fünftel des steuerpflichtigen Umsatzes. 

KMU sind ein Schlüsselfaktor der Wirtschaftsentwicklung in Ostdeutschland (FMET 2006). 

Modernisierung und Diversifizierung 

Die politischen Fragen und Ansätze zum Thema Modernisierung und Diversifizierung von KMU 

sind nicht leicht zu beantworten, da die Konzepte nicht eindeutig sind und Untersuchungen dieser 

Prozesse bislang kaum vorliegen. Zur Modernisierung und Diversifizierung von KMU gehört sowohl 

die Schaffung neuer unternehmerischer Projekte, um die Wirtschaftsstruktur zu verändern, als auch die 

Transformation bestehender Unternehmen. Zu den politischen Maßnahmen zur Modernisierung und 

Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur (Unternehmensverteilung) könnte der Einsatz von 

Instrumenten zur Schaffung von Potenzialen für neue Branchen und zur Abschreckung von 

unternehmerischem Engagement in traditionellen Sektoren (wie beispielsweise Landwirtschaft und 

Fischerei) gehören. Die vorliegende Untersuchung konzentriert sich vorrangig auf bestehende KMU in 

herkömmlichen und handelsfähigen Sektoren; das bedeutet, dass politische Maßnahmen mit dem Ziel 

der Veränderung der Wirtschaftsstruktur weniger Berücksichtigung finden. 

Malecki (1997) vertritt die Auffassung, dass der Modernisierungsprozess in kleinen Unternehmen 

langsamer abläuft, da es diesen an Bewusstsein und am Zugang zu neuen Herstellungsverfahren sowie 

an praktischen Erfahrungen mit neuen Technologien fehlt. Diese Argumentation, kaum 10 Jahre alt, 

steht im Gegensatz zur Argumentation von Blakely und Bradshaw (2002), die der Meinung sind, 

Technologien bewegten sich mühelos über den Globus und die Menschen hätten praktisch weltweit 

Zugang zu Informationen. Die schnellere Verbreitung von Informationen hat den Zyklus beträchtlich 
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verkürzt. Der Zugang zu Informationen für KMU ist leichter geworden, und der verkürzte 

Lebenszyklus schafft für sie neue Geschäftsmöglichkeiten, da KMU flexibler als große Unternehmen 

sind. Zugleich stellt jedoch ein verschärfter Wettbewerb die KMU vor neue Herausforderungen. 

Modernisierung lässt sich als Einführung von Unternehmertum und Innovationen in bestehende 

Unternehmen verstehen. Boime (1976) schreibt in diesem Zusammenhang: ĂDer Entrepreneur schafft, 

soweit seine Aktivitäten die physikalische Natur der Umwelt und somit die Erfahrungsbedingungen 

verändern, eine, wie ich sagen möchte, unternehmerische Ökologie. Der Begriff, wie er hier verwendet 

wird, steht für den sich wandelnden Charakter der heutigen Welt, vermittelt über materielle Zeichen 

der Modernität. Entrepreneure führen uns nicht nur deutlich den Wandel vor Augen, sie sind auch die 

ersten, die durch ihren Lebensstil auf ihn aufmerksam machen.ñ Dieser Ansatz unterstreicht die Rolle 

des Unternehmers im Transformationsprozess. Boime (1976) betont den Grund für unsere Annahme, 

weshalb unternehmerisches Talent von so großer Bedeutung ist: Die Aktivitäten des Unternehmers 

verändern unsere physische Umwelt. Boime verweist auf einen weiteren interessanten Aspekt in der 

Rolle des Unternehmertums, nämlich auf die Vorreiterrolle der Unternehmer auf der 

Konsumentenseite. 

Die Neugründungsquote in Ostdeutschland lag zu Beginn der Neunziger Jahre während des 

Übergangs von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft besonders hoch (Irsch 2005). Die Kreditanstalt 

für Wiederaufbau (KfW) und die Deutsche Ausgleichsbank (DtA) sind zwei quasi öffentliche 

Kreditinstitute, die öffentliche Mittel zum Einsatz von Beteiligungskapital nach Ostdeutschland leiten, 

wobei auch regionale Kriterien berücksichtigt werden (Sunley et al. 2005). Diese Mittel wurden in 

weit höherem Maße für frühzeitige Investments eingesetzt als dies beispielsweise in Großbritannien 

der Fall war (Sunley et al. 2005). Um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, konzentrierten sich die 

noch bestehenden ostdeutschen Unternehmen in der Übergangsphase vorrangig auf die 

Modernisierung ihrer Anlagen und Maschinen. Das Anlagevermögen ist in den ostdeutschen Firmen 

noch immer verhältnismäßig groß, und ihr modernisierter Kapitalstock verschafft den ostdeutschen 

Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil (Irsch 2005). Daher steht die Modernisierung von Anlagen 

und Maschinen nicht im Mittelpunkt der vorliegenden Analyse. 

Penrose (1959) stellt fest, dass Diversifizierung das in der Analyse der wirtschaftlichen Lage von 

Unternehmen vielleicht am meisten zu Unrecht vernachlässigte Charakteristikum ist. Die Autorin 

bemerkt, dass Diversifizierung hier und da auch als Produktionserweiterung oder Integration in 

Verbindung mit dem Unternehmenswachstum bezeichnet wird. Daher werden sich Politiken zur 

Förderung der Diversifizierung in KMU eng mit der Wachstumsförderung zusammenschließen 

müssen. Porter (1985) befasst sich mit Diversifizierungsstrategien im Kontext großer Unternehmen 

und stellt fest, dass sich die Diversifizierungsstrategie in den 80er Jahren verändert hat, so das die 

größeren Unternehmen sich inzwischen auf Geschäftszweige konzentrieren, die in großer Nähe zum 

Kerngeschäft stehen. Penrose (1959) vertritt die Auffassung die Ausnutzung überschüssiger 

Humankapitalkapazitäten sei der wesentliche Faktor für Unternehmenswachstum und 

Diversifizierung. Rumelt, Schendel und Teece (1994) sind der Meinung, dass durchgreifende 

Diversifizierungen die gemeinsame Nutzung von Ressourcen und/oder den Transfer von Fertigkeiten 

zwischen mindestens zwei ansonsten unterschiedlichen Unternehmen erfordern. Die Verwertung 

unausgenutzter Ressourcen geht, anders als Wachstum durch Akquisitionen, in den meisten Fällen mit 

internem Wachstum einher. 

Ein modernerer Ansatz in der Untersuchung von Diversifikationen arbeitet mit einer Produkt-

Markt-Matrix, welche den Neuigkeitsgrad der betreffenden Produkte oder Leistungen im Verhältnis 

zur Neuheit der betreffenden Märkte beschreibt. Produktdiversifizierung bedeutet die Bereitstellung 

neuer Produkte für bestehende Märkte, während Marktdiversifizierung für die Möglichkeit steht, 

bestehende Produkte in neuen Märkten zu verkaufen. In diesem Fall ist der Innovationsgehalt 



28 

 

besonders hoch, da Innovationen in jedem Fall neue Erkenntnisse in Verbindung mit neuen Produkten, 

Technologien oder Märkten voraussetzen (Afuah 1998). Im Falle radikaler Innovationen bedeuten die 

Kenntnisse, die zur Verwertung der Innovationen erforderlich sind, die Vernichtung von 

Kompetenzen, während inkrementelle Innovationen mit der Erweiterung von Kompetenzen 

einhergehen (Afuah 1998). Deakins und Freel (2003) betrachten Diversifizierungsstrategien als Teil 

von Vermarktungsstrategien und vertreten die Auffassung, dass erfolgreiche Diversifizierung 

sorgfältige Marktanalysen beispielsweise im Rahmen von Machbarkeitsstudien voraussetzt. Nachdem 

ein Änderungsbedarf ermittelt wurde, sollte eine konzentrierte Strategie für eine diversifizierte 

Weiterentwicklung erarbeitet werden. Die Autoren betonen, dass eine erfolgreiche 

Diversifizierungsstrategie nicht nur Planung, sondern auch die Schulung von Unternehmern in der 

Umsetzung der angestrebten Veränderungen benötigt. 

Auf Unternehmensebene sind die Erkennung neuer Geschäftsmöglichkeiten, Aktivitäten bei 

Forschung und Entwicklung, Innovationspolitik, die Technologiebasis, Technologie- und 

Geschäftskenntnisse sowie kaufmännische Fähigkeiten das verbindende Element zwischen 

Diversifizierung und sich wandelnden internen und externen Gegebenheiten mit Auswirkung auf die 

Produktivitätschancen des Unternehmens (vgl. Penrose 1959). Diese Kräfte fördern zugleich die 

Diversifizierung und begrenzen die Handlungsmöglichkeiten zur Modernisierung und 

Diversifizierung. Diese dynamischen Veränderungen (Modernisierung und Diversifizierung) sind 

somit eng miteinander verbundene Unternehmensprozesse. Iacobucci und Rosa (2002) sind der 

Auffassung, dass ein wichtiger Grund für Unternehmensneugründungen im Bedarf an 

organisatorischer Ausdifferenzierung aufgrund der Diversifizierung der unternehmerischen Aktivitäten 

liegt. Diversifizierung kann entweder die geographische Erweiterung oder den Eintritt in neue 

Marktsektoren bedeuten (Iacobucci und Rosa 2002). Von einem ĂPortfolio-Entrepreneurñ sollte man 

sprechen, wenn die Diversifizierung mit der Gründung eines neuen Unternehmens durch ein und 

denselben Unternehmer verbunden ist (Huovinen 2007). 

Triebkräfte und Herausforderungen für die Modernisierung und Diversifizierung von KMU 

Was sind die Triebkräfte und Herausforderungen, die eine Modernisierung und Diversifizierung 

von KMU erforderlich machen? Blakely und Bradshaw (2002) unterscheiden vier Merkmale als 

Triebkräfte der Wirtschaft, aus denen neue Herausforderungen und Chancen erwachsen. Als 

Triebkräfte werden bestimmt: Globalisierung, wachsende Beschleunigung, Wissensbasis und 

Netzwerke. Andererseits könnte man dagegenhalten, der Gesamttrend sei die Globalisierung, die auf 

verschiedene Phänomene zurückzuführen ist und verschiedene Phänomene beinhaltet. Die zugrunde 

liegenden Faktoren für den Bedarf an Modernisierung und Diversifizierung sind: 

 wachsende Beschleunigung und schnellere Verbreitung von Informationen und technischen 

Entwicklungen (Wissensbasis), die zu einer Verkürzung der Produktlebenszyklen führen; 

 Bedarf an Outsourcing (in Niedriglohnländer) aufgrund der Notwendigkeit, 

wettbewerbsfähig zu bleiben; dies führt zu einer Mobilität von Ressourcen und betrifft kleine 

und mittelständische Subunternehmer größerer Unternehmen; 

 die Notwendigkeit einer Erweiterung der Ressourcenbasis durch Netzwerkbildung;  

 Harmonisierung von Normen und Richtlinien (z.B. einheitlicher Euro-

Zahlungsverkehrsraum) 

 verstärktes Sicherheitsbedürfnis aufgrund interkultureller und interreligiöser Spannungen.  
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Neben der Globalisierung ist die digitale Entwicklung ein weiterer Trend, der sich auf neue 

Geschäftsmöglichkeiten auswirkt (Malecki 2003). Die Vorteile, die sich aus der digitalen Entwicklung 

ergeben, insbesondere aus der Entwicklung der Telekommunikationsinfrastruktur und der 

Telekommunikationstechnologie in ländlichen Gebieten, sind jedoch umstritten. Soweit ein Zugang zu 

Netzwerken und Einrichtungen wie Breitband verfügbar ist, können daraus neue Chancen für 

Unternehmen in ländlichen Gebieten erwachsen und Möglichkeiten für Fernarbeit entstehen. Wie 

Malecki (2003) jedoch anmerkt, ist die Telekommunikation keine Ăschnelle Lºsungñ f¿r die 

Entwicklung in ländlichen Gebieten, und die gewünschten Verbesserungen werden auf einen Bruchteil 

dieser ländlichen Standorte beschränkt sein. Er stellt fest, dass Defizite im Humankapital nicht durch 

Telekommunikationstechnologie ersetzt werden können. Malecki (2003) ist der Auffassung, dass es 

förderlicher wäre, die Ressourcen lokaler Unternehmen auf- und auszubauen und weiterhin erfahrene 

Unternehmer zu gewinnen, die nicht in städtischen Gebieten leben möchten.  

Unternehmerische Sozialverantwortung (Corporate Social Responsibility, CSR) wird von der 

einen Seite als Reaktion auf und von anderer Seite als Folge der neuen Herausforderungen der 

wirtschaftlichen Globalisierung dargestellt. CSR wird zugleich als Reaktion auf die Krise des 

Wohlfahrtsstaats betrachtet, die ein neues Modell sozialer Unternehmensführung hervorbringt, sowie 

als Rahmenwerk, das mit der nationalen Wettbewerbsfähigkeit verbunden ist. Treibhauseffekt und 

Klimawandel führen zu wachsender Besorgnis und begründeten den Trend zu einer nachhaltigen 

Entwicklung. Die geforderte Nachhaltigkeit der Wirtschaft kann einigen der vorgenannten Trends 

entgegenstehen, schafft jedoch auch neue Chancen aus erneuerbaren Energien. Die geforderte 

Nachhaltigkeit wird bei der Modernisierung der Abfallwirtschaft eine herausragende Bedeutung 

einnehmen und kann für die Stromproduzenten eine Diversifizierung erforderlich machen. Ferner wird 

sie zu Aktivitäten im Bereich Forschung und Entwicklung führen und als Plattform für Innovationen 

dienen. Beispielsweise schafft die neue Technologie Chancen zur Energie- und Treibstoffproduktion 

aus Biomasse. Die Triebkräfte für diese Art der Entwicklung sind die Normen und Richtlinien, die 

eine regenerative Erzeugung (Ăcarbon freeñ) verlangen.  

Laut der 2006 von IBM durchgeführten CEO-Studie streben zwei Drittel der befragten CEO 

grundlegende Veränderungen in ihren Unternehmen an. Als Gründe werden genannt: verschärfter 

Wettbewerb, ständig steigende Kundenerwartungen, unerwartete Marktverschiebungen, 

Personalfragen, technische Neuerungen, Herausforderungen durch Regulierung und Globalisierung. 

Die aktuellen Entwicklungen in den Unternehmen gehen in Richtung Open-Source-Innovationen, neue 

Geschäftsmodelle und Auslagerung von Forschung und Entwicklung. In der IBM-Studie (2006) hatten 

die Unternehmen, die im Vergleich zu den Markterwartungen ein schnelleres Wachstum vorweisen 

konnten, gegenüber ihren Wettbewerbern 30% mehr externe Quellen für innovative Ideen eingesetzt. 

Die Hälfte der Befragten gab Geschäftspartner und Kunden als wichtigste Quelle für neue Ideen an. 

Ginni Rometty, Leiter des Unternehmensberatungsbereichs von IBM, stellt fest: ĂSie sollten in der 

Lage sein, die neuen Chancen zu erkennen, die sich in neuen Geschäftsmodellen, operativen Prozessen 

und geplanten  nderungen der Managementpraxis verbergen.ñ  

Das bedeutet, dass Unternehmen neben Humankapital und physischem Kapital zunehmend von 

sozialem Kapital abhängig werden. Soziales Kapital beinhaltet eine strukturelle Dimension 

(Netzwerke, Netzwerkverbindungen, Kontakte, Interaktion und Organisation von Netzwerken), eine 

relationale Dimension (Vertrauen, Normen und Verpflichtungen) und eine kognitive Dimension 

(Sprache, Codes, geteilte Erzählungen und Geschichten (Narrative), gemeinsame Wertvorstellungen) 

(Nahapiet and Ghoshal 1998). Open-Source-Innovationen und die Auslagerung von Forschung und 

Entwicklung werden von einem starken Sozialkapital des Unternehmens, d.h. von Netzwerken und 

Netzwerkbeziehungen, jedoch auch von der Fähigkeit des Unternehmens profitieren, einen Konsens 

mit seinen Partnern herzustellen.  
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Wie kann die Politik KMU dabei unterstützen, sich bei der Entwicklung ihrer Geschäftschancen 

an die Veränderungen und Trends anzupassen? Qualifizierung und Schulung sowie sonstige Formen 

der Informationsvermittlung können das Erkenntnis- und Wissensniveau anheben. Dem könnte 

entgegengehalten werden, dass der Schwerpunkt branchenunabhängig auf die Rolle von 

geschäftlichem Know-how und Kommerzialisierungsprozessen gelegt werden sollte, um die regionale 

Entwicklung sowie das regionale Unternehmertum und seine Verbindungen zu fördern. Es fragt sich, 

ob die Rahmenbedingungen für regionale Innovationssysteme hin zu fokussierteren 

Rahmenbedingungen für geschäftliches Know-how und Kompetenzen geändert werden sollten. In den 

meisten Ländern ist es aktuelle Praxis, ein Umfeld aufzubauen, das technologische Entwicklungen 

unterstützt, wie etwa Technologiezentren, Wissenschaftsparks und Inkubatoren. Derartige 

Einrichtungen können entscheidend zum Innovationsprozess beitragen, benötigen jedoch einen 

geeigneten Kontext (z.B. in Verbindung mit Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten), um Früchte zu 

tragen. Darüber hinaus liegt ihr Schwerpunkt nicht auf geschäftlichen Chancen. Das auf 

Entwicklungschancen ausgerichtete Innovationsförderungssystem könnte eingeleitet werden durch 

Identifizierung der Hersteller, Vermittler und Nutzer von geschäftlichem Know-how, eine Analyse 

ihrer Bedürfnisse und durch die Einführung maßgeschneiderter Programme für ihre geschäftliche 

Entwicklung (Virtanen und Heimonen 2006b).  

Hindernisse bei der Modernisierung und Diversifizierung von KMU 

Dubini (1989) verweist darauf, dass benachteiligte Gebiete derartige Defizite im Umfeld 

aufweisen, dass von einem Marktversagen gesprochen werden kann und daher gewisse Eingriffe 

erforderlich sind. Dubini (1989) gibt als Defizite an: 1) Mangel an unternehmerischer Kultur und 

unternehmerischen Werten, 2) fehlende Netzwerke und unterstützende Leistungen, 3) 

Unternehmertum und Familienbetriebe haben in der Region keine Tradition, 4) Fehlen innovativer 

Branchen, 5) schwache Infrastruktur, 6) schwache Kapitalmärkte, 7) nur wenige wirksame staatliche 

Anreize. Diese Defizite stellen für das Unternehmertum im Allgemeinen Hindernisse dar, nicht nur für 

die Modernisierung und Diversifizierung. 

Hindernisse für die Modernisierung und Diversifizierung von KMU können mit den im Prozess 

erforderlichen Ressourcen und situativen Faktoren in Verbindung gebracht werden. Die Ressourcen 

umfassen Humankapital, physisches Kapital und soziales Kapital. Lichtenstein and Lyons (1996) 

fassen die Hindernisse für das Unternehmertum wie folgt zusammen: 1) Hindernisse beim Einsatz von 

Ressourcen, 2) Rohstoffverfügbarkeit, 3) Personalverfügbarkeit, 4) Informationen über die Ressourcen 

(Visibilität), 5) Kosten, 6) Lieferschwierigkeiten und 7) Kapazitätsprobleme. Die Mehrheit dieser 

Probleme ist sehr konkret und im Wesentlichen operativer Natur.  

Beim Vergleich der Merkmale kleiner und großer Unternehmen stellt Malecki (1997) fest, dass 

der wesentliche Nachteil kleiner Unternehmen in der Ressourcenknappheit besteht, insbesondere im 

Hinblick auf finanzielle Ressourcen, die den großen Unternehmen für ihre Expansion und 

Diversifizierung zur Verfügung stehen. Diversifizierung als Entwicklungsstrategie war bisher 

vorwiegend ein Thema für Großunternehmen, bei denen die Ursachen und Folgen der Diversifizierung 

im Mittelpunkt der Analyse stehen (Iacobucci und Rosa 2002). Wright, Westhead und Ucbasaran 

(2007) sind der Auffassung, dass auch viele kleine private KMU sich mit Belastungen aufgrund 

geringer Unternehmensgröße und Unerfahrenheit befassen sollten.  

Verschiedene Autoren haben betont, dass der Zugang zu einer Finanzierung eine Barriere für die 

Entwicklung von KMU darstellt (z.B. Malecki 1997). Mit einer staatlichen Unterstützung könnten die 

Auswirkungen der Marktdefizite (negative externe Effekte) abgeschwächt oder der Wissensstand oder 

das technische Niveau verbessert und die Internationalisierung der Unternehmen gefördert werden 

(positive externe Effekte). Die staatliche Unterstützung sollte jedoch so geplant werden, dass 
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Störungen des Marktes vermieden werden. Unterstützende Maßnahmen sollten sich daher eher auf 

eine Unterstützung des Unternehmens richten, nicht auf Geldzahlungen. Die Förderung positiver 

externer Effekte führt zu geringeren Marktstörungen, daher ist die Unterstützung der Entwicklung von 

Maßnahmen zur Begünstigung positiver externer Effekte bei der Innovationsförderung und 

Unterstützung wissensintensiver Unternehmen hier sinnvoller.  

Bereits Modigliani and Miller (1958) haben den unterschiedlichen Status kleiner und neuer 

Unternehmen in Kapitalmärkten festgestellt und vermutet, dass eine Art Eigenkapitallücke vorliegt. 

Ihre Schlussfolgerung ï die mangelnde Bereitschaft des Unternehmers, seinen Betrieb zu teilen, führe 

zu einem Eigenkapitaldefizit ï bedarf jedoch einer gründlicheren Analyse. Diese mangelnde 

Bereitschaft zu Beteiligungen (Kontrollaversion) kann zu einer Eigenkapitallücke führen. Das 

Vorliegen einer Eigenkapitallücke ist jedoch nicht offensichtlich, da die Qualität der 

Unternehmensprojekte, die sich um eine Eigenkapitalfinanzierung bemühen, aus Sicht der 

Finanzierungsgeber unzureichend sein kann. Virtanen (1988) analysierte die Diskriminierung auf dem 

finnischen Markt für Geschäftskredite, indem er den Kundenumsatz auf unabhängige Variablen wie 

Unternehmensgröße und Unternehmensdauer zurückführte. Er kam zu dem Ergebnis, dass die Klasse 

der kleinsten Kunden im finnischen Markt für Geschäftskredite nicht diskriminiert wird. Die Existenz 

von Finanzierungslücken in einigen Bereichen führt zu einer möglichen Korrektur dieses 

ĂMarktversagensñ durch staatliche Unterst¿tzung. In Deutschland beispielsweise wird eine staatliche 

Unterstützung durch eine Risikokapitalfinanzierung bereitgestellt (Sunley u.a.. 2005). Es ist wichtig, 

diese Unterstützung auf minimale und das Marktversagen korrigierende Eingriffe zu beschränken. 

Andernfalls könnte sich eine großzügige finanzielle Unterstützung langfristig als desaströs erweisen, 

da sie Effekte verdrängt, die zur Durchführung von risikoarmen Projekten mit niedrigen Gewinnen 

führen können. Die verheerendste Folge dieses Verhaltens wäre das Abwandern privaten 

Beteiligungskapitals zu Anlagemöglichkeiten mit höherer Kapitalrendite. 

Förderung des Unternehmertums und der Entwicklung der KMU 

Unternehmertum, KMU und Innovationen  

Malecki (1997) definiert Unternehmertum recht umfassend, der Begriff beinhaltet bei ihm 

Firmenneugründungen, Kleinunternehmen, Innovationen sowie die regionale und kommunale 

Entwicklung. Nach Malecki ist insbesondere die Gründung neuer Firmen für das regionale und 

örtliche wirtschaftliche Wohlergehen von besonderer Bedeutung. Um schnelle Ergebnisse erzielen zu 

können, ist die Fokussierung auf Änderungen in bereits bestehenden Unternehmen jedoch 

möglicherweise effektiver. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze ist vom Wachstum der Unternehmen in 

der Region abhängig. Rajan und Zingales (1998) haben ermittelt, dass bestehende Unternehmen zu 

zwei Dritteln zum Wachstum einer Branche beitragen, während nur ein Drittel des Wachstums auf 

neue Betriebe entfällt. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch Storey (1994), der ein vergleichbares 

Verhältnis zwischen etablierten und jungen Unternehmen feststellt.  

Bei gesellschaftlichen Veränderungen richten sich vielfältige Erwartungen an Unternehmer und 

ihre Betriebe. Diese Erwartungen umfassen zum Beispiel Innovativität und eine neue Welle von 

Entwicklungen in der Gesellschaft, in der die verschiedenen Richtlinien und Programme existieren 

(Koskinen und Virtanen 1998). Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Unternehmer und Unternehmen 

können diese Erwartungen jedoch unter Umständen nicht eingelöst werden. Aus der Forschung, die 

sich mit dem Ursprung von Geschäftsideen befasst, lernen wir, dass wir die anscheinend banalen 

Geschäftsmöglichkeiten nicht übersehen sollten (Bhide 2000; Vesper 1991). Aktuelle Daten aus den 

USA zeigen, dass selbst die so genannten ĂGazellenñ, schnell wachsende KMU, nicht nur in der 

Hightech-Branche tätig sind, sondern im gleichen Umfang auch in den Bereichen Dienstleistungen 

und Handel.  
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Stark und Brown (1997) heben hervor, dass zwischen 40 und 70 Prozent der Veränderungen der 

Beschäftigung in Kleinstädten auf Entscheidungen bestehender Unternehmen zurückzuführen sind. Sie 

folgern, dass die Erhaltung und der Aufbau der lokalen Wirtschaft möglich werden, wenn lokale 

Unternehmen wirtschaftlich gesund und zufrieden bleiben und ihr zukünftiges Wachstum gestärkt 

wird. Stark und Brown (1997) zitieren Larry Ledebur, der in den 1980er Jahren den Begriff 

ĂEntwicklung vor der eigenen Haust¿rñ (backyard development) geprägt hat. Das bedeutet, dass 

Kommunen sich bemühen, vor der eigenen Haustür Arbeitsplätze zu schaffen, indem das 

Geschäftsklima für bestehende Unternehmen verbessert wird und unternehmerische 

Herangehensweisen oder Expansionsgedanken unter den vorhandenen Unternehmensinhabern 

gefördert werden. Diese Maßnahmen sollten auch proaktive Maßnahmen beinhalten, die die 

Anziehungskraft erhöhen, z.B. durch Entwicklung des Einzelhandels und der Dienstleistungen, um 

einer Abwanderung der Kaufkraft entgegenzuwirken (vgl. ĂAnziehungsmagneteñ (magnets of 

attraction), Murphy 2006). 

Die Umwandlung von zentral gesteuerten Planwirtschaften in Marktwirtschaften erfordert eine 

wirtschaftliche und soziale Umstrukturierung, und in diesem Prozess spielt die Entwicklung kleiner 

und mittelständischer Unternehmen (KMU) eine zentrale Rolle. Smallbone und Welter (2001a; 2001b) 

stellen fest, dass KMU zur Beschäftigung, zu Innovationen, zur Diversifizierung der wirtschaftlichen 

Struktur und zur sektoralen Umstrukturierung, zur Entwicklung einer Beschaffungsbasis und zur 

Umwandlung des Systems im Ganzen beitragen können. Der Beschäftigungsbeitrag umfasst zudem 

eine Push-Motivation, da kleine Unternehmen auch ein Mittel der Unterst¿tzung durch ĂSelbsthilfeñ 

für Arbeitslose bieten können. Die Entwicklung einer Beschaffungsbasis berücksichtigt den Wechsel 

zentralisierter Systeme hin zu flexibleren Systemen, bei denen KMU die Nachfrage größerer 

Unternehmen decken (Smallbone und Welter 2001b).  

Die Herausforderungen für die Umwandlung von Volkswirtschaften durch Entwicklung ihrer 

Marktsysteme liegen darin, Einzelpersonen und Organisationen zu Produktivität und Innovationen zu 

motivieren (Behrman und Rondinelli 2000). Insbesondere radikale Innovationen bedeuten, dass das 

Wissen, das für die Verwertung der Innovationen erforderlich ist, Kompetenzen zerstört (Afuah 1998). 

Schumpeter (1943) weist auf die Bedeutung von Wissen im unternehmerischen Prozess hin, wenn er 

feststellt, dass Unternehmen fähig sind, überdurchschnittlich begabte Mitarbeiter zu gewinnen. Diese 

Fähigkeit ist insbesondere für Hightech-Unternehmen, derzeit jedoch auch in anderen Sektoren von 

zentraler Bedeutung, da Wissen und Innovationen zunehmend mit neuen Geschäftsmodellen und 

Märkten verbunden sind (vgl. Afuah 1998). Schumpeters (1943) Begriffsbestimmung des 

Unternehmertums als Ădynamischer Prozess der kreativen Zerstºrungñ betrifft vorwiegend den 

Prozess bestehender Unternehmen. Der Ansatz von Schumpeter betont, dass die Schaffung von etwas 

Neuem eine wichtige Funktion eines Unternehmens ist. Nach Baumol (1993) geben diese kreativen 

Prozesse Impulse für die Beweglichkeit der Marktwirtschaft und können daher in bestehenden 

Unternehmen als Prozesse der Modernisierung und Diversifizierung von Betrieben angesehen werden.  

KMU sollten zudem der Gesamtentwicklung von Innovationssystemen und neuen Formen der 

Kooperation folgen. Zunehmend mehr Innovationen sind so genannte offene Innovationen, an deren 

Entwicklung zunächst Experten verschiedener Unternehmen beteiligt waren. Auf der anderen Seite 

sind Kommerzialisierungsprozesse in einem ununterbrochenen Zusammenhang von der Idee bis zur 

Markteinführung zu betrachten. Die wichtigste Frage ist hierbei die Mobilisierung ausreichender 

Ressourcen in den kritischen Phasen des Prozesses (Jolly 1997). Aus Sicht der KMU-Politik ist das 

Paradigma der offenen Innovationen interessant, da sich für KMU durch Auslagerung ihrer 

Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten neue Chancen ergeben können (IBM 2006).  
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Wachstum und Internationalisierung 

Wie kann von staatlicher Seite das Unternehmenswachstum am wirksamsten unterstützt werden? 

In den meisten Ländern liegt der Schwerpunkt der politischen Programme auf der Gründung neuer 

Unternehmen; die bestehenden traditionellen Unternehmen finden in der Regel nur in einem 

rückschrittlichen Stadium der kommunalen Wirtschaftsentwicklung Aufmerksamkeit. Den politischen 

Entscheidungsträgern sollten daher detailliertere Kenntnisse über Wachstumsmerkmale zur Verfügung 

stehen, damit sie spezifische Maßnahmen für Unternehmen mit Wachstumspotenzial entwickeln 

können.  

Endogenes Wachstum war einer der wichtigsten Ansätze in Studien über regionales Wachstum 

(Nijkamp und Stough 2000). Theorien über endogenes Wachstum erklären das Wachstum aus 

mikrotheoretischer Perspektive so, dass im Hinblick auf die jeweiligen Budgetbeschränkungen 

Verbraucher ihren Nutzen und Unternehmen ihren Gewinn maximieren. Im Rahmen des endogenen 

Wachstums spielen die Entwicklung des Humankapitals und neue Technologien eine bemerkenswerte 

Rolle; daher lässt sich dieser theoretische Hintergrund gut bei der Untersuchung des regionalen 

Wachstums nutzen, für das die Förderung von Forschung und Entwicklung durch die Öffentliche 

Hand eine Perspektive darstellt.  

Auch wenn die Theorie des endogenen Wachstums bei der mikrotheoretischen Perspektive 

ansetzt, analysiert sie das Wachstum einer bestimmten Region vorwiegend als gesamtwirtschaftliches 

makrotheoretisches Phänomen. Dieser Ansatz kann problematisch sein, da Unternehmen auch in 

regressiven Regionen und Branchen wachsen (z.B. Pasanen 2003). Wie Dabson (2006) jedoch 

vorschlägt, sollte der Schwerpunkt darauf liegen, kommunale und regionale Wirtschaftsgüter zu 

identifizieren und diese in unternehmerische Tätigkeiten umzuwandeln.  

Gemäß der Kontingenztheorie kann das Wachstum von Unternehmen und somit die 

Diversifizierung nicht getrennt von ihrer spezifischen Situation und Umgebung untersucht werden 

(Gilad und Levine 1986; Littunen 2000). Die Kontingenztheorie berücksichtigt die Änderung 

situativer Faktoren wie etwa die Strategien eines Unternehmens, die für die Erklärung dynamischer 

Phänomene wie Wachstum, Modernisierung und Diversifizierung wichtig sind.  

Die Merkmale von Wachstumsunternehmen und ihre Erfolgsmerkmale wurden noch nicht auf 

breiter Ebene untersucht; wir setzen jedoch implizit voraus, dass starkes Wachstum positiv mit Erfolg 

korreliert. Birley und Westhead (1990) heben hervor, dass eine Einschränkung der geleisteten 

Forschung in der Annahme liegt, dass Leistung und Wachstum nicht nur notwendig miteinander 

verknüpft sind, sondern geradezu als austauschbar betrachtet werden. Sie stellen fest, dass diese Art 

der Korrelation durch die Literatur nicht gestützt wird. Pasanen (2003) hält fest, dass der Erfolg von 

KMU nicht ausschließlich an wachstumsintensive Branchen gebunden, sondern auch in anderen 

Sektoren zu finden ist.  

Almus (2002) hat schnell wachsende Unternehmen in Ost- und Westdeutschland durch Analyse 

von etwa 2000 Beobachtungen aus den Bereichen Fertigung, Bau, Handel, Transport, 

Telekommunikation und Dienstleistungen untersucht. Ferner unterscheidet Almus zwischen 

technologieintensiven Unternehmen in Fertigung und unternehmensbezogenen Dienstleistungen auf 

der einen Seite und nicht technologieintensiven Unternehmen auf der anderen Seite. Nach Almus 

(2002) wiesen die Bereiche Bau, Transport und Kommunikation sowie nicht-wissensintensive 

Dienstleistungen eine höhere Wahrscheinlichkeit für schnelles Wachstum auf als der Handel in 

Ostdeutschland. Zusammenfassend stellt er fest, es gebe keine Anzeichen dafür, dass Firmen in 

technologieintensiven Fertigungsbranchen oder im Bereich wissensintensive 

Unternehmensdienstleistungen bessere Chancen auf schnelles Wachstum haben als Firmen in anderen 
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Sektoren. Gemäß Almus (2002) hat das gesamtwirtschaftliche schnelle Wachstum in Deutschland in 

den 1990er Jahren sehr stark vom schnellen Wachstum in Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung 

profitiert. Die Entwicklung der Wirtschaft kann die Situation ziemlich schnell ändern; das Ergebnis, 

zu dem Almus (2002) kommt, entspricht jedoch den Ergebnissen von Heimonen und Virtanen (2007). 

Nach Heimonen und Virtanen ist schnelles Wachstum und besonderer Erfolg nicht auf den Hightech-

Bereich beschränkt, sondern kann in verschiedenen Teilen des Landes unterschiedliche Ausprägungen 

annehmen. Es ist jedoch ziemlich offensichtlich, dass die Wichtigkeit der Entwicklung 

wissensintensiver Unternehmensdienstleistungen sowie des Handels steigt, wenn die grundlegende 

unternehmerische Infrastruktur gut etabliert ist. 

Virtanen und Heimonen (2006a, 2007) und Heimonen und Virtanen (2007) haben die Rolle der 

Innovativität und regionale Unterschiede in Wachstum und Erfolg bestehender Unternehmen in 

Ostfinnland untersucht. Virtanen und Heimonen (2007) und Heimonen und Virtanen (2007) definieren 

Ăschnelles Wachstumñ als ein kontinuierlich ¿ber einen Dreijahreszeitraum erzieltes jªhrliches 

Umsatzwachstum von ¿ber 30%; Ăbesonderen Erfolgñ definieren sie unter Verwendung des aus den 

Finanzdaten abgeleiteten Erfolgsindexes. Die beiden Autoren stellen fest, dass lediglich 12% (12 

Firmen) der Wachstumsunternehmen im ländlichen Raum (Ostfinnland) sowohl ein schnelles 

Wachstum (fast growing (FG)) erzielten als auch besonders erfolgreich (highly successful (HS)) 

waren. Die Verteilung von FG- und HS-Firmen umfasste lediglich zwei produzierende Unternehmen, 

und nur für zwei Firmen konnte ein gewisser Hightech-Anteil in ihren Produkten und Leistungen 

festgestellt werden. Die übrigen Unternehmen repräsentierten z.B. die Bauindustrie, 

Grunddienstleistungen und den Handel. Aus der Studie lässt sich ableiten, dass die politischen 

Entscheidungsträger sorgfältig die Allokation des Inputs auf Innovationstätigkeiten abwägen sollten. 

In Hinblick auf die Schaffung von Arbeitsplätzen, Wachstum und Erfolg könnte es vernünftig sein, 

den Schwerpunkt auf traditionellere Wirtschaftszweige zu legen. Die Allokation von Mitteln für die 

Innovationsförderung ist ebenfalls zu überdenken, wobei verstärktes Augenmerk auf schrittweise 

Innovationen im geschäftlichen Know-how, einschließlich der Diversifizierung in neue Märkte und 

der Entwicklung neuer Geschäftsmodelle gelegt werden sollte.  

Aus politischer Sicht wird es von zentraler Bedeutung sein, schnell wachsende Unternehmen als 

solche zu erkennen. Nach Littunen und Virtanen (2005; 2006) sind bei Wachstumsunternehmen die 

Existenz positiv situativer Faktoren und ĂPullñ-Faktoren wichtige motivierende und beschleunigende 

Faktoren beim Aufbau eines neuen Geschäfts, d.h. die unternehmerische Motivation unterscheidet 

Wachstumsunternehmen von stagnierenden Unternehmen und Wachstumsunternehmen sind eher 

chancenorientiert (Shane und Venkataraman 2000; Littunen und Virtanen 2006). Bei den 

Firmengründern anderer Unternehmen waren die Motivationsfaktoren eher Arbeitslosigkeit oder 

Angst vor Entlassung sowie auch interne Motive. Littunen und Virtanen (2005) fanden heraus, dass 

die meisten dieser Faktoren, die wachsende Unternehmen von nicht wachsenden unterscheiden, lehr- 

und lernbar sind. Die meisten sind jedoch von den strategischen und operativen Entscheidungen des 

Unternehmers abhängig. Eine effektive politische Antwort auf diese Problematik sollte indirekt sein, 

z.B. durch Informationsvermittlung, Qualifizierung und Schulung. 

Fischer und Reuber (2003) kamen zu der Auffassung, dass Unternehmen mit starkem Wachstum 

gegenüber externen Ressourcenanbietern der Beratung durch Partner den Vorzug gegeben haben. Sie 

untersuchten, wie Firmeninhaber, externe Ressourcenanbieter und politische Berater die Rolle des 

Managements, der externen Ressourcenanbieter und der Regierungen und Verwaltungen bei der 

Unterstützung eines schnellen Wachstums einschätzen. (Fischer und Reuber 2003). Firmeninhaber 

haben außerdem aufgrund der Managementprobleme, die sich bei einem starken Wachstum ergeben, 

einem kontrollierten Wachstum gegenüber einem schnellen Wachstum den Vorzug gegeben. Auf 

Grundlage ihrer Ergebnisse schlagen die Autoren zur Unterstützung dieser Unternehmen einen 

Networking-Ansatz auf Basis aktiver Beteiligung von Eigentümern wachstumsstarker Unternehmen 
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vor. Das Netzwerk Innovators Alliance wird in dieser Untersuchung als eine der ĂBest Practiceñ-

Lösungen dargestellt.  

Internationalisierung ist ein Bestandteil der Wachstumsstrategie; somit ist der Prozess ein 

dynamischer Vorgang, bei dem wir ähnliche Merkmale der internen Entscheidungsprozesse und 

ähnliche situative Faktoren vorfinden wie im Wachstumsprozess. In Bezug auf den 

Internationalisierungsprozess werden wir uns sehr wahrscheinlich jedoch nicht auf firmeneigene 

Ressourcen aus dem Bereich der Firmenzentralen verlassen können, sondern eher auf externe 

Beauftragte wie Distributoren, Subunternehmer usw. KMU (und Unternehmer) müssen in 

Netzwerkverbindungen investieren, um sicherzustellen, dass die geeigneten Ressourcen, Kenntnisse 

und Fähigkeiten akkumuliert werden, um eine positive Plattform für die Internationalisierung 

bereitzustellen. (Wright, Westhead und Ucbasaran 2007). Die Internationalisierung erfordert daher 

eine Verbreiterung der Ressourcenbasis durch den Aufbau von Sozialkapital. Im 

Internationalisierungsprozess sind nicht nur Netzwerke wichtig, die der strukturellen Dimension des 

Sozialkapitals zuzuordnen sind, auch die relationalen und kognitiven Dimensionen spielen aufgrund 

der verschiedenen Kulturen und normativen Umgebungen eine wichtige Rolle (Nahapiet und Ghoshal 

1998).  

Wright, M., Westhead, P. und Ucbasaran, D. (2007) fordern die politischen Entscheidungsträger 

auf, eine ausgewogenere und differenziertere Unterstützung durch die Politik anzubieten, wenn die 

Internationalisierung privater KMU gefördert werden soll. In einigen Branchen sollte ein 

Unternehmen bereits mit globaler Ausrichtung gegründet werden (Virtanen und Pellikka 2004); in 

traditionellen Sektoren und Sektoren mit handelbaren Produkten und Leistungen folgt die Mehrheit 

der Unternehmen jedoch einem mehrstufigen Prozess der Internationalisierung. Die politische 

Unterstützung kann verschiedene Maßnahmen umfassen, etwa Unterstützung beim Zugang zu 

Informationen, Unterstützung und Beratung bei der Marktanalyse etc. 

Qualifizierung, Schulung und Beratung 

Eine Modernisierung und Diversifizierung von KMU erfordert Managementkompetenzen und 

betriebswirtschaftliche Kompetenzen für die Reorganisation der bestehenden Unternehmen sowie für 

die Entwicklung und Umsetzung neuer Geschäftsmodelle. Die Schulung und Qualifizierung von 

Führungskräften und somit die Erhöhung des geistigen Kapitals bestehender KMU könnte eine 

wirklich kosteneffektive Methode zur Förderung des Wachstums der kommunalen Wirtschaft und des 

Wohlstands sein (Heinonen 2006). Nach Heinonen (2006) sollte die Schulung folgende Bereiche 

umfassen: ¦berleben in den ersten kritischen Jahren (ĂTal des Todesñ), Entwicklung neuer Chancen 

(Wachstum), Erweiterung der Marktkenntnisse (Wachstum, Internationalisierung) und Business 

Transfer (Unternehmensnachfolge). Die zunehmende Bedeutung, die dem kognitiven Wissen und den 

Fähigkeiten zu dessen Erwerb beigemessen wird, stellen Bildung und lebenslanges Lernen in das 

Zentrum staatlicher Politikinitiativen in modernen Volkswirtschaften. (Lloyd-Reason, Muller und Wal 

2002). Radikale Innovationen bedeuten, dass das Wissen, das für die Verwertung von Innovationen 

erforderlich ist, bestehende Kompetenzen zerstört. Die Ersetzung verschiedener Speichermedien ist 

ein gutes Beispiel für kompetenzzerstörende Innovationen. Magnetbänder und ïscheiben wurden 

durch Minidisks und Disketten und später durch Memorysticks ersetzt. In allen diesen Fällen hat sich 

die Kapazität gegenüber der Größe und Nutzbarkeit der alten Medien dramatisch erhöht.  

Lussier und Corman (1995) haben herausgefunden, dass erfolgreiche Firmen verstärkt 

professionelle Berater hinzugezogen haben und die Eltern der Firmeninhaber ebenfalls Unternehmer 

waren, während die Inhaber erfolgloser Unternehmen besser ausgebildet waren und keine Probleme 

bei der Personalbeschaffung hatten. Dieser Sachverhalt kann so interpretiert werden, dass vermutlich 
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die Inhaber erfolgloser Unternehmen riskantere Chancen verfolgten und bei der Anwerbung neuer 

Mitarbeiter nicht vorsichtig genug waren.  

Ansätze für staatliche Interventionen  

Warum brauchen wir eine Kommunal- und Regionalpolitik? 

Was sind die Probleme, die bei der Förderung der Modernisierung und Diversifizierung von 

KMU kommunal- und regionalpolitischer Interventionen bedürfen? Der nachfragegesteuerte 

Produktionsdruck (Market Pull) ist der Hauptmotor der regionalen Wirtschaftsentwicklung. Aufgrund 

der starken Marktdynamik haben politische Interventionen nur begrenzten Einfluss auf die regionale 

Wirtschaft. In der Regel bedarf es in einem gut funktionierenden Markt mit Wettbewerb keiner 

staatlichen Eingriffe als Instrument der Wirtschaftspolitik (Wright, Westhead und Ucbasaran 2007). 

Eine staatliche Unterstützung kann sogar durch Wettbewerbsverzerrungen den Wohlstand 

beeinträchtigen, da sie Auswirkungen auf relative Preise und Kosten der Produkte und Leistungen hat. 

In Märkten, in denen Marktdefizite, d.h. negative externe Effekte zu beobachten sind, lässt sich das 

Marktversagen ggf. abzuschwächen und die wirtschaftliche Entwicklung fördern. Die Verbesserung 

der Marktfunktionalität und die Eliminierung von Marktversagen sollte die Basis einer soliden 

Wirtschaftspolitik sein. Die Europäische Union hat betont, wie wichtig es ist, das allgemeine Niveau 

staatlicher Beihilfen zu reduzieren und diese umzuleiten. Es wird jedoch immer einige Marktmängel 

geben, daher ist eine gewisse staatliche Unterstützung erforderlich. Um Marktstörungen zu vermeiden, 

sollten sich Fördermaßnahmen eher auf die Unterstützung des Unternehmens richten als auf 

finanzielle Zuwendungen. Die Förderung positiver externer Effekte führt in geringerem Maße zu 

Marktstörungen und ist daher für die Förderung von Innovationen und wissensintensiven 

Unternehmen besser geeignet. 

Marktversagen kann durch Defizite und Ungleichgewichte in Bezug auf Informationen oder 

Unternehmensstandorte oder infolge der früheren wirtschaftlichen Entwicklung verursacht werden. 

Informationsdefizite sind typische Merkmale insbesondere bei Startup-Unternehmen. Diese haben 

noch keine etablierte Unternehmenshistorie und sind daher nicht in der Lage, auf dem Markt zu 

normalen Konditionen eine externe Finanzierung zu beschaffen. Im Falle einer Modernisierung oder 

Diversifizierung bestehen die typischen Probleme einer Unternehmensgründung nicht. Ein 

standortbedingtes Marktversagen kann durch die Regionalpolitik und Unterstützungssysteme 

gemildert werden. Unternehmen können aufgrund einer schwachen gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung in eine Krise geraten; in diesem Fall erfordert die Wirtschaftspolitik besondere 

umstrukturierende Maßnahmen. Ein Beispiel für diese Krise ist die Bankenkrise in Finnland Anfang 

der 1990er Jahre. Nachteilige Folgen dieser Krise könnten durch staatliche Beihilfen für die in Not 

geratenen Unternehmen abgeschwächt werden, was in diesem Fall auch geschah. Ein Marktversagen, 

das auf unzureichende und asymmetrisch verteilte Informationen, externe Effekte und unvollständige 

Eigentumsrechte, mangelhafte Marktstrukturen und schlechte Regulierung zurückzuführen ist, kann 

die Entwicklung von KMU behindern (Wright, Westhead und Ucbasaran 2007). 

Die weltweit für die kommunale und regionale Entwicklung von Unternehmen eingesetzten 

Instrumente umfassen sowohl Maßnahmen, die direkte Auswirkung auf das geförderte Unternehmen 

haben, als auch Instrumente, die die kommunale Entwicklung indirekt betreffen. Der allgemeine 

Zweck dieser Instrumente kann zusammengefasst werden als Verbesserung des unternehmerischen 

Klimas und der Unternehmenskultur im Zielbereich (Blakely und Bradshaw 2002). Der Anreiz für 

Unternehmensneugründungen, Innovationen und Startup-Unternehmen war dabei von besonderem 

Interesse. Zu den beliebtesten Maßnahmen zählen die Bereitstellung finanzieller Instrumente und 

Hilfsfinanzierungen, etwa in Form von Beteiligungskapital, Unterstützung bei der Forschungs- und 
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Entwicklungsfinanzierung und Gründungszuschüsse. Zentren für die Entwicklung kleiner 

Unternehmen, Inkubatoren, Technologiezentren und Wissenschaftsparks sind Beispiele für 

organisierte Umgebungen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung. Diese Umfelder nutzen in 

strategischen Schwerpunktgebieten synchronisierte Programme zu Förderung strategischer Cluster 

(Blakely und Bradshaw 2002, Adamek 2007).  

Zusammenfassend lässt sich für die vorstehende Erörterung festhalten, dass aufgrund von 

Marktmängeln (negative externe Effekte) zur Unterstützung von Veränderungen bei KMU kommunale 

und regionale Maßnahmen erforderlich sind. Ziel der Kommunal- und Regionalpolitik ist die 

Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im jeweiligen Gebiet durch Förderung 

unternehmerischer Verhaltensweisen, Innovationen, Wachstum und Internationalisierung der 

Unternehmen in der betreffenden Region.  

Die Rolle des Regierungshandelns 

Der Bedarf an einer KMU-Politik als Bestandteil der Industriepolitik und insbesondere das 

Interesse an der Wettbewerbsfähigkeit ist eine Folge des raschen Wachstums der neu industrialisierten 

Länder (Wren 2001). Kurzfristig sollte die Politik sich auf Informationen, Qualifizierung und 

Identifizierung von Chancen zur Erleichterung unternehmerischen Handelns konzentrieren (Acs und 

Szerb 2006). Wren (2001) stellt fest, dass die Veränderung der britischen Industriepolitik von einer 

sektoralen hin zu einer horizontalen Ausrichtung zu einer viel komplexeren Politik geführt hat, die 

sich auf kleinere etablierte Unternehmen mit Wachstumspotenzial konzentriert. Wren bemerkt, dass 

die Abgrenzungen zwischen Wissenschaft und Technik, kleinen Unternehmen und regionalen 

Komponenten sich gleichzeitig verringert und so zu einem begrenzteren Umfang an politischen 

Maßnahmen geführt haben.  

Smallbone und Welter (2001b) heben hervor, dass die Gesetzgebung sich auf Unternehmen 

unterschiedlicher Größe unterschiedlich auswirkt. Diese Gesetzgebung, die die Erstellung und das 

Einreichen von Dokumenten mit Unterstützung Sachverständiger vorschreibt, führt zu Kosten für die 

Einhaltung der Vorschriften, was KMU voraussichtlich vermehrt belastet, da diese derartige Kosten in 

der Regel nicht in ihrem Budget vorgesehen haben. Auf der anderen Seite können beispielsweise die 

Kosten für Sozialversicherungsbeiträge von Unternehmen zu Unternehmen je nach Größe variieren, 

was für kleinere Unternehmen ein Vorteil sein kann.  

Hofer (2006) stellt fest, dass die lokale Anpassung der politischen Maßnahmen und Programme 

auf Länderebene aufgrund der regionalen Unterschiede eine Voraussetzung für ihre Wirksamkeit ist. 

Im Hinblick auf die Integration politischer Maßnahmen wird es wichtig sein, dass die durchgeführten 

Programme und Initiativen, z.B. im Bereich der Modernisierung bestehender KMU, der allgemeinen 

Personalentwicklung, der Stärkung der kommunalen und regionalen Industriebasis und der 

Unterstützung des Unternehmertums in Gruppen, in denen Unternehmer nur begrenzt vertreten sind, 

klar miteinander verknüpft und weiterhin Bestandteil einer übergreifenden Strategie sind (Hofer 

2006).  

Was kann von anderen Ländern gelernt werden? 

Welche Maßnahmen sollten im Hinblick auf die Modernisierung und Diversifizierung von KMU 

in Ostdeutschland eingeführt werden? Zur Vorstellung anwendbarer Lernbeispiele und Empfehlungen 

für spezifische Bereiche und spezifische Umstände wurden Fallstudien aus Diskussionspapieren 

herangezogen. Es muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass die Unterschiede der verschiedenen 

Regionen eines Landes eine sorgfältige Analyse der situativen Faktoren und eine maßgeschneiderte 

Anpassung der Politik entsprechend der spezifischen Merkmale erforderlich machen. 
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Agglomerationen von wissens- und technologieintensiven Unternehmen erfordern andere politische 

Maßnahmen als beispielsweise ländliche Regionen mit reichlich vorhandenen natürlichen Ressourcen. 

In beiden Bereichen jedoch lässt sich von neuen Geschäftsmethoden in neuen Märkten, d.h. von 

Modernisierung und Diversifizierung profitieren.  

Schaffung von ĂTransformationsagentenñ, Celemi Sweden ist ein hervorragendes internationales 

Lernmodell, das für die Modernisierung und Diversifizierung von KMU herangezogen werden kann. 

Dieses Modell soll Organisationen dabei unterstützen, umfangreiche Veränderungen umzusetzen und 

Teams mit Transformationsagenten zu bilden, die die gewünschten Ergebnisse liefern (Kuhle 2007). 

Aus dem internationalen Lernmodell aus der Tschechischen Republik wird ersichtlich, dass 

staatliche FºrdermaÇnahmen sich nicht notwendig auf Branchen konzentrieren m¿ssen, die Ăin Modeñ 

sind, sondern sich auf die Bereiche konzentrieren können, in denen der relative Wettbewerbsvorteil 

und die Erfolgschancen am höchsten sind (Adamek 2007). Das bedeutet, dass die Chancen für einen 

Erfolg auch in den traditionellen Brachen der Wirtschaft gegeben sind. Dies setzt mit hoher 

Wahrscheinlichkeit jedoch eine Modernisierung und/oder Diversifizierung der Tätigkeiten voraus, 

wenn ein nachhaltiger Wettbewerbsvorteil erzielt werden soll.  

Del Castillo (2006) beschreibt das Projekt Barneekintzaile in Katalonien, Spanien, das auf die 

Stimulierung und Förderung der unternehmerischen Tätigkeit in bestehenden Unternehmen 

ausgerichtet ist (Binnenunternehmertum, ĂIntrapreneurshipñ). Dieses Programm fºrdert in 

bestehenden Unternehmen die Entwicklung von Ideen, die zu neuen Produktlinien oder zu 

Ausgründungen zur Herstellung neuer Produkte führen. Barneekintzaile kombiniert die Leistungen 

verschiedener Programme und Institutionen in einem einzigen Projekt mit sukzessiven Phasen (Del 

Castillo 2006). 

Hervorzuheben ist die Bedeutung der Marktkräfte und Marktdynamik für die Politik. Die 

Entwicklung der kommunalen und regionalen Wirtschaft wird von Märkten angetrieben, die recht 

unabhängig von der Politik sind (Walburn 2007). Wie Walburn (2007) feststellt, ist die Schaffung von 

Anreizen zur Stärkung bereits günstiger Muster geschäftlicher Tätigkeiten voraussichtlich besser dazu 

geeignet, Ergebnisse zu erzielen, als Maßnahmen, die eine Änderung der grundlegenden 

Marktkennzahlen anstreben und dabei die vorhandenen Angebots- und Nachfragemuster außer Acht 

lassen.  

Eine Herausforderung in der Transformationsphase ist der Ressourcentransfer vom alten Regime 

in das neue. Für eine effektive Politik ist hier ein effizienter Informationsaustausch und Transfer von 

Ressourcen, einschließlich Erfahrungen, von der obsoleten Organisation in das neu entstehende 

Unternehmen erforderlich (Lussier und Corman 1995). Smallbone, Baldock und North (2003) stellen 

in ihrem Bericht fest, dass zwei Drittel der Befragten im Rahmen der Business-Link-Studie erhöhten 

Wert auf erweiterte Kenntnisse im Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie (ICT) 

sowie auf verbesserten Zugang zu diesen Einrichtungen legen. Ersteres könnte auf die Notwendigkeit 

zurückzuführen sein, bei der Anpassung an zukünftige Entwicklungen proaktiver vorzugehen. 

Unter Berücksichtigung der Vielfalt der Merkmale verschiedener Regionen sollten klare Visionen 

der Entwicklung der verschiedenen Länder und Regionen sowie die Entwicklungsstrategien formuliert 

werden (vgl. Hofer 2006). Eine sorgfältige Analyse der Standortvorteile sowie der 

ĂAnziehungsmagneteñ (Murphy, 2006) ist in den Bereichen durchzuf¿hren, in denen die politischen 

Maßnahmen umgesetzt werden sollen. Eine derartige Analyse kann beispielsweise durch detaillierte 

Fallstudien erfolgen, in denen ausgewählte Schlüsselsektoren der Entwicklung untersucht werden.  



39 

 

Die Empfehlungen der Fallstudien können in drei Hauptkategorien unterteilt werden: a) 

Fortbildung, Schulung und Beratung, b) Innovationen und c) Finanzierung und Investitionen. Darüber 

hinaus werden Netzwerkaktivitäten, der Zugang zu externen Märkten und Pilotprogramme für starkes 

Wachstum gesondert vorgestellt. Die empfohlenen Maßnahmen beinhalten Dienstleistungen im 

Bereich Schulung, Beratung und Coaching in verschiedenen Phasen der Geschäftsentwicklung. Diese 

Dienstleistungen können zur Verbesserung des geschäftlichen Know-how, einschließlich der 

Kenntnisse in Management und Marketing, sowie zur Verwertung der Wachstumschancen beitragen.  

Die Vorschläge zur Innovationsförderung umfassten Maßnahmen zur Unterstützung der 

technologischen Entwicklung, Anregungen zu Business-to-Business-Mentorbetreuung sowie 

Innovationsförderung in der Landwirtschaft und Lebensmittelbranche, in grundlegenden Industrien 

und Dienstleistungen und in kleinen, weniger kapitalintensiven Unternehmen. Ferner wurde eine 

Zusammenarbeit mit anderen KMU sowie mit größeren Unternehmen, höheren Bildungseinrichtungen 

und benachbarten Landkreisen empfohlen. Ein Ziel dieser Kooperationen ist die Schaffung einer 

innovationsfördernden Infrastruktur und die Förderung von Innovationen und Exportaktivitäten bei 

KMU Die Finanzierungs- und Investitionsmaßnahmen umfassten eine Empfehlung zur Beurteilung 

der eigenen Investitionsbereitschaft der Firma sowie die Einbeziehung von Business Angels. Auch 

eine Erweiterung der Kenntnisse über die eigenen Wachstums- und Renditepotenziale sowie über 

Finanzierungsmethoden wurde angeregt. Andere vorgeschlagene Maßnahmen zur 

Entwicklungsförderung beinhalteten Vorschläge zur verbesserten Durchdringung externer Märkte und 

zur Einrichtung eines Wachstumsprogramms.  

Schulungen, Seminare, Wokshops, Rollenspielübungen, Mentorbetreuung, Beratung und 

Unterstützung bei der Beschaffung privater Investitionen wurden als Maßnahmen zur Erreichung der 

vorstehenden Ziele vorgeschlagen. In verschiedenen Kontexten können Kontaktvermittlungen 

(Matching-Service)zur Zusammenführung von Firmen und zur Einbeziehung von Business Angels als 

Investoren einen Weg zu einem verbesserten Zugang zu Kapital und zu Empfehlungen von Partnern 

und Experten eröffnen. 

Netzwerke können für den Ausbau der Informations- und Wissensbasis der Unternehmen 

eingesetzt werden. Beispielsweise heben Moreno und Casillas (2007) die Bedeutung externer 

Ressourcen bei der Verbreiterung der Ressourcenbasis durch Netzwerke zur Erzielung von Wachstum 

hervor. Dandridge und Johannisson (1996) regen für eine erfolgreiche Politik an, dass ein effektiver 

Austausch von Informationen und der Transfer von Ressourcen, einschließlich Erfahrungen, vom 

obsoleten Betrieb in den neu entstehenden eingeführt werden sollten. Sie sind der Auffassung, dass die 

Rolle von Regierung und Verwaltung darin liegen sollte, Informationen für die existierenden 

Netzwerke bereitzustellen oder die Aufnahme neuer Unternehmer in diese Netzwerke zu erleichtern. 

Fischer und Reuber (2003) fordern die Anpassung effektiver politischer Programme an einzelne 

Segmente innerhalb des Gesamtbestandes der Unternehmen. Abhängig vom Zweck des Programms 

können unterschiedlich angepasste Maßnahmen zur Förderung lokaler Unternehmen zur Verbesserung 

ihrer Leistung auf allen Ebenen eingesetzt werden (Fischer und Reuber, 2003).  

Ein hervorragendes Beispiel für erfolgreiche Netzwerke, die durch öffentliche Unterstützung 

ermöglicht wurden, ist die Innovators Alliance in Ontario, Kanada. Der Ansatz aus der Provinz 

Ontario in Kanada wurde im Artikel von Pike (2006) als internationales Lernmodell vorgestellt. Die 

Initiative Innovator Alliance ist ein fokussierterer Ansatz für dieses Fallstudiengebiet, der ursprünglich 

durch die Regierung von Ontario eingeführt und unterstützt wurde. Die Initiative begann Ende der 

1990er Jahre mit der Einrichtung des eintägigen Forums The Wisdom Exchange durch das 

Ministerium für Wirtschaftsentwicklung und Handel. Die Innovators Alliance ist auf die Erleichterung 

des Austauschs von geschäftlichem Know-how und Erfahrungen zwischen den CEOs der am 

schnellsten wachsenden Unternehmen in Ontario ausgerichtet. Aus der Funktion eines Organisators 
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einer einmal jährlich stattfindenden Veranstaltung wurde das Tätigkeitsfeld der Innovators Alliance zu 

einer Vollzeit-Dienstleistungsorganisation erweitert, die ganzjährig aktiv ist. Die Tätigkeit wurde 1999 

aufgenommen, derzeit hat die IA über 100 Mitglieder.  

Eine andere Studie hat ergeben, dass auf Empfehlungen von Partnern und Kunden großer Wert 

gelegt wird. Smallbone und Welter (2001a) stellen fest, dass in unstabilen und strukturschwachen 

Umfeldern informelle Netzwerke oftmals eine wichtige Rolle bei der Mobilisierung von Ressourcen 

spielen. Auch wenn das Umfeld in Ostdeutschland gegenwärtig stabiler ist, werden Rollenvorbilder 

und das Messen der eigenen Aktivitäten an Partnern vermutlich sehr wertvoll sein. In den in den 

Diskussionspapieren enthaltenen Empfehlungen wurden Schulungen und die Beratung durch Partner 

und Experten als ein Beispiel genannt; zudem würde die vorgestellte Form des Networking zu einer 

Peer-to-Peer-Unterstützung und zu einer Betreuung durch Mentoren beitragen.  

Small Business Charter ist ein Beispiel aus Großbritannien (Walburn 2007). Walburn (2007) ist 

der Auffassung, dass ein Verweis auf die Existenz dieser Charta für kleinere Unternehmen bei 

internationalen Marketingaktivitäten die Attraktivität des jeweiligen Bezirks als Wirtschaftsstandort 

erhöht werden könnte, da dadurch der Wille der Kommunalverwaltung zur effektiven Zusammenarbeit 

mit kleineren Unternehmen herausgestellt wird. Dies hat eine Inward-Internationalisierung d.h. die 

Gewinnung ausländischer Direktinvestitionen zur Folge. In Hinblick auf das einheimische Wachstum 

ist es wichtig, die Unternehmen zu entwickeln, die Zugang zu internationalen Märkten erhalten 

können. 

Die Kooperation zwischen Anaika Group Oy Ltd. und UPM-Kymmene PLC in Finnland stellt ein 

herausragendes Beispiel für die Zusammenarbeit zwischen globalen Großunternehmen und kreativen 

KMU dar. UPM Timber ist eine Sparte der UPM-Kymmene PLC mit einem Umsatz von 530 

Millionen Euro und 1450 Mitarbeitern. Anaika Group Oy Ltd. ist ein mittelständisches Unternehmen 

mit derzeit 50 Beschäftigten und einem Umsatz von ca. 2 Millionen Euro. Die Anaika Group 

verarbeitet Leimholz für den japanischen Markt. Außerdem wird Leimholz unter der Marke Wisa von 

UPM-Kymmene vermarktet. UPM-Kymmene stellt Sägewerkerzeugnisse her, die von der Anaika 

Group, die die Qualitätszertifikate für den japanischen Markt erworben hat, weiterverarbeitet werden. 

Die Anaika Group wurde sowohl von Regierungsorganisationen in ihren Aktivitäten im Bereich 

Forschung und Entwicklung als auch durch das staatliche Kreditinstitut Finnvera mit einem 

Eigenkapitaldarlehen unterstützt. Diese Art der Zusammenarbeit zwischen KMU und 

Großunternehmen kann empfohlen werden, da Großunternehmen über die Vertriebskanäle verfügen, 

während kleinere Unternehmen gegebenenfalls bei der Entwicklung von Produktionssystemen für 

Nischenprodukte überlegen sind. 

Die neuseeländische Organisation New Zealand Trade and Enterprise (NZTE) ist ein gutes 

Beispiel sowohl für die Unterstützung der Wachstumsunternehmen als auch für die Bemühungen um 

eine Internationalisierung. Ziel der NZTE ist die Anregung einer positiven Einstellung gegenüber 

geschäftlichen Erfolgen sowie zu Risikobereitschaft und Kreativität. Ziel ist die Förderung einer 

Kultur, die unternehmerische Aktivitäten und ein geschäftliches Wachstum fördert, da diese in der 

wirtschaftlichen Entwicklung eines Landes eine zentrale Rolle spielen. Die Organisation arbeitet 

partnerschaftlich mit Unternehmen, höheren Bildungseinrichtungen und der Privatwirtschaft 

zusammen, um eine Haltung zu entwickeln, die dem Unternehmertum gegenüber positiv eingestellt ist 

und dieses unterstützt. Die Aktivitäten umfassen die Bereiche Unternehmensentwicklung, 

Exportdienstleistungen, Regionalentwicklung und NZ Success (Erfolg in Neuseeland). Alle 

Abteilungen sind weiter untergliedert, NZ Success beispielsweise in den Enterprise Culture & Skills 

Activities Fund (Aktionsfonds für Unternehmenskultur und unternehmerische Fähigkeiten), Export 

Awards (Exportpreise), New Zealand New Thinking (Neues Denken in Neuseeland), World Class 

New Zealand (Neuseeland auf Weltklasseniveau), und Event Support (Veranstaltungen).  
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Dieser Handlungsansatz lässt sich sehr gut auf Ostdeutschland übertragen, da die genannten 

Tätigkeiten fast alle Bereiche abdecken, die in den Fallstudien empfohlen werden. Die 

Sektorentwicklung umfasst sowohl neue Technologien als auch traditionelle Wirtschaftszweige. 

Regionalentwicklung, regionale Initiativen und die Exportförderung sind ebenso enthalten wie 

verschiedene Finanzierungsmodelle.  

Die in den Fallstudien empfohlenen Aktivitäten umfassen Workshops, Rollenspielübungen, 

Informationen und Beratung über geistige Eigentumsrechte, Analyse der Wertschöpfungskette und 

Szenarioplanung, Marktforschung, Mentorbetreuung und Beratung sowie Unterstützung bei der 

Beschaffung privater Investitionen, Informationen und Beratung über geistige Eigentumsrechte, 

Förderung von Partnerschaften zwischen Großunternehmen und kleineren Unternehmen, externe 

Unterstützung des geschäftlichen Know-how sowie Schulungen und Beratungsangebote. Die 

konkreteste Empfehlung für politische Entscheidungsträger ist die Einrichtung oder Unterstützung 

einer spezialisierten Behörde mit gründlichen Kenntnissen der Technologien und 

Geschäftsmöglichkeiten, die latente und ungenutzte Ressourcen an geistigem Eigentum in 

Großunternehmen ermittelt. Auf die Kooperation zwischen großen und kleinen Unternehmen wurde 

bereits in mehreren Antworten eingegangen. Eine Möglichkeit zur Einbeziehung von Business Angels 

ist die Kontaktvermittlung, der so genannte Matching-Service.  

Aus anderen Bereichen können wird die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und höheren 

Bildungseinrichtungen aufgreifen. Diese ist bei der Entwicklung von Geschäftsmodellen in der 

Vorgründungsphase (Virtanen und Laukkkanen, 2002) äußerst wichtig, ist jedoch auch bei 

bestehenden Unternehmen von Bedeutung, da neues geschäftliches Know-how auch für bestehende 

Unternehmen verfügbar sein sollte. Gegenwärtig herrscht in vielen Regionen der OECD-Länder die so 

genannte Triple-Helix-Kooperation (privat ï öffentlich ï höhere Bildungseinrichtungen) vor.  

Ferner wird empfohlen, verstärkte Bemühungen auf die Erzielung einheimischen Wachstums zu 

richten. Am wichtigsten ist es jedoch, Maßnahmen zu identifizieren, die zu Wachstum führen. Hierbei 

ist zu bemerken, dass die Begriffe Wachstum und Erfolg nicht austauschbar sind. Nicht alle 

Wachstumsunternehmen sind Erfolgsfirmen, wenn wir nicht eine ähnliche Definition zugrunde legen 

wie Smallbone, Leigh, und North (1995), die ein Beispiel untersuchten, bei dem 

Wachstumsunternehmen mit Erfolg in Verbindung gebracht wurden. Die lokale Entwicklung hängt 

darüber hinaus oftmals entscheidend von stabilen Unternehmen vor Ort ab (Einzelhändler, Bäcker, 

Restaurants usw.), die Arbeitsplätze schaffen und deren Beschäftigte ein steuerpflichtiges Einkommen 

erzielen (Stark und Brown 1997).  

In der Fallstudie für die Landkreise Mittweida und Altenburger Land wurde dargelegt, dass 

Wachstumsunternehmen verstärkt gefördert werden sollten, ohne jedoch die übrigen KMU zu 

vernachlässigen (Murphy 2006). Murphy (2006) schlug starke und maßgeschneiderte Maßnahmen zur 

Unterstützung einer kleinen Anzahl von Wachstumsunternehmen vor, während parallel die übrigen 

KMU mit kostengünstigeren oder standardisierten Maßnahmen gefördert werden sollten. Murphy 

(2006) regt überdies die Einrichtung einer speziellen Arbeitsgruppe an, die eine Strategie für den 

Dienstleistungssektor entwickeln soll; dies soll ein erster Schritt in der Entwicklung einer Strategie für 

den Landkreis und die Region sein. Im Idealfall sollte sich die Arbeitsgruppe aus Vertretern der 

zuständigen Ministerien und Behörden zusammensetzen, insbesondere sollten auch (nationale und 

internationale) Dienstleistungsunternehmen mit Experten vertreten sein (Murphy 2006). Diese 

Vorschläge sind allesamt wertvoll und können die Modernisierung und Diversifizierung in breiterem 

Kontext in jeder Region unterstützen. Allerdings sollten die Behörden bei der Einrichtung neuer 

Institutionen (Task Force) mit Vorsicht vorgehen, um allzu starke Regelungsmechanismen und eine 

Vergeudung knapper Ressourcen zu vermeiden.  
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Aus der Sicht einer Modernisierung und Diversifizierung von KMU ist die Förderung so 

genannter Graswurzel-Innovationen eine gute Empfehlung. Diese Empfehlung sieht eine Förderung 

der Landwirtschaft und der Lebensmittelbranche, der grundlegenden Industrien und Dienstleistungen 

und kleiner, weniger kapitalintensiver Unternehmen vor. Diese Argumentation wird gestützt durch die 

Forderung von Dabson (2000) nach Fokussierung auf und Identifizierung lokaler und regionaler 

Wirtschaftsgüter, die in eine unternehmerische Aktivität überführt werden sollen. Die Politik sollte 

den Zugang zu Forschung und Entwicklung und zu Marktinformationen unterstützen sowie dabei 

helfen, Kontakte zu begeisterungsfähigen Vertretern und zu Vertriebskanälen auf dem internationalen 

Markt zu knüpfen. Diese Art politischer Unterstützung für offene und selbstbewusste Produzenten ist 

hilf reich bei der Entwicklung von Möglichkeiten und beim Zugang zu internationalen Märkten. Ein 

gutes Beispiel hierfür ist Just The Berries Ltd.
2
 Diese Firma stellt funktionelle Produkte her, bei denen 

schwarze Johannisbeeren als Rohstoff eingesetzt werden. Die Forschungsarbeiten und Tests für die 

Eigenschaften der schwarzen Johannisbeere wurden durch das renommierte staatliche Labor Crop and 

Food Research in Neuseeland durchgeführt. Eine Kooperation mit einem großen japanischen 

Unternehmen führte zur Öffnung des asiatischen Markts, die Aussichten für das künftige Wachstum 

sind ausgezeichnet.  

In diesem Artikel wurde an verschiedener Stelle auf Volkswirtschaften im Wandel und auf 

spezifische Fallstudien Bezug genommen. Es muss darauf hingewiesen werden, dass die Entwicklung 

der KMU in Ostdeutschland aufgrund der Unterstützung durch Westdeutschland in einem völlig 

anderen Umfeld verläuft als in anderen Transformationsländern. Es bestehen jedoch Ähnlichkeiten in 

Bezug auf die unternehmerische Kultur und die Haltung gegenüber dem Unternehmertum und der 

geschäftlichen Entwicklung. Die Fallstudien und die angeführten Empfehlungen sollten in dem dafür 

vorgesehenen Zusammenhang geprüft werden. Wahrscheinlich gibt es keine politische KMU-

Initiative, die allgemein landesweit anwendbar wäre, da sowohl die KMU als auch die Regionen eines 

Landes beträchtliche Unterschiede aufweisen. Die Empfehlung, Nutzen aus den Chancen zu ziehen, 

die sich durch Modernisierung und Diversifizierung eröffnen, kann jedoch in verschiedene politische 

Maßnahmen für KMU Eingang finden.  
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ERGEBNISSE AUS DEN LOKALEN FALLSTUDIEN U ND HANDLUNGSEMPFEHLU NGEN  

OECD 

Die lokalen Fallstudien haben den Bedarf nach mehr ĂOpportunity Entrepreneurshipñ (d.h. nach 

Unternehmensgründungen aufgrund bestehender Chancen und nicht aufgrund einer Notwendigkeit) 

für alle Unternehmer gezeigt. Unabhängig von der Firmengröße müssen Unternehmen konstant ihre 

Qualifikationsbasis ausbauen. Das ist nicht nur für das Überleben des Unternehmens ein kritischer 

Faktor, die Verfügbarkeit der richtigen Qualifikationen ist überdies eine der Haupttriebkräfte für die 

Modernisierung und Diversifizierung bestehender Unternehmen. Das Überleben der Unternehmen 

sowie das Unternehmenswachstum hängen nicht nur von Führungsqualitäten und Management in 

KMU ab, sondern auch von den Qualifikationen und Motivationen der Mitarbeiter. In den Gebieten, in 

denen die lokalen Fallstudien durchgeführt wurden, bestehen eine Reihe von Schulungsmöglichkeiten 

für KMU, die sowohl von der Privatwirtschaft als auch von öffentlichen Institutionen angeboten 

werden. Den Überblick zu behalten und die besten Optionen auszuwählen, kann jedoch zeitintensiv 

und schwierig sein. Angebote, die mit öffentlichen Zuschüssen unterstützt werden, sind oftmals 

kostenfrei oder nur mit geringen Kosten verbunden; oft ist für bestimmte Unterstützungsprogramme 

eine Teilnahme an diesen Angeboten vorgeschrieben. Die Diskrepanz zwischen Angebot und 

Nachfrage erhöht sich in einer späteren Phase der Geschäftsentwicklung zunehmend, da Zeit- und 

Kostenfaktoren zunehmend an Bedeutung gewinnen. Auf der Nachfrageseite ist es vorherrschende 

Auffassung unter Unternehmern und Geschäftsführern von KMU, dass Schulungen mit zeitlichem 

Aufwand und Kosten verbunden sind. Mit dieser Einstellung geht eine mangelnde Kenntnis 

bestehender Schulungsangebote und der Zugänge zu diesen Angeboten einher; darüber hinaus ist ein 

Mangel an Anreizen und finanzieller Unterstützung zu konstatieren. Alle diese Umstände sind 

Barrieren für die Qualifizierung in KMU. 

Die bestehenden KMU in den Fallstudiengebieten werden sich verstärkt auf 

Kompetenzentwicklung und Unternehmensleistung konzentrieren müssen, wenn sie in einem Umfeld 

überleben wollen, das von zunehmendem nationalem und internationalem Wettbewerb geprägt ist. 

Maßgeschneiderte Programme zur Kompetenzentwicklung können das Interesse an 

Schulungsprogrammen erhöhen. Dabei ist es wichtig, Themen zu finden, die für die Unternehmen vor 

Ort von zentraler Bedeutung sind, wie etwa der Zugang zu externen Märkten, die 

Innovationssteigerung in der Produktion und bei der Leistungserbringung, Wachstumsmanagement 

und Wachstumsfinanzierung. Die Initiative der deutschen Industrie- und Handelskammer ĂE-Learning 

Marketplaceñ ist ein Beispiel f¿r ĂGute Praxisñ in der Einführung von Multimedia in Lernprozesse. 

Zudem trägt diese Initiative zur Überwindung der Barriere zwischen Schulungs- und Arbeitsplätzen 

bei. Eine berufliche Neuorientierung, die in Ostdeutschland weit verbreitet ist, muss an die 

Anforderungen der örtlichen Arbeitsmärkte angepasst werden, um der Nachfrage der lokalen 

Wirtschaft nach qualifizierten Arbeitskräften besser entsprechen zu können. In einigen 

Fallstudiengebieten ist es aufgrund der Abwanderung junger Menschen und deren wechselnden 

Berufswünschen für Unternehmen schwierig, geeignete Mitarbeiter zu finden. Die Existenz 

individualisierter Schulungsprogramme und eine enge Zusammenarbeit zwischen Bildungsträgern, 

wie sie in den meisten Fallstudiengebieten auch häufig anzutreffen sind, kann als gute Praxis 

angesehen werden.  
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Aufgrund des geographischen Vorteils der Lage in Zentraleuropa und der erheblichen 

Investitionen in die Infrastruktur sind alle Fallstudiengebiete gut positioniert, um Wettbewerbszentren 

für gehandelte Produkte und Leistungen zu sein. In den meisten der Fallstudiengebiete scheinen 

jedoch viele lokale Unternehmen mit traditionellen Produkten keinen angemessenen Zugang zu 

Exportmärkten zu haben. Die Kammern spielen eine wichtige Rolle bei der Unterstützung der 

Internationalisierungsaktivitäten der KMU. Die angebotenen Leistungen stellen eine Art 

Standardunterstützung für die Förderung der Internationalisierung der Geschäftstätigkeiten dar. 

Darüber hinaus existieren in einigen der Fallstudiengebiete auf die Gegebenheiten vor Ort 

zugeschnittene Projekte mit dem Ziel, die Reaktionsfähigkeit örtlicher Traditionsunternehmen auf den 

internationalen Märkten zu verbessern, Insgesamt gesehen ist der horizontale Fokus nur schwach 

ausgeprägt, ebenso wie der strategische Handlungsansatz für die Förderung der Internationalisierung 

der vor Ort entwickelten Ideen und Kompetenzen.  

Es ist für öffentliche und private Organisationen zur Wirtschaftsförderung wichtig, bei der 

Gestaltung und Umsetzung der Unterstützungsstrategie für Unternehmen enge Beziehungen zwischen 

potenziellen Wachstumsunternehmen anzuregen. Die gute Praxis der OECD zeigt, dass das 

Bereitstellen von Instrumenten zur besseren Einschätzung von Schulungsbedarf und 

Wachstumspotenzial Unternehmen bei der Feststellung derjenigen Faktoren hilft, die den größten 

Einfluss auf ihren Fortbestand und ihr Wachstum haben. Einfach umzusetzende Ansätze mit Online-

Schnittstellen erleichtern den Behörden die Ermittlung der besten Wachstumswirkungen ihrer 

Interventionen.  

Junge technologieorientierte Unternehmen haben oftmals Probleme damit, das Bedarfprofil der 

Endbenutzer zu erkennen und darauf zu reagieren; überdies tendieren sie zur Unterschätzung des 

Kosten- und Zeitaufwandes für den Markteintritt und den Unternehmensfortbestand. Um diese jungen 

Unternehmen in ihrem Fortbestand und ihrem Wachstum zu unterstützen, sind öffentliche 

Förderprogramme für Schulung und Coaching in der Nachgründungsphase auch in den 

Fallstudiengebieten eine erwägenswerte Möglichkeit. Obgleich junge Unternehmen tendenziell wenig 

Interesse an derartigen Programmen zeigen, da das Tagesgeschäft hierfür oftmals keine Zeit lässt, 

können diese Leistungsangebote eine wertvolle Unterstützung darstellen. Erfahrungen mit Coaching-

Programmen in der Nachgründungsphase in anderen OECD-Ländern zeigen, dass in der 

Vorgründungs- und Gründungsphase aufgebaute Beziehungen zwischen Unternehmer und Coach in 

der Nachgründungsphase wertvolle Hilfen geben kann, so dass Jungunternehmer auftretende Probleme 

schon im Frühstadium erkennen können. Maßgeschneiderte Leistungen auf Kommunalebene können 

zur Aufrechterhaltung der direkten Interaktion mit vorherigen Kunden in der Nachgründungsphase 

genutzt werden, indem die anfänglichen Eins-zu-Eins-Interaktionen, die in der Vorgründungs- und 

Gründungsphase eingeführt wurden, beibehalten werden. 

Erfahrungen aus anderen OECD-Ländern und Regionen zeigen, dass Programme, die darauf 

ausgerichtet sind, Unternehmen bei der Einschätzung ihrer eigenen Investitionsbereitschaft zu 

unterstützen, das Geschäftsvolumen steigern konnten. Diese Programme unterstützen die 

Unternehmen bei Folgendem: Beurteilung der eigenen Investitionsbereitschaft, Feedback über Stärken 

und Schwächen des Unternehmens, Zugang zu einer Beteiligungsfinanzierung, Verbesserung der 

Kontakte der Investoren zu Sektoren mit geringer Investorenbeteiligung. Die zentralen Angebote der 

Programme umfassen zum Beispiel die intensive Zusammenarbeit mit den einzelnen Unternehmen 

und die Durchführung interaktiver Workshops auf Basis von Rollenspielübungen. Durchgeführt 

werden diese Programme von erfahrenen Branchenkennern wie etwa von Wirtschaftsprüfern, 

Anwälten, Business Angels, Geschäftsbanken, Risikokapitalfirmen und 

Unternehmensberatungsfirmen (Corporate Finance); zudem wird ein kostenfreies Diagnose-Tool zur 

Feststellung der Investitionsbereitschaft eingesetzt. In den Fallstudiengebieten sind neben privaten und 

öffentlichen Förderorganisationen auch lokale KMU-Verbände tätig, die unter ihren Mitgliedern eine 
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wechselseitige Beratung und Betreuung in Form einer ĂHilfe zur Selbsthilfeñ bei Fragen zu 

Unternehmenswachstum und Unternehmensfortbestand organisieren. Abgesehen von diesen 

Angeboten hat es den Anschein, dass das Interesse vieler Unternehmen an kostenpflichtigen 

Coaching- und Beratungsangeboten aufgrund begrenzter Eigenmittel und Liquidität eher schwach 

ausgebildet ist.  

Aus den OECD-Forschungsarbeiten lässt sich ableiten, dass KMU im Durchschnitt weniger 

Forschung und Entwicklung betreiben als größere Firmen. Die durchschnittliche Unternehmensgröße 

in den meisten Fallstudiengebieten macht es schwierig, unternehmensinterne Forschungs- und 

Entwicklungstätigkeiten zu fördern. Eines der Gebiete, auf dem die meisten Standorte gut 

abgeschnitten haben, war ihre Technologiebasis und die Vielfalt der Tätigkeiten zur Förderung und 

Unterstützung von Innovationen. Auf regionaler Ebene konnten bis zu einem gewissen Grad 

Bundesprogramme zur Verbesserung der Innovationsleistung erfolgreich genutzt werden. Die 

Herausforderung, diejenigen Innovationstätigkeiten zu fördern, die zur Unterstützung der 

Modernisierung einer produktiven Struktur beitragen können, bleibt jedoch bestehen. Die Ausbildung, 

Verwertung und Steuerung von Netzwerkbeziehungen ist wichtig für das Erreichen von 

Skaleneffekten und für die Kosten- und Zeitrationalisierung sowie für den Zugang zu neuen 

Kompetenzen, insbesondere in Bezug auf den Zugang zu Ressourcen und Märkten, den Austausch von 

Technologien und Know-how und den Informationsaustausch über Technologieentwicklungsprozesse. 

In allen Fallstudiengebieten wurden Projekte zur Entwicklung von Netzwerken und Clustern 

durchgeführt. In Fallstudiengebieten mit einer Universität in der Region scheinen die 

Innovationssysteme besser zu sein. Hier nimmt die Universität für das Subsystem der Wissensbildung 

eine zentrale Stellung ein, und sie spielt zudem eine wichtige Rolle bei der Wissensverwertung, wobei 

auf langfristige strategische Kernkompetenzen in Grundlagenforschung und angewandter Forschung 

zurückgegriffen wird. Für Unternehmen aller Größen kann das Vorhandensein einer Universität einen 

Stimulus für Wachstumspläne und eine Quelle für Innovationen darstellen. Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen sind in der Regel jedoch nicht die üblichen Ansprechpartner für Firmen. 

Selbst Hightech-Unternehmen und Wachstumsunternehmen wenden sich bei der Suche nach 

Unterstützung oder Dialog an die Kammern oder Wirtschaftsverbände. Innerhalb der vorhandenen 

Innovationsinfrastruktur ist daher eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Universitäten, 

Forschungseinrichtungen und den Kammern gefragt, um die Distanz und die Hindernisse abzubauen 

und die wirtschaftliche Verwertung von Wissen und Technologie in einer breiteren 

Unternehmensbasis sowohl innerhalb der lokalen Wirtschaft als auch darüber hinaus zu erleichtern.  

Die Infrastruktur für Innovationen ist ein komplexes System aus physischen, personellen und 

finanziellen Ressourcen, einschließlich Kompetenzen, Kapazitäten, Fähigkeiten und Netzwerken, die 

innovative Unternehmen bei den Prozessen der Kommerzialisierung der Kenntnisse unterstützen. Die 

regionale Innovationsinfrastruktur muss Einrichtungen und verbundene Förderangebote umfassen, die 

an die unterschiedlichen Strategieanforderungen der Unternehmen in den Unternehmensgründungs- 

und Unternehmenswachstumsprozessen angepasst sind. Die lokalen Fallstudien haben ein Risiko der 

übermäßigen Abhängigkeit von öffentlichen Mitteln bei der Fortsetzung der aktuellen 

technologiebasierten Entrepreneurship-Initiativen aufgezeigt. An einigen Standorten haben massive 

öffentliche Investitionen zur Ausbildung einer erstklassigen physischen Infrastruktur für 

technologieorientierte Firmengründungen und ïentwicklungen geführt. Öffentliche Mittel stehen auch 

für Unternehmensgründungen und Inkubator-Firmen bereit. In den Fallstudiengebieten oder in der 

näheren Umgebung gibt es eine Reihe von Technologieparks und Business-Inkubatoren. Diese sind in 

erster Linie, aber nicht ausschließlich für technologieorientierte Unternehmen vorgesehen. Sie sind 

offenbar gut etabliert und gut an die Schlüsselsektoren der lokalen Wirtschaft wie Elektronik und 

Elektrotechnik, Lasertechnologie und Spezialmaschinenbau angebunden. Es gibt internationale 

Verbindungen, die ausgebaut werden. Eine enge Zusammenarbeit zwischen den örtlichen Agenturen 
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ist wichtig, um zu gewährleisten, dass die ansässigen Firmen auch nach der Inkubationsphase vor Ort 

oder im Landkreis bleiben. Eine anhaltende Herausforderung in der Zukunft wird es sein, die 

Zuwanderung neuer Unternehmen aufrechtzuerhalten. In diesem Bereich könnte mehr getan werden; 

zum Beispiel könnten Bundes- und Länderinitiativen dazu eingesetzt werden, die Zusammenarbeit 

zwischen Landkreisen und Kommunen bei Einrichtung und Betrieb von Technologieparks und 

Business-Inkubatoren anzuregen. Dadurch würden auch die Entwicklung der Wirtschaftsregionen und 

die Clusterbildung über mehrere Zuständigkeitsbereiche hinweg gefördert.  

Für die Mehrheit der Fallstudiengebiete können eine gute Versorgung mit verfügbaren 

Industriestandorten, eine Mischung aus Gewerbeimmobilien mit attraktiven Mieten und eine 

angemessene Infrastruktur als Pluspunkte verbucht werden. In urbanen Regionen, in denen die 

Nachfrage nach Grundstücken und Gebäuden für neue oder expandierende Geschäftstätigkeiten 

zunächst aus dem vorhandenen Flächenbestand gedeckt werden muss, sind Quantität, Qualität und 

Zweckmäßigkeit sowie Flexibilität zur Anpassung an neue Anforderungen für die Standortfrage 

relevant. Es gibt eine Vielzahl hochwertiger Büro-, Gewerbe- und Industrieflächen zu Kosten, die im 

Vergleich zu entsprechenden Flächen in Westdeutschland wesentlich niedriger sind. Für 

Unternehmensgründungen und bestehende KMU besteht zudem die Möglichkeit staatlicher 

Mietzuschüsse. An einigen Standorten haben jedoch Unvollkommenheiten des Immobilienmarkts, 

verursacht durch Regulierungen und verstärkte Standortentwicklung durch den öffentlichen Sektor 

sowie durch eine mangelnde Nachfrage, zu Leerständen bei den öffentlich subventionierten 

Gewerbeflächen und zu einem nachlassenden Engagement privater Bauträger geführt. An Standorten 

mit niedriger Belegungsquote werden Imageprobleme als Ursache genannt. In allen 

Fallstudiengebieten wurden verschiedene politische Maßnahmen zur Stimulierung der Entwicklung 

des Unternehmertums und der Gewinnung beschäftigungswirksamer Investitionen initiiert. Projekte 

für Stadtentwicklung und Stadtumbau (Urban Regeneration) und die Schaffung moderner, lebendiger 

Einkaufs- und Freizeitzentren scheinen das Image dieser Orte zu verbessern, was sowohl intern für die 

Anwohner und ansässigen Firmen als auch extern für Besucher und potenzielle Investoren gilt. 

Zusätzlich werden Mechanismen des E-Government eingesetzt: erste Erfolge bei der Verringerung 

bürokratischer Hürden in der Flächennutzung wurden so bereits erzielt. 

Die Fallstudien in Ostdeutschland haben gezeigt, dass sich zahlreiche Handlungsempfehlungen 

auf Bundesebene und auf kommunaler Ebene durch Regierung, Verwaltung und Organisationen 

umsetzen lassen, die aktiv in der Entwicklung und Stärkung des Unternehmertums und der lokalen 

Wirtschaftsentwicklung tätig sind. Obgleich diese Empfehlungen mit Blick auf die jeweiligen 

örtlichen Gegebenheiten entwickelt wurden, haben sie doch Bedeutung für andere Orte in 

Ostdeutschland oder in anderen Regionen. Die folgende Liste von Empfehlungen kann daher für 

politische Entscheidungsträger und lokale Organisationen als Checkliste für Neuerungen in der 

Entrepreneurship-Politik und die Entwicklung lokaler Aktivitäten im Rahmen der Modernisierung und 

Diversifizierung von KMU und der zugehörigen Motivationsmaßnahmen dienen.  

Handlungsempfehlungen zur Stärkung von Modernisierungs- und Diversifikationsbemühungen 
bestehender Unternehmen 

R 

Durchführen von öffentlichen Kampagnen zur Steigerung des Interesses an und der Nachfrage nach 
Schulungs- und Beratungsdiensten für KMU. Das Überleben und das Wachstum von KMU hängt nicht allein 
von deren Leitung und dem Management ab, sondern auch von den Fertigkeiten und der Motivation der 
Mitarbeiter. Der bei Unternehmern weit verbreitete Glaube, dass Weiterbildung nur Zeit und Geld kostet, 
gebündelt mit der spärlichen Kenntnis von existierenden Weiterbildungsangeboten, aber auch das 
eventuelle Fehlen von Zugangsmöglichkeiten, Anreizen und finanzieller Unterstützung müssen als 
Hindernisse in der Qualifizierung bestehender KMU erkannt und angegangen werden. Erfolgreiche 
Schulungsprogramme könnten beworben und teilnehmende Unternehmen als Vorbilder genutzt werden, um 
das Interesse an Schulungs- und Beratungsdiensten zu steigern. Solche Initiativen könnten auch dazu 
beitragen, die Koordination zwischen den Akteuren zu verbessern und so zu einer Qualitätssteigerung des 
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Angebots beitragen. Unternehmensnetzwerke könnten genutzt werden, um dies zu unterstützen oder um 
entsprechende Kampagnen durchzuführen. 

R 

Zugang zu überregionalen Märkten. Eine überregionale Nachfrage nach Produkten und Dienstleitungen 
eines Unternehmens kann entscheidend für dessen Wachstum sein. Marktforschung durch das 
Unternehmen, Unternehmensverbände, Kammern und andere Einrichtungen sind ein wichtiges Instrument, 
um das Nachfragepotenzial auf regionalen, nationalen und internationalen Märkten besser einzuschätzen, 
und erleichtern ein adäquates Reagieren. 

R 

Verbesserung der Koordinierung, Transparenz und Qualitätsüberprüfung von Beratungs-, Schulungs- und 
Coachingdiensten. Das bestehende Angebot sollte einer ausführlichen Evaluierung, Qualitätskontrolle und 

einem Leistungsvergleich unterzogen werden. Informationen sollten transparent und leicht zugänglich sein. 
Die so gewonnenen Informationen sollten KMU und öffentliche Behörden bei der Auswahl geeigneter 
Schulungsanbieter unterstützen. 

R 

Schulungen zur Unternehmensweiterentwicklung als Bestandteil von Existenzgründungsprogrammen. 
Innerhalb von Existenzgründungsprogrammen sollte ein größeres Gewicht auf die Entwicklung und den 
Ausbau von Fähigkeiten im Bereich Unternehmensmanagement und Unternehmensentwicklung gelegt 
werden. Das bestehende Schulungsangebot sollte so erweitert werden, dass auch das Erkennen von 
überregionalen Marktpotentialen, die unternehmerische Nachhaltigkeit sowie die Identifizierung und 
Nutzung von künftigen Wachstumsmöglichkeiten abgedeckt werden. 

R 

Unterstützende Schulungen für Geschäftsführer bestehender KMU als Teil von 
Unternehmensnetzwerkaktivitäten. Eine Ausweitung bereits bestehender Weiterbildungsprogramme für 
KMU-Manager zur Entwicklung ihrer unternehmerischen Kenntnisse über Märkte, Marketing und 
insbesondere der Fähigkeit, Chancen zu erkennen, sollte angestrebt werden. Das Bildungsangebot sollte 
die Unternehmen durch neue Erfahrungen, Zusammenarbeit und gemeinsame Diskussion mit anderen 
Unternehmen darin unterstützen, die notwendigen Veränderungen in ihren Unternehmen zu erkennen und 
anzugehen. Vor allem sollte man sich hier auf Unternehmen konzentrieren, die eine gewisse 
Wachstumsorientierung aufweisen. 

R 

Intensivierung von Unternehmensnetzwerkinitiativen. Die Arbeit in Netzwerken kann durch eine Analyse 
von Wertschöpfungsketten und Szenarienplanungen unter Einbeziehung der Schlüsselakteure der 
jeweiligen Branchen angeregt werden. Ausgangspunkt bei der Gründung solcher Netzwerke ist der 
Versuch, eine zentrale Frage zu beantworten: Wie können wir die lokale Wirtschaft durch Kooperation und 
Zusammenarbeit von einem ĂPreisnehmerñ (price-taker) zu einem ĂPreissetzerñ (price-maker) 
weiterentwickeln? 

R 

Unterstützung nach der Start-Up Phase. Um jungen Unternehmen höhere Überlebens- und 
Wachstumschancen zu sichern, sollten öffentliche Förderprogramme Betreuung und Trainingsmaßnahmen 
in der Nachgründungsphase berücksichtigen. Sehr häufig nehmen junge Unternehmen nicht wahr, dass 
ihre bisherigen Geschäftskenntnisse und ihr Know-how unzureichend sind und dass externe Beratung eine 
Hilfe sein könnte. Erfahrungen aus anderen OECD-Ländern mit Coaching-Programmen in der 
Nachgründungsphase zeigen, dass eine Beziehung zwischen Unternehmer und Betreuer, die bereits in der 
Vorgründungs- und Gründungsphase aufgebaut wurden, ein großes Potential für eine Aufrechterhaltung in 
der Nachgründungsphase darstellt. Eine auf lokale Bedürfnisse zugeschnittene Förderungseinrichtung kann 
die direkte Beziehung mit früheren Kunden in der Nachgründungsphase fördern, indem die anfängliche 
eins-zu-eins Interaktion, die in der Vorgründungs- und Gründungsphase aufgebaut wurde, in der 
Nachgründungsphase weitergeführt wird. 

R 

Mentorbetreuung von Unternehmen zu Unternehmen (B2B) fördern. Größere Unternehmen können für 
KMU eine bedeutsame Rolle in deren Innovation und Exporttätigkeit spielen, indem sie diesen erfahrene 
Führungskräfte für kurze Beratungsseminare zur Seite stellen. 

R 

Einbeziehung von óUnternehmensengelnô(Business Angels). Ein entwickeltes VC System benötigt einzelne 

Investoren sowie Venture Capitalfonds. óEngelô d.h. Menschen, die bereit sind, in einzelne Unternehmen zu 
investieren und oft ihr Know-how einbringen, sind in den meisten OECD-Ländern anzutreffen. Dies können 
Menschen sein, die in der Vergangenheit eine Firma erfolgreich gestartet und in mehrere Unternehmen 
investiert haben. Oft geht mit dieser Art Investition eine Mentorfunktion einher, bei der der einzelne Investor 
oder eine andere dafür benannte Person als Ratgeber gegenüber dem Unternehmer und dem Geschäft 
wirkt. Das ist besonders wichtig für Unternehmen, die ehrgeizige Wachstumspläne verfolgen oder 
versuchen in internationale Märkte vorzudringen. 

R 

Unterstützung in den Bereichen Technologie und Innovation ausweiten. Aufgrund der Kostenstrukturen sind 

KMU in OECD-Ländern in wachsendem Maße darauf angewiesen, mit Technologie und anderen 
Wertschöpfungskomponenten ihre Wettbewerbsfähigkeit zu festigen. Eine Inanspruchnahme von externen 



52 

 

F&E-Dienstleistungen könnte örtlichen KMU bei ihren Innovationsbestrebungen unterstützen. Sollten sich 
die Landkreise für die Schaffung der erforderlichen Innovationsinfrastruktur als zu klein empfinden, könnte 
eine überregionale Zusammenarbeit mit benachbarten Kreisen und/oder mit thematisch verwandten 
Hochschul- und Forschungseinrichtungen Abhilfe schaffen. 

R 

Durchführung eines Pilotprogramms für wachstumsorientierte Unternehmen. Ein Pilotprogramm würde ein 

Ausfindigmachen von jungen und bestehenden Unternehmen mit Wachstumspotentialen erleichtern. Eine 
solche Initiative könnte öffentliche Förderung koordinieren, eine auf die Bedürfnisse des Unternehmens 
exakt zugeschnittene Betreuung und Beratung anbieten und zudem bei der Beschaffung von 
Privatinvestitionen zur Seite stehen. Solch ein Programm würde einen kleinen Kreis von Unternehmen über 
einen Zeitraum von zwei Jahren einbeziehen (angesichts der wirtschaftlichen Dimension würden pro Jahr 
vielleicht nur 20 Unternehmen angeworben werden). Dies könnte sich insbesondere für Regionen anbieten, 
in denen das unternehmerische Klima zwar nahezu den nationalen Durchschnitt erreicht, jedoch strukturelle 
Probleme das Wachstum von Unternehmen beeinflussen. 

R 

Förderung von Spitzeninnovation. Die Vermittlung von Geschäftsbeziehungen zwischen größeren regional 

agierenden Unternehmen, die latente und ungenutzte Ressourcen an geistigem Eigentum aufweisen und 
diese anbieten wollen, und KMUs, welche über Nutzungskapazität verfügen, sollte Teil der Förderung von 
Spitzeninnovationen sein. Kleinere Unternehmen könnten geistiges Eigentum erwerben, lizenziert 
verwenden oder gegen eine Provision im eigenen Betrieb einsetzen. Dieses Vorgehen könnte durch eine 
spezialisierte Einrichtung begleitet werden, die adäquates Technologie- und unternehmerisches 
Verständnis und Bewusstsein besitzt, Kontaktmöglichkeiten erkennt und so einen Austausch initiieren und 
erleichtern kann. 

R 

Förderung von Basisinnovationen. Es sollte mehr unternommen werden, um Innovationen in der 

Landwirtschaft, der Nahrungsmittelindustrie, der Grundgüterindustrie und im Dienstleistungssektor sowie in 
kleineren und weniger kapitalintensiven Unternehmen anzuregen. 

R 

Innovationsnutzung durch eine weiter gefasste Gruppe von Firmen. Die bestehende Innovationsinfrastruktur 
sollte stärker dazu genutzt werden die Zusammenarbeit zwischen dem Hochschulsektor, örtlichen 
Unternehmen (aller Größen) und größeren Firmen andernorts anzukurbeln. Multinationale Unternehmen vor 
Ort oder anderswo stellen aufgrund ihres starken Zugangs zu Märkten eine Chance für die lokale Wirtschaft 
dar, um Kommerzialisierungsprozesse zu akzelerieren und aufzuwerten. Derartige Allianzen können dazu 
beitragen, innovative Produkte und Dienstleistungen unter marktähnlichen Umständen zu testen und die 
Zeit-zu-Markt ('time-to-market') Beziehung positiv zu beeinflussen. Bei der Aufstellung von derartigen 
Wertschöpfungsstrategien ist es jedoch wichtig, auf den Schutz von intellektuellem Eigentum zu achten. 

R 

Firmen dabei helfen, ihre eigene Investitionsbereitschaft einzuschätzen. Es sollten Programme entwickelt 
werden um dem Mangel an Investitionsbereitschaft in bestimmten Sektoren abzuhelfen, indem 
Firmenwissen zu Wachstums- und Renditepotenzialen sowie zu Finanzierungsmethoden verbessert wird. 
Solche Programme haben anderswo erwiesenermaßen zu mehr Investitionen geführt. Als wichtigste 
Merkmale wären u.a. die intensive Arbeit mit jeder Firma, interaktive Workshops mit Rollenspielübungen 
unter Leitung erfahrener Branchenexperten wie Wirtschaftsprüfer, Juristen, Business Angels, Clearing-
Banken, Beteiligungskapitalfirmen und Unternehmensfinanzierungsfirmen, sowie ein kostenloses Diagnose-
Instrument für Investitionsbereitschaft zu nennen. Solche Programme versetzen Firmen in die Lage, ihre 
eigene Investitionsbereitschaft einzuschätzen, geben ihnen Rückmeldungen zu ihren Stärken und 
Schwächen, bieten Auskunft zur Beschaffung von Beteiligungskapital und schaffen mehr Schnittstellen 
zwischen Investoren und Sektoren, die durch asymmetrische Informationslagen gekennzeichnet sind. 
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Box 2. Lesen was-wie-woanders funktioniert - Gute Praxis in wachsenden existierenden KMU 

SPOTcheck: Wo liegt Potential zum Erfolg ï Irland: notwendige Instrumente für KMU bereitstellen, um ihnen zu 
ermöglichen ihre Ausbildungsbedürfnisse und ihr Wachstumspotential besser zu verstehen und einzuschätzen. 

Programm "Netzwerk Wachstumsfirmen" ï Vereinigtes Königreich: Analyseinstrument welches mithilfe von 
maßgeschneiderten öffentlichen Förderprogrammen für die Markt- und Produktentwicklung das 
Wachstumspotential ortsansässiger KMU bestimmt. 

Sustaining Profitable Growth (SPG): Worauf kommt es beim Unternehmenswachstum an ï Vereinigtes 
Königreich: Ein strategisches Leadership Development Programm über die Dauer von 15 Monaten für KMU. 

Programm ĂReady for Growthñ, Vereinigtes Königreich, Spanien und Griechenland: Programm, welches den 
wahrgenommenen Mangel an Investitionsbereitschaft in kleinen und mittleren Digitaltechnik-Unternehmen in 
Europa anspricht. 

Knowledge Transfer Partnerships ï KTP ï Vereinigtes Königreich: Wissenstransferpartnerschaften, welche 
Firmen den Zugang zum Fachwissen und den Ressourcen der Universitäten erleichtert und die Steigerung des 
Umsatzes und den Gewinn von Marktanteilen, geistigen Eigentums und Wettbewerbsvorteilen fördert. 

Das Industriegebiet Marco-lotto No. 1 ï Italien: Unternehmen für die Ansiedlung in ein entwickeltes 
Industriegebiet anlocken. 

http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39207089_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39206688_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39207217_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39207217_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39206834_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39206178_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39205182_1_1_1_1,00.pdf
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POLITISCHE FRAGE N BEI DER FINANZIERU NG DES UNTERNEHMERTUMS 

Dietmar Grichnik, Deutschland 

Einleitung 

Auch mehr als 15 Jahre nach der Wiedervereinigung bleibt die wirtschaftliche Entwicklung in 

den meisten Regionen Ostdeutschlands hinter der in anderen OECD-Ländern zurück. Dies zeigt sich 

in schlechten Werten bei wichtigen Wirtschaftsindikatoren wie hohe Arbeitslosenquoten, zunehmende 

Abwanderung des Humankapitals und geringe Kaufkraft (z.B. Statistisches Bundesamt 2006). 

Aktuelle Studien haben ergeben, dass das Unternehmertum in Hinblick auf die Angleichung des 

Lebensstandards in Deutschland eine entscheidende Komponente der lokalen Wirtschaftsentwicklung 

ist (OECD 2003). Die Förderung des Unternehmertums über Förderprogramme für kleine und 

mittelständische Unternehmen und Unternehmensgründungen ist daher heute ein wichtiges Ziel für 

politische Entscheidungsträger und Regierungen weltweit. Ein wesentliches Hindernis für Gründung, 

Wachstum und Fortbestand von Unternehmen ist das Problem der Beschaffung ausreichender 

finanzieller Ressourcen. Dieses Problem kann auf das Verhalten auf der Angebotsseite und/oder auf 

der Nachfrageseite zurückzuführen sein. Entsprechend sind vernünftige Handlungsempfehlungen, die 

externe Finanzierungsmöglichkeiten für Unternehmer sicherstellen und Finanzentscheidungen der 

KMU beeinflussen, für Politiker von großer Bedeutung. Greift man auf die Definition des 

Unternehmertums als ĂVerfolgung von Mºglichkeiten ¿ber die derzeit zur Verf¿gung stehenden 

Ressourcen hinausñ zur¿ck (Stevenson 1999), wird die zentrale Rolle der Beschaffung finanzieller 

Mittel sowohl aus Sicht der theoretischen als auch der empirischen Forschung deutlich
3
. Im Gegensatz 

zu den Annahmen der üblichen neoklassischen Marktmodelle sind Kapitalmärkte in der Regel nicht 

vollkommen. Kapitalverknappung infolge der Kapitalmarktmechanismen wird durch das Handeln von 

Kapitalanbietern wie Banken, Risikokapitalgebern oder Regierungen auf der einen und der Kapital 

nachfragenden Unternehmen auf der anderen Seite beeinflusst. Der zugrunde liegende theoretische 

Rahmen basiert daher auf verschiedenen nachfrageorientierten und angebotsorientierten Theorien. Es 

ist allgemein anerkannt, dass asymmetrische Informationen, Agency-Kosten und verbundene Risiken 

zwischen KMU und Finanzierungsgebern wichtige Punkte für das Auftreten von 

Marktunvollkommenheiten und für politische Interventionen sind. In der vorliegenden Studie werden 

daher vorwiegend mikroökonomische Modelle des Finanzierungsverhaltens in Bezug auf 

asymmetrische Informationen und Risiken herangezogen.  

Dieses Diskussionspapier ist wie folgt gegliedert: Kapitel 2 reflektiert die relevanten 

theoretischen Modelle des Finanzmarktverhaltens und ihre empirische Bedeutung. Da sich 

Kapitalengpässe sowohl aus dem Verhalten auf der Angebotsseite wie auf der Nachfrageseite ableiten 

lassen, werden beide Seiten berücksichtigt. In Kapitel 3 werden die bestehenden Ineffizienzen des 

Finanzmarkts in Ostdeutschland für unternehmerisch orientierte Firmen analysiert, wobei sowohl das 

Finanzierungsverhalten der Unternehmer wie auch die Finanzierungsquellen im Hinblick auf 

Förderprogramme, Eigenkapital- und Fremdfinanzierung untersucht werden. Gleichzeitig werden erste 

Handlungsempfehlungen zur Bekämpfung der festgestellten Ineffizienzen entwickelt. Kapitel 4 

                                                      
3 In diesem Papier werden die Begriffe ñUnternehmertumò und ñUnternehmerò gleichermaÇen f¿r Startup-Firmen und 

Selbständige wie für Traditionsunternehmen und Hightech-KMU verwendet. 
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schließlich bietet vertiefende Einblicke in die Handlungsempfehlungen; hier werden aktuelle OECD-

Maßnahmen und internationale Lernmodelle in Bezug auf den in Kapitel 3 dargelegten ostdeutschen 

Kontext reflektiert. 

Modelle des Finanzierungsverhaltens von KMU 

Modell der ĂHackordnungñ bei der Kapitalstrukturentscheidung 

Die Finanzierungsentscheidungen eines Unternehmens widerspiegeln sich in seiner 

Kapitalstruktur. Seit der bahnbrechenden Arbeit von Modigliani und Miller (1958) wurden zahlreiche 

theoretische und empirische Untersuchungen zum Thema Kapitalstruktur veröffentlicht. In der 

j¿ngeren Forschung wird offensichtlich das Hackordnungsmodell (Ăpecking orderñ) favorisiert (z.B. 

Shyam-Sunders und Myers 1999, Fama und French 2002). Die Existenz einer Hackordnung zwischen 

verfügbaren Finanzierungsquellen wurde erstmals von Donaldson (1961) beobachtet und nachfolgend 

von Myers (1984) und Myers und Majluf (1984) theoretisch beschrieben. In diesem Modell führt die 

Informationsasymmetrie zwischen Insidern (Geschäftsleitung oder Unternehmer) und externen 

Finanzierungsgebern dazu, dass Firmen Finanzierungsquellen in folgender Reihenfolge in Anspruch 

nehmen: Zunächst setzen sie Eigenmittel ein (Gewinnrücklagen oder von Insidern eingebrachte 

Eigenmittel), danach langfristige und kurzfristige Verbindlichkeiten; Fremdkapital wird erst 

eingesetzt, nachdem alle sonstigen Quellen ausgeschöpft sind. Der Umfang der asymmetrischen 

Informationen zwischen einem Unternehmen und möglichen Kapitalgebern hat direkten Einfluss auf 

die Kapitalkosten, die aufgrund der Überwachungskosten und des Investitionsrisikos für externe 

Kapitalgeber entlang der Hackordnung steigen (Pettit und Singer 1985). Zudem stehen insbesondere 

Unternehmer einer erhöhten Unternehmenstransparenz in Verbindung mit einem Verlust an Kontrolle 

über das Geschäft eher ablehnend gegenüber (Hamilton und Fox 1998). 

Obgleich das Modell der Hackordnung nicht in Hinblick auf KMU entwickelt wurde (Ang 1991), 

geht aus verschiedenen empirischen Studien hervor, dass das Finanzierungsverhalten mit den 

Hackordnungsprognosen für reife KMU in Einklang steht (Jordan u.a. 1998; Zoppa und McMahon 

2002, Börner und Grichnik 2003, Sogorb-Mira und Lopez-Gracia 2003). Da ostdeutsche KMU im 

Wesentlichen Klein- und Kleinstunternehmen praktisch ohne Transparenz für Außenstehende sind, 

entspricht ihr Finanzierungsverhalten den Vorhersagen des Hackordnungsmodells. Bei 

Unternehmensgründungen und Wachstumsunternehmen zeigt sich ein etwas anderes Verhalten: Nach 

Paul u.a. (2007) folgen Startup-Firmen in ihrem Finanzierungsverhalten eher einer überbrückten 

Hackordnung: interne Mittel, Eigenkapital und schließlich Fremdkapital. Für Wachstumsunternehmen 

hat die aktuelle Forschung eine teilweise umgekehrte Hackordnung ermittelt (z.B. Grichnik u.a. 2007). 

Ebenso führen die Besonderheiten der unternehmerischen Tätigkeit in Ostdeutschland eher zu einem 

modifizierten Finanzierungsverhalten in Form einer abgekürzten Hackordnung (vgl. auch Börner u.a. 

2007). Der hohe Anteil an Unternehmern unter den Startups, die ihr Unternehmen aus einer 

Notwendigkeit heraus gegründet und nur geringen Finanzierungsbedarf haben, ist für 

Risikokapitalgeber uninteressant, obgleich deren Eigenfinanzierung aufgrund begrenzter Eigenmittel 

in der Regel unzureichend ist. Die verfügbaren Finanzierungsquellen für Hightech-Unternehmen in 

Ostdeutschland sind oftmals auf das weitgehend nicht vorhandene informelle Investorenkapital wie 

z.B. Business Angels und/oder staatliche Förderprogramme beschränkt; dies ist auf den bereits 

erwähnten Mangel an persönlichen Ersparnissen und Kapitalerträgen sowie auf bestehende 

Informationsasymmetrien zurückzuführen, die der Inanspruchnahme von Fremdkapital im Wege 

stehen. 
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Lebenszyklusmodell der Finanzierungsquellen 

Lebenszyklusmodelle unterteilen die Dauer eines Unternehmens in verschiedene Phasen, in der 

Regel Gründung, Wachstum und Reife. Seit den ersten finanzierungstheoretischen Arbeiten (z.B. 

Walker 1989) hat sich die traditionelle Auffassung des Finanzierungslebenszyklus eines 

Unternehmens nicht wesentlich geändert. Das Modell des Finanzierungslebenszyklus stellt den 

Verlauf einer Potenzialdimension bzw. Outcome-Dimension (Erlöse oder Cashflow) abhängig von der 

Entwicklung eines Unternehmens dar; damit werden der Finanzierungsbedarf und die dem 

Unternehmen zur Verfügung stehenden Finanzierungsquellen untersucht. 

Das traditionelle Modell des Finanzierungslebenszyklus sagt voraus, dass junge und kleine 

Unternehmen in der Frühphase ihres Lebenszyklus (Startup-Unternehmen) sich einer Situation 

gegenüber sehen, in der sie weder eine Erfolgsgeschichte noch Sicherheiten vorweisen können. Die 

Cashflows/Erlöse sind in der Regel negativ, und die Absatzmärkte oftmals noch nicht etabliert, was 

insbesondere für innovative Hightech-Unternehmensgründungen gilt. Das Unternehmen besteht im 

Wesentlichen aus der Geschäftsidee, die idealerweise in einem soliden Geschäftsplan dargestellt wird. 

Asymmetrische Informationen und geschäftsbezogene Risiken sind daher höher als in reifen KMU. 

Aufgrund einer begrenzten Möglichkeit der Innen- und Fremdfinanzierung greifen Startup-Firmen 

verstärkt auf persönliche Ersparnisse, Darlehen von Verwandten und/oder Bekannten, Beihilfen wie 

öffentliche Kredite oder auf eine externe Eigenkapitalzuführung von Business Angels zurück (z.B. 

Mueller 1972, Hutchinson 1995, Kimhi 1997). Daher sollten insbesondere junge KMU und 

Unternehmensgründungen in der Anfangsphase durch Business Angels unterstützt werden. Neben 

finanzieller Unterstützung bieten Business Angels wertvolle Kenntnisse in der Unternehmensleitung 

und einen Zugang zu ihrem persönlichen Netzwerk an. Überdies stellt die Investition durch einen 

Business Angel ein positives Signal für die Fähigkeit eines KMU dar, Informationsasymmetrien 

abzubauen. Die für Unternehmensgründungen zur Verfügung stehenden Finanzierungsquellen sind 

jedoch aufgrund der Unterschiede bei den persönlichen Sicherheiten des Unternehmers, bei den 

Wachstumschancen des Unternehmens und beim Investitionsrisiko nicht homogen (Berger und Udell 

1998).  

Im Verlauf des Wachstums und der Reifung eines Unternehmens entwickelt das Unternehmen 

zunehmend einen guten Ruf (Diamond 1991), wodurch die Bonität steigt und damit einhergehend 

auch der Zugang zu einer (langfristigen) Fremdfinanzierung erleichtert wird. Kann das Unternehmen 

eine Erfolgsgeschichte und Sicherheiten vorweisen, sinkt in der Regel das Investitionsrisiko. 

Abgesehen von einer Fremdfinanzierung sind erfolgreiche Wachstumsunternehmen auch für 

Risikokapitalgeber interessant. Die meisten ostdeutschen KMU wurden nach dem Beitritt der 

ehemaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland gegründet und befinden sich daher noch in den 

Anfangsphasen ihres Lebenszyklus, d.h. sie konnten zu weiten Teilen noch keinen Ruf und keine 

Bonität aufbauen. Kapital von Business Angels, staatliche Kreditprogramme, kurzfristige Kredite (z.B. 

Überziehungs- oder Handelskredite), Kleinkredite oder interne Mittel sind daher als 

Finanzierungsquelle besser geeignet. 

Modelle des Verhaltens auf der Angebotsseite 

Marktunvollkommenheiten auf den Kapitalmärkten können auch auf das Verhalten auf der 

Angebotsseite zurückzuführen sein. Ungeachtet der Vielfalt potenzieller Finanzierungsquellen befasst 

sich das vorliegende Diskussionspapier ausschließlich mit den angebotsseitigen Theorien, deren 

Schwerpunkt auf der Erklärung des Verhaltens der Kreditgeber, insbesondere der Banken liegt, da 

Bankschulden für das Unternehmertum in Ostdeutschland von besonderer Relevanz sind. Wie 

nachfolgend ausgeführt wird, müssen ostdeutsche Unternehmer aufgrund begrenzter Möglichkeiten 

der Innenfinanzierung und in Ermangelung eines weit gespannten informellen Investorennetzwerks 
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auf eine externe Fremdfinanzierung zurückgreifen. Aus einer aktuellen KfW-Studie über das 

Finanzierungsverhalten von KMU geht hervor, dass ostdeutsche KMU langfristige und kurzfristige 

Schulden als wichtigste externe Finanzierungsquelle ansehen, externes Eigenkapital wird von ihnen 

hingegen als relativ unwichtig für ihr Geschäft erachtet.(KfW 2006). 

Modell der Kreditrationierung 

Die theoretische Literatur zur Kreditrationierung basiert auf dem bekannten Modell von Stiglitz 

und Weiss (1981). Im Gegensatz zum traditionellen makroökonomischen Modell konnten Stiglitz und 

Weiss (1981) zeigen, dass auch in einem Kreditmarktgleichgewicht aufgrund von 

Informationsasymmetrien eine Kreditrationierung auftreten kann. Der Begriff Kreditrationierung wird 

hiermit definiert als Situation, in Kreditgeber bestimmte Kreditanträge ablehnen, selbst wenn die 

Antragsteller zur Zahlung höherer Zinsen bereit sind; hier übersteigt somit die Kreditnachfrage das 

Kreditangebot. Dieses Modell geht von der Voraussetzung aus, dass Banken versuchen, die erwartete 

Rendite für ihr Kreditportfolio zu maximieren, die vom Zinssatz und dem Risiko für die ausgegebenen 

Kredite beeinflusst wird. Unter Berücksichtigung der asymmetrischen Informationen zwischen 

Kreditgeber und KMU kann die Begrenzung der Kreditverfügbarkeit anstelle einer Zinserhöhung oder 

Verschärfung der Sicherheitenanforderungen für den Kreditgeber im Hinblick auf die 

Gewinnmaximierung vorteilhaft sein. Durch eine Zinserhöhung oder Verschärfung der 

Sicherheitenanforderungen kann das inhärente Risiko des Kreditportfolios steigen, und zwar (i) 

aufgrund des Moral Hazard (wºrtlich Ămoralisches Risikoñ, Kreditnehmer sind verleitet, in riskantere 

Projekte zu investieren, um ihre Gewinnerwartungen zu erreichen) und/oder (ii) aufgrund adverser 

Selektion (Negativauslese, Kreditnehmer mit Projekten guter Qualität verlassen den Markt). 

KMU in Ostdeutschland sind vorwiegend kleine Unternehmen mit relativ kurzer Markthistorie. 

Die Eigentümer der KMU bemühen sich in der Regel, so viele geschäftliche Informationen wie 

möglich im Unternehmen zu halten, z.B. indem sie eine Rechtsform mit nur geringen 

Offenlegungspflichten wählen. KMU und insbesondere Startup-Unternehmen sehen sich daher 

normalerweise wesentlich größeren Informationsasymmetrien gegenüber als große 

Aktiengesellschaften und sind dadurch von einer Kreditrationierung eher betroffen. Festzuhalten ist, 

dass durch die Existenz persönlicher Sicherheiten oder Unternehmenssicherheiten die 

Kreditrationierung begrenzt werden kann (Bester und Hellwig 1987). Die meisten ostdeutschen 

Unternehmen jedoch, insbesondere kleine und jüngere Unternehmen, können keine ausreichenden 

Sicherheiten vorweisen und unterliegen somit häufiger Kreditbeschränkungen. Kreditbeschränkungen 

können zu einer Fehlleitung von finanziellen Ressourcen führen (Evans und Jovanovic 1989, 

Greenwald und Stiglitz 1993) und darüber hinaus möglicherweise die weitere Entwicklung eines 

wesentlichen KMU-Sektors durch Unterversorgung mit Investitionen behindern. Um langfristig diese 

Fehlleitungen und die drohende Unterinvestition zu verringern, müssen Informationsasymmetrien 

abgebaut werden, etwa indem den Unternehmern Informationen über den Bonitätsbewertungsprozess 

zur Verfügung gestellt werden oder durch Unterstützung des Hausbankprinzips. Kurzfristig können 

mit dem Angebot von Ersatzfinanzierungsprodukten, z.B. Leasing oder Sale-and-Leaseback (Verkauf 

bei gleichzeitiger Rückvermietung an den Verkäufer) oder durch einen Sicherheitenersatz wie 

Kreditbürgschaften die bestehenden Informationsasymmetrien umgangen werden. 

Marktmacht-Ansatz 

Die Auswirkung der Kreditinstitutsstruktur auf die Kreditverfügbarkeit für Unternehmer und 

damit auf das Wirtschaftswachstum war in jüngster Zeit Gegenstand des Forschungsinteresses (z.B. 

Berger und Udell 2006; Boot und Thakor 2000). Insbesondere die Wettbewerbsfähigkeit des 

Bankensektors scheint eine wichtige Dimension des Bankverhaltens auf dem Kreditmarkt zu sein. 
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Gemäß der traditionellen Marktmachthypothese korreliert der Grad der Wettbewerbsfähigkeit im 

Bankenmarkt positiv mit der Kreditverfügbarkeit und negativ mit den Kreditzinssätzen für KMU. Eine 

hohe Wettbewerbsfähigkeit führt in der Regel zu höheren Investitionen in so genannte Relationship-

Lending-Techniken, die ein wesentlicher Bestandteil des deutschen Hausbankprinzips sind. Im 

Gegensatz zu so genannten Transaction-Lending-Techniken, z.B. Kreditvergabe aufgrund der 

Bilanzkennzahlen oder formalisierter Bonitätsprüfungsverfahren (Credit Scoring) (Berger und Udell, 

2002) st¿tzt sich das Relationship Lending nicht nur auf die Ăhartenñ, quantitativen Daten wie 

Bilanzdaten oder Sicherheiten. Einsatz der Relationship-Lending-Technik bedeutet, dass die 

Kreditentscheidung der Bank sich vorwiegend auf Ăweicheñ, qualitative Informationen ¿ber das 

Unternehmen und dessen Unternehmer stützt, die im Verlauf einer kontinuierlichen Beziehung 

zwischen Bank und Kunden gesammelt werden (Berger und Udell 2002 2006). Diese den 

Unternehmer betreffenden Informationen sind von erheblichem Wert, da sie das Potenzial haben, die 

bestehenden Informationsasymmetrien zwischen Kreditgeber und Kreditnehmer abzubauen (Boot und 

Thakor 2000). Empirische Untersuchungen haben ergeben, dass kleine, lokal tätige Kreditinstitute wie 

Sparkassen und Genossenschaftsbanken im Rahmen des Relationship-Lending bei der Kreditvergabe 

an kleine und im Hinblick auf Informationen wenig transparente KMU einen Wettbewerbsvorteil 

haben (Berger u.a. 2005). Wie bereits bemerkt, sind ostdeutsche KMU meist von 

Informationsasymmetrien und/oder einem Mangel an Kreditsicherheiten betroffen. Überdies ist der 

Bankensektor in Ostdeutschland konzentriert und daher weniger hart umkämpft, womit 

Nichtverfügbarkeiten von Krediten wahrscheinlicher werden. Eine Förderung des Wettbewerbs im 

ostdeutschen Bankensektor und eine Stärkung des Hausbankprinzips könnten für KMU den Zugang zu 

Fremdkapital erleichtern. 

Finanzmarktineffizienzen in Ostdeutschland 

Existenz einer Finanzierungslücke 

Die Existenz einer Finanzierungslücke bezieht sich normalerweise auf ein unzureichendes 

Angebot an Kapital, insbesondere seitens der Banken und Kapitalmärkte, zur Deckung der Nachfrage 

bei bestimmten Unternehmen, in erster Linie der KMU (OECD 2004, Cressy 2002). Die 

Finanzierungslücke ist daher eng mit den Konzepten der Kapitalrestriktionen verknüpft. Seit der 

bahnbrechenden Arbeit von Stiglitz und Weiss (1981) über die Kreditrationierung und ihr Vorrücken 

in die Eigenkapitalmärkte (Hellmann 1995; Hellmann und Stiglitz 2000) hält die wissenschaftliche 

Diskussion über die Existenz einer Finanzierungslücke, insbesondere für KMU, mit erstaunlich 

unterschiedlichen Ergebnissen an. Aus theoretischer Sicht und unter Berücksichtigung von 

asymmetrischen Informationen und Agency-Problemen lässt sich die Rationierung für kleine und 

mittelständische Unternehmen auf dem Markt für externe Finanzierungen leicht belegen (z.B. Berger 

und Udell 1998). Im Gegensatz dazu ist es aufgrund nicht verfügbarer Daten schwierig, direkte 

empirische Nachweise für die Existenz finanzieller Restriktionen zu finden (Bonnet u.a. 2005, Egeln 

u.a. 1997). Dennoch gibt es verschiedene Bemühungen, die Existenz einer wenigstens teilweisen 

Finanzierungslücke für KMU durch empirische Ergebnisse (z.B. Evans und Jovanovic 1989, 

Audretsch und Elston 1997) oder anekdotische Berichte (z.B. Blanchflower u.a. 2001, OECD 2006a) 

nachzuweisen. Zur Feststellung bestehender Marktineffizienzen, die zu Finanzierungslücken führen, 

werden in diesem Kapitel das Finanzierungsverhalten ostdeutscher Unternehmer und die ihnen derzeit 

zur Verfügung stehenden Finanzierungsquellen untersucht. 
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Finanzverhalten ostdeutscher Unternehmer 

Traditionelle KMU-Finanzierung in Ostdeutschland 

Das Finanzierungsverhalten eines Unternehmens wird im Nachhinein (ex post) in der 

Bilanzstruktur reflektiert, aus der ebenso das zukünftige (ex nunc) Risiko abgeleitet werden kann. Wie 

Abbildung 1 zu entnehmen ist, führte das Finanzierungsverhalten ostdeutscher KMU vor kurzem zu 

einer nachteiligen horizontalen Finanzstruktur: Die Sachanlagen werden zum Teil durch kurzfristige 

Verbindlichkeiten finanziert, womit erhebliche finanzielle Risiken verbunden sind. Ferner führt der 

hohe Anteil an Sachanlagen zu hohen Abschreibungen, zu Gewinneinbußen und somit zu einer 

niedrigeren Eigenkapitalrendite. Im Hinblick auf den Verschuldungsgrad haben ostdeutsche KMU 

aufgeholt, im Vergleich zu Westdeutschland lassen sich keine signifikanten Unterschiede feststellen 

(Ostdeutschland 2,8 und Westdeutschland 2,7).  

Abbildung 7. Finanzstruktur bei ostdeutschen und westdeutschen KMU 
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Quelle: KfW 2005 

Die meisten ostdeutschen KMU entsprechen jedoch nicht der herkömmlichen westdeutschen 

Vorstellung von mittelständischen Unternehmen, was zu einer spezifischen Struktur des KMU-Sektors 

im Hinblick auf Unternehmensgröße und Branche führt: Ein überwältigender Anteil regional verteilter 

Klein- und Kleinstunternehmen mit sehr geringer Eigenkapitalquote (die vorwiegend in 

Traditionsbranchen tätig sind) steht einigen wenigen großen KMU gegenüber, die sich vorwiegend auf 

Leuchtturmregionen wie Berlin, Leipzig oder Dresden konzentrieren und über adäquate oder hohe 

Eigenkapitalquoten verfügen (KfW 2005). Die horizontale Finanzstruktur (Verhältnis von 

langfristigen Vermögenswerten zu langfristigem Kapital) sowie die vertikale Finanzstruktur 

(Verhältnis von Eigen- zu Fremdkapital) sind daher wahrscheinlich für die meisten ostdeutschen KMU 

schlechter, als Abbildung 1 vermuten lässt.  

Das aktuelle Finanzierungsverhalten begünstigt das Auftreten einer Kapitalrationierung für diese 

KMU, wie im Modell von Stiglitz und Weiss vorausgesagt. Eine Verbesserung der bestehenden 

Finanzstruktur der KMU sollte für die politisch Verantwortlichen daher auf der Tagesordnung ganz 

oben stehen. Die Aktivseite der Bilanz kann optimiert werden, indem das Sachanlagevermögen durch 
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Kreditsubstitute wie Leasing- oder Sale-and-Leaseback-Vereinbarungen reduziert wird. Insbesondere 

Klein- und Kleinstunternehmen stehen dem Einsatz dieser Instrumente zurückhaltend gegenüber (KfW 

2006). Auf der anderen Seite sollten rationale Entscheidungen über die Kapitalstruktur durch 

Politikempfehlungen an Finanzgeber und Unternehmer unterstützt werden. Aus Abbildung 2 lässt sich 

ersehen, dass ostdeutsche KMU offenbar dazu tendieren, dem deutschen Finanzierungsparadigma zu 

folgen, die Vielfalt der vorhandenen Finanzierungsquellen außer Acht zu lassen und bevorzugt 

Gewinnrücklagen und Fremdkapital gegenüber Eigenkapital heranzuziehen. Diese Herangehensweise 

ist im Hinblick auf die Minimierung der Kapitalkosten im Einklang mit der Hackordnungshypothese 

rational. Das Finanzierungsverhalten eines Unternehmens wird jedoch auch durch das 

Finanzierungsumfeld beeinflusst.  

Abbildung 8. Bedeutung verschiedener Finanzierungsquellen für ostdeutsche KMU 
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Quelle: KfW (2006). Hinweis: 1 bedeutet Ăsehr wichtigñ, 6ñ Ăvºllig unwichtigñ. 

Ostdeutsche KMU sind oftmals ausschließlich in lokalen Märkten tätig und leiden daher unter der 

schlechten Wirtschaftslage in den meisten ostdeutschen Regionen. Stagnierende oder rückläufige 

Umsätze (OECD 2006a, 2006b) beschränken daher die Möglichkeiten der KMU zur 

Innenfinanzierung. Die Mehrheit der KMU in Ostdeutschland ist infolgedessen sehr stark auf eine 

externe Finanzierung angewiesen. Der Zugang zu Bankkrediten ist für etablierte ostdeutsche KMU 

jedoch noch immer schwieriger als in Westdeutschland (KfW 2006), insbesondere auf Regionalebene 

(OECD 2006a) und für Klein- und Kleinstunternehmen (Engel u.a. 2006), da das Spektrum der 

Finanzierungsprodukte der Banken auf die traditionellen Merkmale westdeutscher KMU 

zugeschnitten ist. Im bestehenden strukturellen Umfeld mit hoher Arbeitslosenquote, geringen 

Eigenkapitalquoten, niedrigen Renditen und unzureichenden oder wertlosen Sicherheiten (KfW 2006) 

ist eine Kapitalrationierung wahrscheinlich. Kreditanträge, insbesondere für Kapital- und 

Überbrückungsdarlehen, werden daher oftmals abgelehnt (OECD 2006a). Angemessene 

Politikempfehlungen sollten daher auf den verstärkten Einsatz von Beteiligungsfinanzierungen 

abzielen. Unternehmer stehen jedoch traditionell einem Verlust an Kontrolle ablehnend gegenüber 

(Kuratko u.a. 1997); zudem steht Beteiligungskapital für Klein- und Kleinstunternehmen, die in 

weniger dynamischen Regionen tätig sind, weitgehend nicht zur Verfügung (Nolan 2003, OECD 
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2006a). Im Hinblick auf die Minimierung der Kapitalkosten und Informationsasymmetrien können 

Politikempfehlungen zur Verbesserung der Verfügbarkeit und Akzeptanz von Mezzanin-

Finanzierungen eingesetzt werden.
4
 

Daneben spielen Förderprogramme eine wichtige Rolle, die sich im Finanzierungsverhalten der 

KMU gut etabliert haben: Fast 40% der ostdeutschen KMU stellen jährlich einen Antrag auf ein 

Kreditprogramm (KfW 2006). Die meisten Antragsteller fallen unter die Gruppe größerer KMU, was 

darauf hindeutet, dass bei den Klein- und Kleinstunternehmen in Ostdeutschland Informationsbedarf 

besteht. Darüber hinaus nutzen die meisten KMU in Ostdeutschland ausgiebig staatliche Leistungen, 

die nicht zur Eigenkapitalbildung beitragen (OECD 2006a). Eine Politikempfehlung, die darauf setzt, 

verstärkt über die Vielfalt der Förderprogramme für Unternehmer zu informieren, kann zur 

Unterstützung eines rationalen Finanzierungsverhaltens der KMU beitragen. 

Gründungsfinanzierung in Ostdeutschland 

Die Verfügbarkeit ausreichender und geeigneter finanzieller Ressourcen ist eine 

Grundvoraussetzung für die Gründung und langfristige Nachhaltigkeit neuer Unternehmen (Brettel 

2003). Leider wurde erst vor kurzem im Rahmen des Projekts Global Entrepreneurship Monitor 

(GEM) für Deutschland (Sternberg u.a. 2007) eine Verschlechterung der Kapitalversorgung für 

deutsche Unternehmensgr¿ndungen konstatiert: Die Rahmenbedingung ĂFinanzierungñ f¿r neue 

Unternehmen wurde von den befragten Gründungsexperten mit einem unterdurchschnittlichen 

Indexwert von 2,75 bewertet (wobei Ă1ñ der niedrigste und Ă5ñ der höchstmögliche Indexwert ist). 

Das heißt, der Indexwert hat sich in den letzten vier Jahren um 0,36 Punkte verschlechtert. Im 

Vergleich zu anderen Industrieländern rangieren die Rahmenbedingungen in Deutschland auf dem 12. 

Platz von 15; damit ist Deutschland in den letzten vier Jahren um vier Plätze zurückgefallen. 

Im Einklang mit den Voraussagen des Modells des Finanzierungslebenszyklus und des Konzepts 

der abgekürzten Hackordnung (Howorth 2001, Börner u.a. 2007) beschränkt sich die 

Gründungsfinanzierung in der Regel auf privates Kapital, das durch die Ă3 Fsñ bereitgestellt wird: 

Firmengründer, Familie und Freunde, sowie auf Kapital von Business Angels und/oder aus staatlichen 

Darlehen. Die besondere Struktur des ostdeutschen Gründungssektors führt jedoch zu einem 

Finanzierungsverhalten, das bis zu einem gewissen Grad von den theoretischen Voraussagen 

abweicht. 

Zunächst wird im GEM-Bericht für Ostdeutschland eine signifikant geringere unternehmerische 

Tätigkeit festgestellt als für Westdeutschland (Sternberg u.a. 2007): Mitte 2006 versuchten 2,9% der 

Personen zwischen 18 und 64 Jahren in Deutschland, ein Unternehmen zu gründen. Der Prozentsatz 

für Ostdeutschland beträgt nur 1,7%, etwas mehr als die Hälfte des westdeutschen Wertes. Auch die 

Gründe für eine Unternehmensgründung scheinen andere zu sein: Über die Hälfte der 

Unternehmensgründungen in Ostdeutschland (54% im Jahr 2006) sind durch Arbeitslosigkeit 

motiviert, dies trifft nur auf 24% der Gründer in Westdeutschland zu (KfW 2007d). Diese aus einer 

Notwendigkeit geborenen Unternehmer, so genannte Necessity-Gründer, sind aller Voraussicht nach 

schlechter qualifiziert, und ihre Geschäftsideen imitieren in der Regel bereits vorhandene Ideen und 

sind nicht innovativ (Sternberg u.a. 2007). Der Finanzierungsbedarf dieser Gründer ist eher gering, die 

meisten Gründer benötigen weniger als ú 10.000 (KfW 2007d). Ungeachtet dessen stellen die Ă3 Fsñ 

keine geeigneten Finanzierungsquellen dar, da in Ostdeutschland nur wenig Geld angespart wurde; 

dadurch sind die Gründer in hohem Maß auf eine externe Finanzierung angewiesen. Eine 

                                                      
4 Mezzanin-Kapital ist ein Sammelbegriff für hybride Finanzierungsinstrumente, die bestimmte Merkmale von Fremd- und 

Eigenkapitalprodukten in sich vereinen (Sinnenberg 2005), damit ist ein großer Spielraum an Möglichkeiten zur 

Finanzstrukturierung verbunden wie etwa stille Gesellschaften, nachrangige Darlehen, Genussrechte oder Wandelanleihen. 
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Fremdfinanzierung ist jedoch oftmals aus dem schlichten Grund nicht verfügbar, dass niedrige 

Kreditsummen für die meisten Banken aufgrund der hohen Fixkosten, insbesondere für die 

Kreditüberwachung und ïbearbeitung, unrentabel sind. Auch Business Angels haben kein Interesse an 

einer Investition in diese im Allgemeinen wachstumsschwachen Gründungen. (Brettel 2003). 

Ostdeutsche Unternehmensgründer sind daher oftmals auf staatliche Unterstützungsprogramme 

angewiesen. Die institutionelle und regulatorische Infrastruktur der Gründungsförderprogramme ist 

weltweit führend, besonders die breite Vielfalt und die Qualität der öffentlichen Programme sind 

einzigartig (Sternberg u.a. 2007). Die vorhandenen Programme scheinen jedoch als unübersichtlich 

angesehen zu werden, besonders von weniger qualifizierten Gründern, und auch als weniger effektiv 

im Vergleich zu anderen Industrieländern. Das zeigt sich in dem Umstand, dass ostdeutsche Gründer 

hauptsächlich Leistungen der Bundesarbeitsagentur beantragen, z.B. das ehemalige 

Überbrückungsgeld oder Ich-AG-Zuschüsse, die nur einen begrenzten Finanzierungsspielraum 

beinhalten. Die vorhandenen Förderprogramme sind daher im Hinblick auf ihre Transparenz zu 

überarbeiten; ferner ist eine angemessene Bereitstellung von Informationen zu gewährleisten (z.B. 

über den neu eingerichteten Gründungszuschuss). Den bestehenden Kreditrestriktionen kann darüber 

hinaus mit der flächendeckenden Einrichtung von Mikrokreditprogrammen (Microlending)
5
 in 

Ostdeutschland begegnet werden. 

Startup-Unternehmen, die mehr Kapital benötigen, tendieren zu einer Finanzierung ihres 

Wachstums mit externem Eigenkapital und staatlichen Beihilfeprogrammen (KfW 2007d). Die 

geeignete Kapitalquelle für diese ertragsvolatilen Unternehmen scheint Beteiligungskapital von 

Business Angels oder Risikokapitalgebern zu sein (Brettel 2003). Obwohl im GEM-

Finanzierungsbericht für 2006 (Bygrave 2007) festgestellt wurde, dass in Deutschland informelles 

Investitionskapital ausreichend zur Verfügung steht, kamen aktuelle Fallstudien der OECD (OECD 

2006a, 2007b) zu dem Ergebnis, dass in verschiedenen Regionen Ostdeutschlands kein privates 

informelles Beteiligungskapital vorhanden ist. Der Großteil der Beteiligungskapitalversorgung erfolgt 

über staatliche Beihilfeprogramme (OECD 2007b), die für gewöhnlich nur befristet zur Verfügung 

stehen. Der Schwerpunkt der Förderprogramme sollte daher auf dem Ausbau privater, informeller 

Investorennetzwerke liegen. 

Neben angebotsseitigen Restriktionen als Ursache geht aus verschiedenen Studien hervor, dass 

Marktunvollkommenheiten auch dem Verhalten der Unternehmer zugerechnet werden können. Eine 

Reihe von Kapitalgebern hat erst kürzlich die schlechte Qualität der Businesspläne beklagt, die für die 

Zwecke einer Due-Diligence-Prüfung des Projekts als ungeeignet angesehen werden (OECD 2006a, 

2007b). Überdies geht aus dem GEM-Finanzierungsbericht für 2006 (Bygrave 2007) hervor, dass die 

meisten angehenden Gründer erwarten, dass ihre Unternehmensgründung durch Bankkredite finanziert 

wird. Diese falsche Erwartung kann eine erfolgreiche Unternehmensgründung ernsthaft gefährden, da 

Schulden für neu gegründete Unternehmen, wie vorstehend erläutert, in vielen Fällen keine gute Wahl 

sind. Aus diesem Grund und wegen der Kosteneffizienz brauchen wir regionale 

Regierungsprogramme auf Länderebene, die auf eine Erweiterung der betriebswirtschaftlichen 

Kenntnisse der angehenden Unternehmer abzielen. 

Finanzierung kleiner und mittelständischer Hightech-Unternehmen in Ostdeutschland 

Obgleich innovative, unternehmerisch orientierte Firmen nur in geringem Umfang bei den KMU 

vertreten sind, stellen sie einen Eckpfeiler des Wirtschaftswachstums und des Strukturwandels dar, die 

ihrerseits zur Verbesserung der makroökonomischen Situation eines Landes führen. (Czarnitzki und 

Hussinger 2004). Gleichzeitig sind kleine Hightech-Unternehmensgründungen sowie bestehende 

                                                      
5 Der Begriff ñMicrolendingò bezieht sich auf die Vergabe von Kleinstkrediten (Mikrokrediten) an Unternehmer mit 

geringem externen Finanzierungsbedarf, der in der Regel von den traditionellen Banken nicht gedeckt werden kann. 
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Unternehmen aufgrund ihrer risikoverstärkenden Merkmale wahrscheinlich am meisten von 

Unvollkommenheiten des Kapitalmarkts betroffen (Colombo und Grilli 2007). 

Die Gründer innovativer Hightech-Unternehmen sind oft Ingenieure und Wissenschaftler, die 

tendenziell nur mangelhafte betriebswirtschaftliche Kenntnisse besitzen (Gottschalk u.a. 2007). 

Darüber hinaus liegt in der Regel keine lange Markthistorie vergleichbarer Fälle vor, und die von den 

Hightech-Unternehmen angebotenen Produkte und Leistungen sind für gewöhnlich neu auf dem Markt 

und technisch komplex (Backes-Gellner und Werner 2007); der Markterfolg und das Erzielen 

angemessener Einnahmen sind damit unsicher. Die Vermögenswerte dieser Unternehmen sind zudem 

meistens wissensbasiert und damit immateriell. Aus diesen Merkmalen ergeben sich große 

Informationsasymmetrien zwischen den Unternehmen und den Kapitalgebern, was nach dem Modell 

von Stiglitz und Weiss (1981) zu Kapitalrestriktionen insbesondere auf den Kreditmärkten führt. 

Obgleich die Literatur zur Unternehmensfinanzierung (z.B. Denis 2004) darlegt, dass Schulden 

aufgrund begrenzter Zinszahlungsmöglichkeiten keine geeignete Finanzierungsquelle für Hightech-

Unternehmen darstellen, ist aktuellen Studien zu entnehmen, dass Hightech-Unternehmen in 

Deutschland sehr wahrscheinlich auf eine Fremdfinanzierung zurückgreifen, soweit sie ihnen zur 

Verfügung steht (z.B. Gottschalk u.a. 2007). In diesem Zusammenhang berichtet die OECD (2007b), 

dass Banken in einigen Teilen Ostdeutschlands Finanzierungsprogramme abbauen und die 

Zugangsbedingungen für Förderprogramme verschärfen. Da die meisten Hightech-Unternehmen in 

Ostdeutschland keine vorhandenen Erfolge ihrer Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten in Form 

von Patenten vorweisen können (Czarnitzki und Hussinger 2004; Czarnitzki und Licht 2004), 

benötigen die Kreditgeber andere Belege, wie etwa Nachweise über den Bildungsweg des Gründers 

(Beckes-Gellner und Werner 2006), um die Informationsasymmetrien zu umgehen. 

Ungeachtet dessen werden oder müssen innovative Unternehmen auf andere 

Finanzierungsquellen als vorrangiges Fremdkapital zurückgreifen, wie im Modell des 

Finanzierungslebenszyklus prognostiziert (Gottschalk u.a. 2007). Da die persönlichen Ersparnisse in 

Ostdeutschland relativ gering ausfallen, ist eine Finanzierung ¿ber private Mittel (die Ă3 Fsñ) 

weitgehend ausgeschlossen. Die Finanzierungsentscheidung des Gründers ist daher auf eine 

Eigenkapitalfinanzierung und oder auf staatliche Förderprogramme beschränkt. Informelle 

Beteiligungskapitalquellen, insbesondere Business Angels, spielen vermutlich eine Schlüsselrolle für 

die Deckung der Finanzierungslücke von Hightech-Unternehmen (OECD 2006c, Nolan 2003), da 

diese neben Risikokapital auch wichtiges ĂWissenskapitalñ bereitstellen (de Bettignies und Brander 

2007). Ungeachtet der aktuellen Kapitalmarktentwicklungen für KMU (z.B. Einführung von 

Börsensegmenten für KMU), sind private Business Angels und Risikokapitalgeber in vielen Regionen 

Ostdeutschlands praktisch nicht vorhanden (OECD 2007b; BAND 2007a). Zur Überwindung der 

Informations- und Suchkostenbarrieren, die auf beiden Seiten des Marktes bestehen, können 

Handlungsempfehlungen beitragen, die auf eine Weiterentwicklung der Business-Angel-Netzwerke 

abzielen (Mason und Harrison 1997). 

Die meisten innovativen Unternehmen in Ostdeutschland nutzen daher staatliche Darlehens- 

und/oder Kapitalbeteiligungsprogramme (Czarnitzki und Licht 2004; OECD 2007b), insbesondere mit 

finanzieller Unterstützung durch die EU. Dieses Finanzierungsverhalten gibt Anlass zur Sorge, da eine 

öffentliche Subventionierung sowohl zeitlich als in der Höhe begrenzt ist. Verschiedene Autoren 

bezweifeln zudem, ob die weit verbreitete staatliche Finanzierung angemessen ist (z.B. Legler u.a. 

2004), da die Innovationseffizienz in Ostdeutschland signifikant niedriger ist als in anderen OECD-

Ländern (Aschhoff u.a. 2006; KfW 2005). Daraus ist zu schließen, dass die Abhängigkeit der kleinen 

und mittelständischen Hightech-Unternehmen von einer staatlichen Finanzierung abgebaut werden 

muss, idealerweise durch Erleichterung des Zugangs zu Beteiligungskapital. Dazu beitragen können 

Politikempfehlungen, die auf den Aufbau und die Unterstützung von regionalen Risikokapital- und 

Business-Angel-Netzwerken abzielen. 
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Finanzierungsquellen ostdeutscher Unternehmer 

Finanzielle Förderprogramme 

Tatsächlich gibt es mehr als 300 Förderprogramme für alle neuen Bundesländer, darunter 

Bundesprogramme, regionale und supranationale Programme. Der Großteil der Förderprogramme 

wird von der KfW-Bankengruppe angeboten, die zu 80% im Besitz des Bundes und zu 20% im Besitz 

der Länder ist. Die KfW Mittelstandsbank bietet daher Darlehen, Mezzanin-Finanzierungen und 

Beteiligungsfinanzierungen sowie Beratungsleistungen und wichtige indirekte Hilfen für KMU, 

Unternehmensgründungen und Selbständige an. Insbesondere langfristige Darlehen wie klassische 

Finanzierungsmodule spielen eine zentrale Rolle. Die Mezzanin-Finanzierung und andere innovative 

Finanzierungsinstrumente dienen dem Zweck, Finanzierungsbarrieren abzubauen und die 

Finanzstruktur unternehmerisch orientierter Firmen zu stärken. Die bestehenden Programme lassen 

sich unterteilen in (i) Programme für Unternehmensgründungen in der Anfangsphase, (ii) Programme 

für Unternehmen aus bestimmten Branchen und (iii) Förderprogramme des jeweiligen Bundeslands.  

Eines der wichtigsten Programme für Unternehmensgründungen und die Unterstützung des 

Unternehmertums ist das KfW-Mikorokreditprogramm für Darlehen bis zu ú 25.000 für 

Existenzgründungen (Abbildung 1 enthält einen Überblick über die aktuellen KfW-Programme). 

Größere Finanzierungsanforderungen können durch das KfW-Startgeld abgedeckt werden, mit dem 

Unternehmensgr¿nder ihre Projekte mit bis zu ú50.000 finanzieren können. Für das Startgeld sind die 

Konditionen bemerkenswert (z.B. 80% Haftungsfreistellung, Festprovision für die durchleitende 

Bank, so können auch kleinere Projekte finanziert werden). Diese Programme mit einem 

Gesamtbetrag von ú 107,6 Mio. im Jahr 2006 mit steigender Tendenz (KfW 2007b) sind aufgrund des 

niedrigen Vermögensstocks gut zur Unterstützung von kostengünstigen Unternehmensgründungen in 

Ostdeutschland geeignet und können daher auch die (situationsbedingt gründenden) sog. Necessity-

Unternehmer unterstützen (vgl. Abbildung A-2 für eine Zusammenfassung der Geschäftszahlen der 

KfW). Außerdem bieten verschiedene Landesbanken neben der Vermittlung von KfW-Programmen 

auch eigene Förderprogramme für Unternehmensgründungen an, z.B. das Programm ĂGr¿ndungs- und 

Wachstumsfinanzierung Sachsenñ (Abbildung A-3 enthält einen Überblick über die wichtigsten und 

am weitesten verbreiteten Regionalprogramme, die von den jeweiligen Landesbanken angeboten 

werden). Im Hinblick auf die intensive Gründungstätigkeit in Ostdeutschland und den damit 

verbundenen Finanzierungsbedarf ist die Summe der Gründungsfinanzierungsprogramme tendenziell 

nicht ausreichend, hier sollten mehr Angebote entwickelt werden. 

Die Unterstützung bestimmter Branchen ist ein anderes wichtiges Ziel der Förderprogramme. 

Wie oben erläutert, sind besonders Unternehmensgründungen im Hightech-Sektor wirtschaftlich 

wichtig. Die KfW bietet zu diesem Zweck den High-Tech Gründerfonds, eine Kombination aus 

Beteiligung und Darlehen, in einem Konsortium der deutschen Bundesregierung, der KfW und einigen 

Industrieunternehmen an. Die Unterstützung von Hightech-Unternehmensgründungen begann mit 

einem Gesamtvolumen von ú 262 Millionen und hat derzeit bereits über 300 technologieorientierte 

Unternehmen gefördert. Die Unterstützung umfasst (1) eine Managementbetreuung als nützliche 

Ergänzung, z.B. bei der Erstellung des obligatorischen Businessplans und (ii) das genannte 

Risikokapital. In einer Anschlussfinanzierung kann der Betrag um weitere ú 500.000 aufgestockt 

werden. Aus diesem Grund arbeitet der High-Tech Gründerfonds mit diversen Investoren zusammen, 

z.B. mit Beteiligungsgesellschaften, Seedfonds und Venture-Capital-Gesellschaften. In 

Ostdeutschland müssen die Gründer lediglich 10% Eigenmittel aufbringen (in Westdeutschland 20%). 

Die Hälfte dieser Summe kann durch Seed-Investoren gestellt werden (High-Tech Gründerfonds 

2007). Zusätzlich bietet das ERP-Innovationsprogramm
6
 der KfW zinsgünstige Darlehen für 

                                                      
6 ERP ist die Abkürzung für European Recovery Programme (Europäisches Wiederaufbauprogramm). 
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innovative Unternehmen an; die Landesbank Brandenburg, als weiteres Beispiel, bietet 

Sonderdarlehen für Filmproduktionen, Landwirtschaft und technologieorientierte KMU an. Die 

vorgestellten Programme stellen ausgezeichnete Beispiele für die Förderung bestimmter 

Wirtschaftszweige dar. Die Effektivität und Effizienz dieser Programme wurde aufgrund fehlender 

Daten jedoch nicht bewertet. Die Implementierung kontinuierlicher Bewertungssysteme für jedes 

Programm scheint daher eine nützliche Empfehlung zu sein. 

Die regionalen Programme mit einem spezifischen Fokus, entweder auf 

Unternehmensgründungen oder auf bestimmte Branchen, bereitgestellt durch die Bundesbank oder die 

jeweiligen Bundesländer, haben bereits den Bedarf an regionalen Strukturförderprogrammen sowie 

eine entsprechende Nachfrage unter Beweis gestellt. Zusätzlich bieten die regionalen ERP-

Förderprogramme der KfW günstige und langfristige Investitionsfinanzierungen für KMU in 

strukturschwachen Gebieten (insbesondere in Ostdeutschland) an. Zusammenfassend lässt sich 

festhalten: (i) Sämtliche Programme sind kontinuierlich zu bewerten, (ii) insbesondere ist die Effizienz 

jedes Programms zu gewährleisten, und angesichts der Anzahl an Förderprogramme ist (iii) die 

Einrichtung einer Beratungsstelle zur Überwindung der Informationsdefizite und (iv) eine 

Optimierung der Anzahl der Angebote durch sinnvolle Zusammenlegung miteinander verbundener 

Programme ratsam. Die geforderte Implementierung einer heute fehlenden Benchmark-Einrichtung für 

die Kontrolle der Effizienz der Programme sollte auf der jeweils verantwortlichen Ebene erfolgen. 

Bundesprogramme sollten auf Bundesebene bewertet werden, regionale Programme auf Länderebene. 

Aus Effizienzgründen könnte die Beratungsstelle auf Bundesebene eingerichtet werden. 

Beispielsweise könnte die Bereitstellung der für Unternehmer wichtigen Informationen durch das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie ausgebaut und konzentriert werden. Für eine 

optimierte Anzahl an Förderprogrammen sollten alle Einrichtungen bei der Erarbeitung eines 

einfachen und klaren Systems für die Programme zusammenarbeiten, so dass angehende Unternehmer 

alle passenden Finanzierungsmöglichkeiten ermitteln können. 

Private Equity Finanzierung 

Untersucht man den Finanzierungsbedarf von KMU im Allgemeinen und von (Hightech) 

Unternehmensgründungen im Besonderen, wird der Bedarf an Business Angels deutlich. Abbildung 3 

zeigt den Finanzierungsbedarf von KMU mit den jeweiligen Finanzierungsquellen.  

Abbildung 9. Herkunft des Privatkapitals zur Deckung des Finanzierungsbedarfs von KMU 
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Die Ă3 Fsñ sind im Allgemeinen willig und in der Lage, bis zu ú 200.000 aufzubringen. Aufgrund 

der Vermögenssituation in Ostdeutschland scheint dieser Betrag zu hoch gegriffen. Für Investitionen 

ab etwa ú 500.000 bzw. bei Hightech-Unternehmensgr¿ndungen f¿r Investitionen ab etwa ú 1 Million 

steht Risikokapital zur Verfügung. Die resultierende Finanzierungslücke sollte insbesondere durch 

Investitionen von Business Angels oder durch staatliche Beihilfen im Rahmen von Förderprogrammen 

oder Subventionen geschlossen werden (Ehrhart und Müller 2007). BAND (Business Angels 

Netzwerk Deutschland e.V.) geht von einem Maximum von insgesamt 5.000 bis 10.000 aktiven 
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Business Angels aus, die zusammen zwischen ú 250 und ú 1.000 Millionen investieren (BAND 

2007b). Eine Einzelinvestition eines Business Angels betrªgt zwischen ú 10.000 und ú 500.000; 

unternehmerisch orientierte Firmen benötigen daher für ihren Finanzierungsbedarf häufig mehr als 

einen Business Angel. Die Anzahl der Business-Angel-Investitionen muss daher höher sein als die 

Anzahl der Unternehmensgründungen, die Kapital von Business Angels benötigen. Das potenzielle 

ostdeutsche Marktvolumen für Business-Angel-Finanzierungen kann auf ca. ú 2.300 Millionen 

geschätzt werden
7
. Ein Vergleich dieser Schätzung mit dem bestehenden Gesamtbetrag von maximal 

ú 1.000 Millionen für Ost- und Westdeutschland zeigt einen dringenden Handlungsbedarf In Hinblick 

auf die Stärkung und Ermutigung von Business Angels in (Ost-)Deutschland an. In aktuellen Studien 

(Niefert u.a. 2006) konnte zudem nachgewiesen werden, dass Business Angels mit einem Prozentsatz 

von 21% die zweitwichtigste Finanzierungsquelle insbesondere für die wichtigen Hightech-

Unternehmensgründungen in Deutschland darstellen; hinzu kommen Förderprogramme (31%) und 

Risikokapitalfinanzierungen (5,5%). Die Unterstützung von (i) Förderprogrammen, wie in Abschnitt 

3.3.1 dargelegt, (ii) von Business Angels und (iii) von Risikokapitalgebern kann daher zur 

Erweiterung der Kapitalquellen ostdeutscher Unternehmensgründungen empfohlen werden. 

Fremd- und Mezzanin-Finanzierung in Ostdeutschland 

Das Finanzierungssystem in Ost- und Westdeutschland kann als traditionell bankorientiert 

beschrieben werden (z.B. Audretsch und Elston 1997): Der Großteil der externen KMU-Finanzierung 

im Hinblick auf Fremd- und Mezzaninkapital wird von Banken bereitgestellt. Ende 2005 betrug die 

Summe der von den 2.344 Banken in Deutschland an deutsche Unternehmen vergebenen Kredite 

ú 792.000 Millionen. (Bundesbank 2007), wobei die örtlichen Sparkassen wichtigster Finanzgeber der 

deutschen KMU waren (DSGV 2006). Gemäß der Marktmachthypothese der Kreditverfügbarkeit 

sollte die gegebene Struktur des deutschen Bankensektors vor dem Hintergrund des Wettbewerbs im 

Marktumfeld zu einer ausreichenden Kreditverfügbarkeit führen. Die Bankensektoren in 

Ostdeutschland und in Westdeutschland sind jedoch noch immer nicht als gleichwertig anzusehen. 

Erstens sind die Bankenmärkte in Ostdeutschland wesentlich stärker konzentriert (Fischer 2005), was 

vermutlich auf die Ausdünnung des Filialnetzes, besonders der Geschäftsbanken, in weniger 

effizienten Gebieten zurückzuführen ist. Aufgrund des schwächeren Wettbewerbs auf regionaler 

Ebene vergeben die Banken weniger Kredite im Rahmen von Hausbankbeziehungen (Relationship 

Lending), was mit nachteiligen Folgen für Klein- und Kleinstunternehmen verbunden ist, die einen 

Kredit beantragen. Zweitens hat der Bankensektor das Finanzproduktportfolio noch nicht an die 

spezifische Struktur (im Hinblick auf Größe und Branche) ostdeutscher KMU angepasst (OECD 

2006a). Beide Umstände führen bei der Kreditvergabe für KMU in Deutschland zu einem 

Auseinanderklaffen zwischen Ost und West: Ostdeutsche KMU zahlen höhere Zinsen, verpfänden 

mehr Sicherheiten und sind stärker von einer Nichtverfügbarkeit von Krediten betroffen (Lehmann 

u.a. 2004). Aus diesem Grund sind politische Maßnahmen erforderlich, die kurzfristig KMU bei der 

Aufnahme von Darlehen aus dem Bankensektor, etwa durch Bürgschaften unterstützen; daneben sind 

auch langfristige Maßnahmen wichtig, die die Entwicklung von Finanzprodukten stärken, die gut an 

die Merkmale von KMU angepasst sind (z.B. Mezzanin-Kapital, Business Angels). 

Da Mezzaninkapital-Produkte die Eigenschaften von Fremd- und Eigenkapitalprodukten 

kombinieren, steht ein breites Spektrum von Finanzstrukturierungsmöglichkeiten zur Verfügung (z.B. 

stille Gesellschaften, nachrangige Darlehen, Genussrechte oder Wandelanleihen). Dennoch haben 

Mezzaninkapital-Produkte einige Merkmale gemeinsam: In der Regel sind dies nachrangige, 

hochverzinsliche Verbindlichkeiten mit wenigen oder keinen Sicherheiten und mit längerer Laufzeit (5 

                                                      
7 BAND geht von einer potenziellen Summe von ú 5.000 Millionen für Gesamtdeutschland aus. Angesichts der 

Gründungsintensität in Ost- und Westdeutschland ï 43,9 bis 49,6 (Mittelstandsmonitor 2007) ï kann von einem 

geschªtzten Marktvolumen von ú 2.300 Millionen f¿r Ostdeutschland ausgegangen werden. 
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bis 15 Jahre) als traditionelles vorrangiges Fremdkapital sowie mit einer in den ersten Jahren nur 

minimalen Tilgung. Mezzanin-Produkte stellen daher geeignete Instrumente zur Behebung der oben 

erläuterten Finanzierungsprobleme traditioneller und technologieorientierter KMU in Ostdeutschland 

dar. Da Mezzanin-Kapital im Allgemeinen wirtschaftlich als Eigenkapital und rechtlich als 

Fremdkapital behandelt wird (Plankensteiner und Rehbock 2005), sollten Mezzanin-Finanzierungen 

die Kapitalstrukturen ostdeutscher KMU verbessern und den Zugang zu traditionellen 

Finanzierungsquellen erleichtern. Derzeit hat der deutsche Markt für Mezzanin-Produkte im Vergleich 

zum Fremdkapitalmarkt jedoch nur eine marginale Bedeutung. Im Jahr 2006 betrug das 

Gesamtvolumen des Mezzanin-Marktes in Deutschland ca. ú 7.000 Millionen, das entspricht ca. 1% 

des Marktvolumens für Fremdkapital (Plankensteiner und Rehbock 2005). Eine Ermutigung der 

Finanzinstitute zur Förderung oder Auflegung von Mezzanin-Programmen ist daher für politische 

Handlungsträger eine wichtige Aufgabe. 

Handlungsempfehlung für den Abbau von Marktineffizienzen 

Die vorangegangenen Kapitel haben einen weit verbreiteten Bedarf an einer Nachbesserung 

bestehender politischer Maßnahmen gezeigt. In Abbildung 4 werden diese nachstehend erläuterten 

Vorschläge rekapituliert und zusammengefasst. 

Abbildung 10.Handlungsempfehlungen zur Stärkung ostdeutscher Unternehmer 
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Quelle: Verfasser 

Ausbau der Vergabe von Mikrokrediten 

Wie in Kapitel 3.2 ausgeführt, ist der Finanzbedarf ostdeutscher KMU im Vergleich zu 

Westdeutschland tendenziell niedriger, Die Vergabe von Mikrokrediten ist daher ein nützliches 

Instrument zur Unterst¿tzung der Ă3 Fsñ durch die Vergabe von Darlehen ï im Falle der KfW mit 

einer Darlehenssumme bis zu ú 25.000. Da jedoch über 90% aller deutschen 

Unternehmensgr¿ndungen weiniger als ú 50.000 benötigen (KfW 2007d), ist eine Erweiterung der 

Gesamtsumme dieser Mikrokreditprogramme zu empfehlen. Tatsächlich hat die KfW eine 

Zusammenlegung ihrer Mikrokreditprogramme und eine Erhöhung der Gesamtsumme, ausgehend von 

ú 22 Millionen im Jahr 2006, bekannt gegeben (KfW 2007c; Abbildung A-2, vgl. auch Kuhle 2007). 

Dies kann als positives Signal für Unternehmer und als Anzeichen für eine zunehmende Nachfrage 

nach Klein- und Kleinstkrediten gewertet werden. So ist etwa die Unterstützung von 

Kleinstunternehmen durch die französische Organisation ADIE (Association Pour le Droit à 
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lôInitiative Economique, Vereinigung für das Recht auf wirtschaftliche Initiative) ein herausragendes 

Beispiel. ADIE, in Europa vermutlich der größte und erfahrenste Kreditgeber für Mikrokredite, bietet 

Mikrokredite mit einer Kreditsumme bis zu ú 5.000 sowie ein umfangreiches Leistungsspektrum an. 

Die sehr niedrigen Kosten f¿r die Unterst¿tzung eines Unternehmers (zwischen ú 1.800 und ú 3.000 

gegen¿ber rund ú 18.000 für einen Arbeitslosen), die Rückzahlungsquote von 93% und die 

durchschnittliche Überlebensrate der Unternehmen von 75% nach zwei Jahren zeigen deutlich, dass 

dieses Modell besonders auf die (situationsbedingten) Necessity-Unternehmer zugeschnitten ist. 

Insbesondere die hohe Rückzahlungsquote kann auf die von ADIE angebotene Betreuung durch 

Mentoren, die ĂDistriktdarlehensagentenñ zur¿ckgef¿hrt werden. Diese Agenten sind mit dem lokalen 

Umfeld und den traditionellen Strukturen vertraut; so können angehende Unternehmer in ihrem 

gewohnten Umfeld bleiben. Aufgrund der abgedeckten Region kann ADIE ein nützliches Bespiel für 

Ostdeutschland sein, speziell in Brandenburg werden (Necessity)-Unternehmer mit geringerem 

Finanzierungsbedarf unterstützt (OECD 2006a).  

Unterstützung der Business Angels 

Wie vorstehend ausgeführt, können höhere Finanzierungsanforderungen durch Business Angels 

mit Schwerpunkt auf Ostdeutschland abgedeckt werden. Die Integration von Business Angels in Form 

stiller Gesellschaften erhöht das Mezzanin-Kapital der KMU und führt zu einer geringeren 

Abhängigkeit von Fremdkapital. Überdies tragen die Business Angels zu einer größeren finanziellen 

Unabhängigkeit von Bundesförderprogrammen bei (OECD 2007b). Als Anreiz für die Einbeziehung 

von Business Angels könnte die Änderung des deutschen Steuersystems ein Schlüsselfaktor sein. 

BAND schlägt zur Stärkung der Business Angels eine Wiedereinführung der Steuerfreiheit für 

Kapitalerträge vor, gebunden an spezifische Schlüsseldaten (BAND 2007). Weiterhin kann die Rolle 

der Business Angels durch Unterstützung eines Business-Angel-Netzwerks gestärkt werden. Aufgrund 

der fehlenden Finanzkraft in Ostdeutschland sollte die Integration westdeutscher Business Angels in 

regionale Teilnetzwerke gefördert werden. Westdeutsche Business Angels verfügen (i) über größere 

Erfahrung bei der Unterstützung von Unternehmensgründungen und (ii) über mehr Kapital: 

Potenziellen Business Angels aus Westdeutschland stand ein Vermºgen von ú 141.000 zur Verfügung; 

im Vergleich dazu besaÇen die potenziellen ostdeutschen Business Angels nur ú 104.000 (BMWi 

2007). Zudem verfügen Business Angels im Allgemeinen über ein hohes Haushaltseinkommen 

(Brettel, 2002), und auch hier haben die westdeutschen Business Angels einen Vorsprung. Die OECD 

geht von einer stark positiven Kapitalrendite für diese Investitionen aus, da nur geringe Mittel 

eingesetzt werden müssen. Darüber hinaus empfiehlt die OECD umfassende Werbekampagnen, um 

die Tätigkeit der Business Angels bekannter zu machen und das diesbezügliche Interesse zu erhöhen 

(OECD 2007a). Die Werbekampagnen sollten auf potenzielle Business Angels ausgerichtet sein, die in 

der Regel männlich, zwischen 45 und 65 alt und wohlhabend (zwei Drittel der deutschen Business 

Angels haben ein Einkommen von ¿ber ú 250.000 und ein Vermºgen von ¿ber ú 2,5 Millionen) sind, 

und auch auf erfolgreiche Unternehmer mit Managementerfahrung abzielen (Ehrhart und Müller 

2007). Aus theoretischer Sicht sind für junge Unternehmen besonders örtliche Business-Angel-

Netzwerke zu empfehlen. Zusätzlich muss ein Bewertungssystem eingerichtet werden, das 

kontinuierlich die Effektivität und Effizienz dieser Aktivitäten misst. 

Stärkung des Risikokapitals 

In späteren Phasen des Unternehmenslebenszyklus spielt zunehmend Risikokapital eine Rolle. 

Die OECD empfiehlt daher die Überprüfung der aktuellen Risikokapitalprogramme auf ihre Relevanz 

und Effektivität. Zudem ist der Zugang zu den Beteiligungskapitalmärkten zu verbessern, z.B. durch 

Aufbau eines Netzwerks für Risikokapitalgeber und Hightech-Firmen mit Kapitalbedarf (OECD 

2007a). Wie bereits bemerkt, nutzt nur ein geringer Anteil ostdeutscher KMU eine 

Risikokapitalfinanzierung, da die Investitionssumme niedriger ist. Zu empfehlen sind daher: (i) eine 
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Bewertung der Risikokapitalprogramme und (ii) die Stärkung des Risikokapitals als Quelle der 

Unternehmensfinanzierung. Insbesondere Risikokapitalgesellschaften könnten von modifizierten 

Anreizstrukturen wie zum Beispiel von Steuervorteilen für Risikokapitalinvestitionen profitieren. Das 

Risikokapital kann auch in Westdeutschland beschafft werden, da dessen Mobilität unbegrenzt ist. 

Abbau des Problems begrenzter Sicherheiten 

Zudem ist das Problem der (besonders in Ostdeutschland) nur begrenzten Sicherheiten zu lösen 

(OECD 2007a). Ein weiteres Bespiel, der Estnische Kredit- und Exportbürgschaftsfonds (Kredex), 

zeigt, dass insbesondere Unternehmensgründungen mit höherem Risiko (wie Hightech-

Unternehmensgründungen) und etablierte KMU im Allgemeinen ihre Darlehen mit Bürgschaften 

absichern müssen, damit der Darlehensantrag bewilligt wird. Aufgrund unzureichender 

Sicherungswerte, einer niedrigen Eigenkapitalquote und begrenzter Liquidität ist es für diese 

Unternehmen nahezu unmöglich, einen Kredit zu erhalten. Wie vorstehend ausgeführt, sind 

ostdeutsche Unternehmensgründungen und KMU von vergleichbaren Faktoren betroffen. Die Kredex 

bietet daher Eigenkapitaldarlehen an, die als Eigenkapital betrachtet werden und somit die Bereitschaft 

zur Kreditvergabe erhöhen; darüber hinaus werden Kreditbürgschaften angeboten. In diesem 

Zusammenhang hat die Kredex zur Schaffung von ca. 2.000 Arbeitsplätzen beigetragen, was noch 

einmal die Notwendigkeit eines Bewertungssystems für ostdeutsche Bürgschaftsprogramme 

unterstreicht. Eine Mitarbeiterbeteiligung in kleineren, etablierten Unternehmen kann überdies zu 

einer Eigenkapitalerhöhung beitragen. Als positiver Nebeneffekt ist zu nennen, dass die Beschäftigten 

sich ihrem Unternehmen stärker verbunden fühlen, was in der Folge zu Produktivitätssteigerungen 

führen kann. Generell lassen sich eine Unterstützung der Eigenkapitalentwicklung, eine 

Vereinfachung des Zugangs der KMU zu den Kapitalmärkten sowie eine Ermutigung für den Einsatz 

von Kreditsubstituten wie Leasing und Factoring empfehlen.  

Unterst¿tzung bei der Erstellung von Businessplªnen und Einrichtung von ĂPoints of Interestñ für 

Unternehmer 

Ein überzeugender Businessplan gehört zu den wichtigsten und unverzichtbaren Elementen eines 

erfolgreichen Kreditantrags und/oder eines Antrags im Rahmen eines Förderprogramms. Daher sind 

betriebswirtschaftliche Kenntnisse eines Unternehmers über Geschäftsplanung, Managementsysteme 

und Innovationsmanagement von zentraler Bedeutung: Bestehende Schwächen bei der Ausarbeitung 

des Businessplans und der Geschäftsplanung müssen behoben werden. Insbesondere in einigen 

ostdeutschen Regionen musste die OECD feststellen, dass bis zu 90% der Businesspläne, die den 

Banken vorgelegt wurden, keine Finanzierungsgrundlage darstellten (z.B. OECD 2006b). Hier zeigt 

sich, wie wichtig es ist, dass die Erstellung überzeugender Businesspläne erlernt wird (vgl. auch 

Grichnik und Hisrich 2005).  

Innovationszentren, wie sie im US-Bundesstaat Kentucky eingerichtet wurden, sind eine gute 

Möglichkeit für Qualifizierung, Schulung und Mentorbetreuung der angehenden Unternehmer. Hier 

lässt sich auch eine bislang implizit angenommene Vermutung verifizieren: Es gibt (potenzielle) 

Unternehmer im ländlichen Raum, die mit Unternehmern in einigen Regionen in Ostdeutschland 

vergleichbar sind. Das Beispiel Enterprise Estonia, ein weiteres OECD-Lernmodell, zeigt, dass die 

Unterstützung der unternehmerischen Qualifizierung (z.B. durch Zuschüsse für Beratung, 

Schulungsmaßnahmen, Planung und Durchführung von Exportprojekten) sehr effektiv sein kann. 

Insbesondere das Konzept der ĂOne-Stop-Shopsñ (alles aus einer Hand) und ĂFirst-Stop-Shopsñ (erste 

Anlaufstelle) ist hervorzuheben: Eine einzige Agentur ist hier für die Integration, Koordination und 

Anpassung der Maßnahmen zur Förderung des Unternehmertums zuständig (OECD 2006a). Für 

Ostdeutschland mit seiner regional geringen Bevölkerungsdichte empfehlen sich neben dezentralen 

Anlaufstellen (z.B. Informationsbusse für die Beratung von Unternehmern) zentrale Informations- und 
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Schulungszentren wie in Estland. Die zentralen Informationsstellen sollten sich an stark frequentierten 

Standorten befinden. Mit dem Fokus auf Necessity-Unternehmer könnten diese Stellen zum Beispiel 

in der Arbeitsagentur eingerichtet werden. Für etablierte (technologieorientierte) KMU sind aus 

psychologischen Gründen andere Standorte vorzuziehen, etwa Universitäten. Aufgrund der 

Kosteneffizienz wird empfohlen, f¿r beide Unternehmertypen einen einzigen ĂPoint of Interestñ 

(Anlaufstelle) einzurichten. Mobile Informationszentren können dieses Angebot ergänzen und eine 

Einführung in Fortbildungs- und Förderprogramme bieten. 

Aus den Abbildungen A-1 und A-3 geht hervor, dass sich das Gesamtspektrum der 

Förderprogramme für Unternehmensgründungen und KMU fast nicht verwalten lässt. Daher sollte 

untersucht werden, wie bestehende Verwaltungsverfahren vereinfacht werden können; dies wird von 

der OECD unterstützt (OECD 2007a). Angesichts der Anzahl an Förderprogrammen benötigen wir 

einen leichteren Zugang zu diesen Programmen, etwa in Form der genannten zentralen 

Informationsstelle, in der alle relevanten Förderprogramme zusammen mit einem dezentralen 

Informationsangebot angeboten werden. Aufgrund der schieren Programmanzahl können Unternehmer 

schnell von den verfügbaren Informationen überfordert werden. Die Datenbank des 

Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (in der alle Bundes-, Regional- und 

supranationalen Förderprogramme enthalten sind) stellt hier einen guten Einstieg dar, muss aber 

kontinuierlich erweitert werden. Neben Online-Datenbanken sollten auch offline verfügbare 

Datenbanken eingerichtet werden, und zwar aus zwei Gründen: Erstens liegt der Prozentsatz der 

Internetnutzer in Ostdeutschland noch immer hinter dem in Westdeutschland; zweitens nutzen 

Personen mit niedrigerem Einkommen, die eher zu Necessity-Unternehmern werden, das Internet in 

geringerem Umfang (IW 2007). Aufgrund der Skaleneffekte sollten diese Offline-Datenbanken in 

andere Dienstleistungen integriert werden und so einen einzigen ĂPoint of Interestñ f¿r Unternehmer 

bilden. Zusätzlich spielen die Hausbanken eine wichtige Rolle für (angehende) Unternehmer und 

KMU in Ostdeutschland. Im Gegensatz dazu tritt die OECD für eine stärkere Unabhängigkeit der 

KMU von ihren Hausbanken ein (OECD 2007a). Wie vorstehend ausgeführt, muss die Hausbank als 

personalisierte Beratungsstelle zum Abbau von Informationsasymmetrien gestärkt werden. Das 

Hausbank-Prinzip mit dem damit einhergehenden Relationship Lending unterstützt mit dem Fokus auf 

qualitative Daten ostdeutsche KMU bei der Kreditaufnahme. Selbstverständlich müssen alle diese 

Maßnahmen kontinuierlich bewertet werden. 

Benchmark-Bewertungsysteme 

Die von privaten Einrichtungen angebotenen Finanzierungsinstrumente sind weitgehend nicht auf 

das Finanzierungsverhalten ostdeutscher KMU ausgerichtet, was teilweise zu Finanzierungslücken 

führt. Um eine nachhaltig positive Entwicklung der Wirtschaftskennzahlen zu erreichen, sind 

Förderprogramme zur Schließung dieser Lücken zu empfehlen. Überdies müssen alle Programme und 

vorgestellten Empfehlungen kontinuierlich auf ihre Effektivität und Effizienz hin überprüft werden, 

insbesondere bei einer aktuell fehlenden Bewertung. Daher ist zur Vermeidung von Fehlleitungen von 

Finanzbeihilfen (des Bundes) ein kontinuierliches Benchmark-Programm erforderlich. Die 

Benchmark-Bewertungen sollten ex post, ex interim und im Falle neu eingerichteter Programme auch 

ex ante durchgeführt werden. Es ist offensichtlich, dass die jeweiligen Einrichtungen alle 

entsprechenden Daten erfassen und bewerten müssen, um bei mangelhafter Effektivität und/oder bei 

wirtschaftlicher Ineffizienz die Programmschwerpunkte umstrukturieren zu können. Es müssen 

demnach zuverlässige Daten für (i) jedes Förderprogramm, (ii) alle Aktivitäten zur Unterstützung der 

Business Angels, (iii) die Stärkung des Risikokapitals, (iv) Programme, die Kreditbürgschaften 

anbieten und (v) über alle Informationsangebote vorliegen. Im Rahmen dieser Arbeit konnten diese 

Daten allesamt nicht ermittelt werden, was den Schluss nahe legt, dass bis heute keine 

Bewertungssysteme implementiert wurden. Für kooperierende Einrichtungen empfiehlt sich die 

Implementierung eines Systems, das einen aktiven Datenaustausch gewährleistet. Als Positivbeispiel 
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hat das integrierte Programm ĂRegionales Wachstumñ (siehe ¦berblick 2.3) gezeigt, dass im Jahr 

2006 mit einem Zuschuss von ú 8.000 für jeden stabilisierten oder neu geschaffenen Arbeitsplatz 214 

neue Arbeitsplätze geschaffen und 650 gesichert werden konnten, Diese Daten ermöglichen einen 

Vergleich der Tätigkeiten (Input) und Erfolge (Output) und lassen einen wesentlichen Benchmark-

Vergleich dieses Programms zu. 
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ANHANG  

Abb. A-1: Überblick über aktuelle KfW-Programme für Unternehmensgründungen und KMU (Zusammenstellung der KfW, 2007a) 

 Kredite Beteiligungsfinanzierung 

Zielgruppe Für Freiberufler und etablierte Unternehmen Start-Ups, technologieorientierte Unternehmen und etablierte 
Mittelständler 

Finanzierungs
zweck 

Deckung der Betriebskosten Stärkung der Eigenkapitalbasis 

Programme Programm Mikrodarlehen (Mikrodarlehen bis zu ú 25.000 zur 
Existenzgründung) 

Startgeld (Darlehen für Existenzgründer, Freiberufler und kleine 
Unternehmen, deren Projekt nicht mehr als ú 50.000 kostet  
80% Haftungsfreistellung und Festprovision für die durchleitende Bank; 
so können auch kleinere Projekte finanziert werden) 

Unternehmerkapital (Produkte für Existentgründer, junge und etablierte 
Unternehmen) 

Unternehmerkredit (der Universalkredite für Investitionen und 
Betriebsmittel, für etablierte (>2 Jahre) 50 % Haftungsfreistellung) 

Unternehmerkredit Ausland - (Finanzierung von Investitionen im 
Ausland) 

ERP-Regionalförderprogramm (Günstige ERP-Mittel für Investitionen 
in strukturschwachen Gebieten) 

ERP-Innovationsprogramm (zinsgünstige Darlehen für innovative 
Unternehmen) 

Early Stage (Frühphase):  

ERP-Startfonds (stellt jungen Technologieunternehmen in der 
Gründungsphase Eigenkapital zur Verfügung) 

Later Stage (Anschlussphase): 

ERP-Beteiligungsprogramm (Eigenkapitalfinanzierung kleiner 
Mittelstªndler mit bis zu ú 1 Million) 

Eigenkapital f¿r den breiten Mittelstand (zwischen ú 1 und 5 Millionen 
für Beteiligungen) 

ERP-Innovationsprogramm (Eigenkapital für junge KMU) 

KfW-Risikokapitalprogramm Programme (Garantien für Investitionen 
von Beteiligungsgesellschaften auf anteiliger Basis) 

Konditionen 
(programmsp
ezifisch) 

Tilgungsfreie Anlaufzeit 

Festzinsen bieten eine sichere Kalkulationsgrundlage  

Auszahlung bis 100% 

Kombination mit anderen Fördermitteln möglich 

Antrag erforderlich 

Sonderkonditionen für Ostdeutschland 
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Abb. A-2: Geschäftszahlen der KfW Mittelstandsbank im Hinblick auf Finanzierungsprogramme 

 2005 2006 2006  

(31 März) 

2007  

(31 März) 

 ú Mrd. 

     

KfW Mittelstandsbank 15.5 22.8 5.5 2.8 

Davon: Kredite 11.6 13.4 3.0 2.8 

Davon: Verbriefungen 4.0 9.5 2.6 - 

     

Kreditfinanzierung 10.7 10.2 2.4 2.3 

Davon ú Mrd. 

Unternehmerkredit 4 769.4 6 096.2 1 563.3 2 029.1 

StartGeld 100.0 85.6 23.8 28.3 

Mikrodarlehen 24.0 22.0 6.9 9.8 

ERP-Innovationsprogramm * 127.3 6.9 1.9 - 

Globale Kredite 5 353.1 3 643.1 737.9 154.8 

     

Mezzanin-Finanzierung 0.6 2.1 0.5 0.3 

Davon ú Mrd. 

Unternehmerkapital 511.6 506.2 119.4 117.9 

ERP-Innovationsprogramm* 71.5 1 633.5 386.3 197.9 

*Das ERP-Innovationsprogramm wurde zum 1. Dezember 2005 geändert und wird seitdem als Mezzanin-Programm angeboten. 
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Abb. A-3: Überblick über Regionalprogramme 

Öffentliche 
Banken in 

Public bank of 

Sachsen Brandenburg Thüringen (einschließlich 
Hessen) 

Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern 

(einschließlich Niedersachsen) 

Programme 

Gründungs- und 
Wachstumsfinan-zierung 
Sachsen 

Investitionsanreiz (Gemeinsame 
Vereinbarung für die 
Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstrukturen) 

Investitionszulage (Investitions-
zulagengesetz) 

Investitionsanreiz (regionales 
Wachstum) 

Liquiditätsdarlehen der SAB 

Kredite: Schwerpunkt auf KMU, 
Filmproduktion, Unternehmens-
gründungen und Anschluss-
finanzierung, landwirtschaftliche 
und technologieorientierte 
Unternehmen 

Teilzahlung: Beratung, 
Landwirtschaft, technologie-
orientierte KMU, Anschluss-
finanzierung, Netzwerke, 
Innovationen 

Beteiligungsfinan-zierung: 
Risikokapitalfinanzierung 
(Anschlussfinanzierung, 
technologieorientierte KMU, 
Innovationen) 

Thüringer Aufbaubank: 
Kreditbürgschaften, Darlehen 
und Zuschüsse für alle Branchen 
und Gründungsphasen 

Bürgschaftsbank Thüringen: 
Kreditbürgschaften für 
Unternehmensgründungen und 
KMU  

Kredite für Unternehmens-
gründungen, Landwirtschaft und 
KMU  

Beratung 

Mezzanin-Finanzierung für KMU 

Investitionsbank Sachsen-Anhalt: 
Beratung, Mezzanin-
Finanzierung, Kredite, 
Agrarfinanzierung  
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ERGEBNISSE DER LOKAL EN FALLSTUDIEN UND H ANDLUNGSEMPFEHLUNGEN   

OECD 

In Ostdeutschland stehen öffentliche Mittel in erheblichem Umfang zur Verfügung, die von einer 

großen Anzahl von Unternehmen in Anspruch genommen werden. Wir befinden uns dabei inmitten 

eines Politikwechsels hin zur Finanzierung von Innovationen und weg von bloßen 

Investitionszuschüssen. Auch wenn letztere weiterhin bewilligt werden, erfolgt mittlerweile eine 

Bewertung in Hinblick auf durch diese Investitionen geschaffene und gesicherte Arbeitsplätze. In 

sämtlichen lokalen Fallstudiengebieten findet man ein breites Spektrum an öffentlichen 

Finanzierungsprogrammen für Unternehmensneugründungen, bestehende Unternehmen und High-

Tech-Firmen. Die Verfügbarkeit von Finanzierungen aus privaten Quellen variiert in Abhängigkeit 

von Alter, Größe und Art der Unternehmen. Insbesondere Startup-Unternehmen mit eingeschränkten 

Möglichkeiten der Eigenfinanzierung und Kreditfinanzierung sind sehr stark abhängig von 

persönlichen Ersparnissen, Darlehen aus der Familie und/oder von Freunden bzw. von öffentlichen 

Finanzmitteln. Im Idealfall sollte ein Unternehmen im Laufe der Zeit seine Kreditwürdigkeit 

ausbauen, und zwar basierend auf seiner Erfolgsgeschichte und seinen als Sicherheit dienenden 

Vermögenswerten. So können eventuell bestehende Informationsasymmetrien zwischen Angebot und 

Nachfrage ausgeglichen werden. In Ostdeutschland, wo die Mehrheit der Unternehmen vor 18 Jahren 

neu gegründet wurde, war der Zeitraum für einen tatsächlichen Aufbau von Kreditwürdigkeit 

allerdings meist noch zu kurz. Daher spielen seit geraumer Zeit auch für etablierte Unternehmen 

staatliche Darlehenspläne, Mikrokredite oder Eigenmittel zur Deckung des Finanzbedarfs eine Rolle. 

Berichten zufolge stellen für bestehende KMU beschränkte Eigenkapitalmittel und eine relativ 

hohe Abhängigkeit von externen Krediten und Fremdfinanzierungen mit Zinsen für Darlehen, die in 

den frühen neunziger Jahren aufgenommen wurden, ein Problem dar. Firmen betrachten das Fehlen 

von Eigenkapital und Sicherheiten als eine unüberwindliche Barriere bei der Beschaffung günstiger 

Kredite. Die Verfügbarkeit externer Finanzierungen ist durch eine Rationierung der Kreditvergabe 

seitens privater Kreditinstitute und durch die Abhängigkeit von Anlagesicherheiten eingeschränkt. 

Darüber hinaus wird Immobilieneigentum in den meisten der lokalen Fallstudiengebiete von den 

Banken aufgrund fehlender Marktnachfrage, niedriger Preise auf dem Immobilienmarkt und der 

Hypothekenbelastung nicht immer als ausreichende Sicherheit eingestuft. Interviews haben gezeigt, 

dass Geschäftspläne oftmals nicht umsetzbar, zu naiv und zu unsicher sind. Lücken bestehen in den 

Bereichen Sicherstellung der Durchführbarkeit von Projektkonzepten und bei der Durchführung von 

Marktforschung bezüglich der Erfolgsaussichten von Produkten und/oder Dienstleistungen. Da die 

Mehrzahl der staatlichen Finanzierungsplanmaßnahmen über örtliche Zweigstellen von Hausbanken 

erfolgt, ist der Zugang teilweise eingeschränkt. Bestehende Informationsasymmetrien zwischen 

Bankinstituten und Darlehensnehmern machen es für die Banken schwierig, den realen Wert eines 

Projekts festzustellen, was wiederum zu einer Kreditrationierung führt. Diese Rahmenbedingungen 

könnten die Überlebenschancen von neuen, jungen und bestehenden KMU beeinträchtigen und sich 

überdies negativ auf die Wachstumsaussichten von Unternehmen auswirken. 

Alle Banken und insbesondere Sparkassen unterliegen einer klaren treuhänderischen Pflicht zum 

Schutz der Einlagen und Vermögenswerte ihrer Kunden. Sie sind jedoch auch ein vitaler Bestandteil 

der ºrtlichen ĂUnternehmensinfrastrukturñ innerhalb einer Region und verf¿gen ¿ber das Potenzial zur 
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Beeinflussung oder Nicht-Beeinflussung des strategischen Wandels. In den lokalen 

Fallstudiengebieten sind Banken, meistens Sparkassen und Genossenschaftsbanken, oftmals unter den 

Gründungsmitgliedern von Technologie- und Inkubationszentren. Sie sind Mitglieder landesweiter 

Partnerschaften zur Förderung von Unternehmertum und kleinen und mittleren Unternehmen und 

unterstützen Innovationen kleiner und mittlerer Unternehmen sowie technologieorientierte Start-Ups. 

Örtliche Banken sind zwar im Bereich der Finanzierung etablierter KMU und im Verbund mit 

regionalen Banken im Rahmen von Beteiligungskapitalinitiativen aktiv, sie spielen jedoch bei der 

direkten Beratung und Finanzierung von Startup-Unternehmen und KMU in frühen Phasen eine 

verhältnismäßige begrenzte Rolle. 

Bei der Mehrzahl neuer Startup-Unternehmen handelt es sich hauptsächlich um Kleinst- oder 

Kleinverkaufsaktivitäten, wobei eine verhältnismäßig starke Abhängigkeit von Finanzierungen aus 

öffentlichen Unterstützungsprogrammen besteht. Es scheint jedoch, dass diese Programme in ihrer 

Anpassungsfähigkeit an die Bedürfnisse der unterstützten Unternehmen Einschränkungen unterliegen, 

insbesondere im Hinblick auf die Tendenz vieler Kleinunternehmen zum schrittweisen Aufbau mit 

niedrigem Investitions-, jedoch hohem Betriebsressourcenbedarf. Lücken bestehen bei der 

Finanzierung von Betriebskosten, bei der Zusatzfinanzierung im Rahmen von schwierigen 

Liquiditätslagen und bei der Anfangsfinanzierung besonderer Zielgruppen (Gründer von 

Kleinstunternehmen, Nebenunternehmen, Mini-Startups, Teilzeit-Startups, Phasen-Startups). Seitens 

der Handelskammern, der Handwerkskammern und der Länder wurden beträchtliche Anstrengungen 

zur Verbesserung der Beratungsmöglichkeiten im Bereich finanzieller Unterstützung für 

Unternehmensneugründungen und bestehende Unternehmen unternommen. Es besteht jedoch 

weiterhin beträchtlicher Bedarf an Finanzberatung bezüglich sämtlicher Formen und Phasen des 

Unternehmertums, einschließlich Beratung in den Bereichen Projekt- und Geschäftspläne und bei der 

Bonitätsbewertung. Insbesondere die zahlreichen Kleinstunternehmen, die mit Unterstützung 

ºffentlicher Programme gegr¿ndet wurden, wie beispielsweise die ĂIch-AGñ, verf¿gen nur ¿ber sehr 

eingeschränkten Zugang zu zusätzlichem Kapital, das wiederum Möglichkeiten zur 

Geschäftsexpansion eröffnen könnte. Die lokalen Fallstudien hinterließen den Eindruck, dass es bei 

der Finanzierung von Geschäftsgründungen durch Arbeitslose seitens der örtlichen Arbeitsämter an 

genau der Flexibilität mangelt, die für eine uneingeschränkte Förderung der Vorfinanzierung von 

Projekten und für die Ausschöpfung entsprechender Wachstumspotenziale nötig wäre. Einige Länder 

bieten zusätzlich zu den Gründungsförderprogrammen der Arbeitsämter ein ergänzendes 

Mikrokreditprogramm an. Hierdurch soll die Fehlbedarfsfinanzierung sichergestellt werden. Diese 

Initiative kann als Beispiel Guter Praxis für andere Regionen gelten. 

Eine Reihe von Interessenvertretern machte auf folgende Finanzprobleme bei kleinen und 

mittlerem Unternehmen mit hohen Wachstumsraten aufmerksam: Größere Banken haben ihre 

Programme zur Unterstützung kleiner Firmen gekürzt, die Bedingungen der staatlichen Finanzierung 

von Kleinunternehmen (z.B. Vergabebedingungen) sind zu streng, und es besteht eine Lücke im 

Bereich Finanzierung von Vorphasen des Unternehmensaufbaus. Hightech-Firmen sind zwar in der 

Anfangsphase in Verbindung mit den sehr hohen Risiken besonderen Problemen ausgesetzt, es 

bestehen allerdings bei den wenigen erfolgreichen Projekten auch reale Aussichten auf sehr hohe 

Renditen. Doch auch hier können sich für Investoren, die ein erfolgreiches Projekt unterstützen, 

Schwierigkeiten bei der Sicherung ihrer Renditen ergeben, wenn nämlich später große Investitionen 

erforderlich sind. Die ostdeutschen Länder lösen dieses Problem anscheinend erfolgreich mit einem 

Zwei-Phasen-System, das zwischen Pre-Seed-Financing und Seed-Financing zur Ausreifung und 

Umsetzung von Geschäftsideen unterscheidet. Da Hausbanken häufig nicht über das erforderliche 

technische Wissen für eine vollständige Beurteilung der Kreditwürdigkeit einer hightechorientierten 

Geschäftsidee verfügen, konnte durch die Unterstützung seitens bestimmter Universitätsprofessoren, 

wie in einem lokalen Fallstudiengebiet berichtet, einer ganzen Reihe von kleinen Firmen bei der 
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Beschaffung von Finanzierungen durch Finanzinstitute geholfen werden. Diese Praxis basiert jedoch 

auf individueller Bereitwilligkeit und wurde bislang nicht institutionalisiert.  

Insbesondere Hightech-Unternehmen benötigen externe Finanzierung über einen längeren 

Zeitraum (normalerweise 3-5 Jahre), und Geschäftsbanken können die Rolle eines solchen 

Finanzgebers nicht übernehmen. Im Gegensatz zu anderen Ländern und anderen Regionen scheint das 

Niveau der Verfügbarkeit von realem Wagniskapital in einigen der lokalen Fallstudiengebiete niedrig 

zu sein oder nahezu gegen Null zu tendieren. Einige Kommentatoren haben darauf hingewiesen, dass 

eventuell gesetzliche Einschränkungen die Banken vom Eintritt in diesen Bereich abhalten. Sofern 

jedoch Wagniskapital investiert wurde, erfolgte dies in Form stiller Beteiligungen. Eine aktive 

Beteiligung der Finanzierungsinstitution an Geschäftsstrategie und Entwicklung des Unternehmens ï 

wie in vielen anderen OECD-Mitgliedsländern in Zusammenhang mit Wagniskapital üblich ï erfolgt 

somit nicht. Einerseits scheinen Unternehmer den Zufluss von Beteiligungskapital zu scheuen, da sie 

eine Verwässerung ihrer Kontrolle über das Unternehmen fürchten, andererseits konzentrieren sich 

entsprechende Pläne auf technologieorientierte Unternehmen, für die von einem größeren 

Marktpotenzial und stärkeren Profitzuwächsen als bei KMU aus anderen Sektoren ausgegangen wird. 

Letztere leiden somit unter dem Fehlen von entwicklungsorientiertem Wagniskapital. Für gewisse 

Bereiche bei Wagniskapital und Investitionsaktivitäten ist von einer starken Subventionierung 

auszugehen. Zwar ist der Einsatz öffentlicher Finanzierung zur Behebung eines sich aus der 

wirtschaftlichen Entwicklung ergebenden Marktversagens stets erforderlich, ihr Umfang ist jedoch 

mittelfristig nicht aufrecht zu erhalten, da in Europa hier in Zukunft wohl andere Prioritäten gesetzt 

werden. Wagniskapitalprogramme mit öffentlicher Finanzierung scheinen dennoch gut organisiert zu 

sein und gute Ergebnisse zu zeitigen, insbesondere hinsichtlich des Umfangs an Privatfinanzierungen, 

die neben Eigenmitteln für Investitionsempfängerunternehmen gewonnen werden konnten. Um 

nachhaltig wirtschaften zu können, werden die betreffenden Unternehmen stets Investitionsmittel aus 

kommerziellen Quellen für sich gewinnen und ihre Gemeinkosten mittels Investitionsbeiträgen 

finanzieren müssen. Dies führt zu einer Reduzierung der aufgenommen Mittel und zu einem gewissen 

Druck zur Senkung der Gemeinkosten. 

Die Schaffung einer robusten Geschäftsumgebung und ein vertrauensvoller Umgang durch 

unabhªngiges Verhandeln Ăauf rein geschªftlicher Grundlageñ kºnnen einem j¿ngeren OECD-Bericht 

zufolge zur Überwindung bzw. Vermeidung von Finanzierungslücken für KMU beitragen (OECD 

2006). In OECD-Mitgl iedsländern haben Regierungen versucht, die Verfügbarkeit von 

Finanzierungen für KMU durch Investitions- und Darlehensvergabeanreize für private Finanzquellen 

zu verbessern. Die Frage der Beteiligungsfinanzierung ist eine wichtige Frage, insbesondere für 

Wachstums- und Hightech-Unternehmen. Für sämtliche Arten von Unternehmen, insbesondere jedoch 

für junge, traditionell kleine und mittlere Unternehmen sind Kreditbürgschaftsprogramme für 

Überleben und Wachstum der Unternehmen wichtig. In diesen Fällen zielen staatliche Programme 

darauf ab, die potenzielle Rendite zu erhöhen bzw. das Verlustrisiko für private Investoren und 

Kreditinstitute zu verringern, so dass diese verstärkt in Wirtschaftssektoren investieren , für die auch 

von staatlicher Seite ein Entwicklungs- und Förderinteresse besteht.  

Die besondere Struktur des ostdeutschen KMU-Sektors zeigt, dass Kreditvergabebeschränkungen 

zu einer Fehlverteilung von Finanzressourcen führen können. Um Fehlvergaben und drohende 

Unterinvestitionen langfristig zu minimieren, müssen bestehende und entstehende 

Informationsasymmetrien reduziert werden. Hinsichtlich der Vermeidung von Unterinvestitionen 

haben sich in anderen OECD-Mitgliedsländern eine verbesserte Informationslage und der Aufbau von 

fundiertem Wissen über Verfahren zur Beurteilung der Bonität sowie 

Investitionsbereitschaftsprogramme bewährt. Andererseits führt die offenkundige Konzentration im 

ostdeutschen Bankensektor zu einer Verringerung des Wettbewerbs, wodurch sich die 

Wahrscheinlichkeit für Kreditbeschränkungen erhöht. Somit wären von der Politik die Förderung der 
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Wettbewerbsfähigkeit und ein Wiederaufgreifen des Hausbankprinzips anzustreben, um KMU den 

Zugang zur Finanzierung aus privaten Quellen zu erleichtern. 

Eine der Eigenschaften des ostdeutschen KMU-Sektors besteht darin, dass ein großer Teil dieses 

Sektors eine geringe Finanzierungsnachfrage aufweist; insbesondere Unternehmensneugründungen in 

traditionellen Sektoren haben einen Kapitalbedarf von unter 50.000 Euro (KfW 2007). Vor diesem 

Hintergrund wären bestehende Mikrokreditprogramme auszuweiten bzw. dort, wo sie bislang nicht 

vorhanden sind, einzuführen. Für Unternehmen mit höherem Finanzierungsbedarf könnten Business 

Angels und Beteiligungskapital mögliche Finanzierungswege sein. Um Investoren stärker 

einzubeziehen, sollte die Integration ihrer Finanzierung in Form stiller Beteiligungen in Erwägung 

gezogen werden. Dies würde zu einer Zunahme von Mezzanine-Kreditbewilligungen an KMU führen 

und würde folglich deren Schuldenabhängigkeit verringern. Auf lokaler Ebene nimmt nur eine geringe 

Anzahl von KMU Wagniskapitalfinanzierung in Anspruch. Eine Evaluierung der bestehenden 

Wagniskapitalprogramme vor dem Hintergrund einer möglichen Verstärkung der Nachfrage nach 

Wagniskapital als Quelle unternehmerischer Finanzierung scheint empfehlenswert. Hier dürften 

Steueranreize, die allerdings nicht allein für Ostdeutschland gelten würden, zu einer Zunahme des 

Interesses an Wagniskapitalinvestitionen führen. 

Aus den lokalen Fallstudien hat sich eine Reihe von Handlungsempfehlungen an die Politik 

ergeben. Diese können von nationalen und kommunalen Regierungen, öffentlichen und privaten 

Finanzierungsinstitutionen und Unternehmensförderorganisationen, die jeweils kommunal und auf 

unterschiedlichen Regierungsebenen tätig sind, aufgegriffen werden. Trotz ihrer lokalen Herkunft 

besitzen die Handlungsempfehlungen Relevanz für andere Orte in Ostdeutschland und anderswo. Die 

nachfolgende Liste von Empfehlungen versteht sich nicht als erschöpfend. Sie sollte jedoch als 

Checkliste herangezogen werden, wenn örtliche Rahmenbedingungen zur Finanzierung von 

Unternehmertum unter Berücksichtigung sowohl der Angebots- wie der Nachfrageseite überprüft 

werden. 

Handlungsempfehlungen zur verbesserten Finanzierung von Unternehmertum 

R 

Regelungen und Verfahrensweisen bei bestehenden Förderprogrammen vereinfachen. Die Regelungen 
und Bedingungen für bestehende und neue Unternehmensförderprogramme müssen transparent und 
Prozeduren einfach und verständlich sein. Bürokratie sollte verringert, die Entscheidungsfindung 
beschleunigt und Informationen sollten leichter zugänglich sein. Eine regelmäßige (jährliche) Bewertung 
der Wirkung von Regelungen und Verfahrensweisen auf der Grundlage von Rückmeldungen durch 
Kundenfirmen sollte vorgenommen werden. 

R 

Diskussion über die Rolle der Banken in der Entwicklung des lokalen Unternehmertums anregen. Örtliche 
Behörden und Fördereinrichtungen sollten eine Diskussion mit den regionalen und örtlichen 
Führungskräften aller Finanzinstitutionen darüber in Gang bringen, wie diese eine stärkere und aktivere 
Rolle bei der Förderung und Finanzierung von Unternehmensneugründungen und bestehender KMU 
spielen könnten. 

R 

Schwächen bei der Aufstellung von Businessplänen angehen. Als ein Beitrag zur Problemlösung könnten 

Banken die Herausgabe eines Leitfadens für Antragsteller einer Unternehmensgründung erwägen. Ebenso 
kºnnten óMentor- und Patengruppenô die Unternehmer beraten, bevor sie sich mit einem formellen Antrag 
an Banken wenden. 

R 

Firmen dabei helfen, ihre eigene Investitionsbereitschaft einzuschätzen. Es sollten Programme entwickelt 

werden, um dem Mangel an Investitionsbereitschaft in bestimmten Sektoren zu begegnen, indem 
Firmenwissen über Wachstums- und Renditepotenziale sowie über Finanzierungsmethoden verbessert 
wird. Solche Programme haben anderswo erwiesenermaßen zu mehr Investitionen geführt. Als wichtigste 
Merkmale wären u.a. die intensive Arbeit mit jeder Firma, interaktive Workshops mit Rollenspielübungen 
unter Leitung erfahrener Branchenexperten wie Wirtschaftsprüfer, Juristen, Business Angels, Clearing-
Banken, Beteiligungskapitalfirmen und Unternehmensfinanzierungsfirmen, sowie ein kostenloses 
Diagnose-Instrument für Investitionsbereitschaft zu nennen. Solche Programme versetzen Firmen in die 
Lage, ihre eigene Investitionsbereitschaft einzuschätzen, geben ihnen Rückmeldungen zu ihren Stärken 
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und Schwächen, bieten Auskunft zur Beschaffung von Beteiligungskapital und schaffen mehr Schnittstellen 
zwischen Investoren und Sektoren, die durch eine asymmetrische Informationslage gekennzeichnet sind. 

R 

Erhöhung der Investitionsbereitschaft von KMU. Programme sollten entwickelt werden, um die 
Investitionsbereitschaft von KMU zu erhöhen und gleichzeitig den Zugang zu Finanzierungsmöglichkeiten 
zu erleichtern. Diese Initiativen sollten darauf abzielen, Firmen den Zugang zu bereits vorhandenen 
Finanzierungsmöglichkeiten zu erleichtern, und nicht neue Fonds schaffen. 

R 

Bestehende Venture Capital Programme auf Inanspruchnahme überprüfen. Die bestehenden Programme 
für die Bereitstellung von Venture Capital sollten auf Relevanz und Effektivität in der Unterstützung neuer 
und wachsender KMU überprüft werden. Die örtlichen Behörden sollten im Zusammenwirken mit 
Finanzinstitutionen untersuchen, wie gemeinsame Finanzierungsinitiativen zum Einsatz von mehr Venture 
Capital führen könnten. 

R 

Verbreitung entwicklungsorientierter Finanzierung. Entwicklungsorientierte Finanzierungsinitiativen sollten, 
ausgehend von einem derzeitigen Schwerpunkt auf Venture Capital, auf weitere Finanzierungsinstrumente 
ausgedehnt werden (z.B. Bürgschaften). Diese sollten allen Unternehmern und nicht nur 
Technologieunternehmen angeboten werden. Anstelle der Entwicklung von neuen sollten bereits 
bestehende Instrumente und Einrichtungen bevorzugt ausgebaut und verbessert werden. 

R 

Erweiterung der Mikrokreditvergabe. Vergabestrukturen und Instrumente für Mikrokredite sollen verstärkt 
entwickelt und für private Banken attraktiv gemacht werden. Dies sollte durch ein entsprechendes Angebot 
an Coaching und Weiterbildungsmaßnahmen begleitet werden. 

R 

Einbeziehung von óUnternehmensengelnô (Business Angels). Ein entwickeltes VC System benötigt einzelne 
Investoren sowie Venture Capital Fonds. óEngelô d.h. Menschen, die bereit sind, in einzelne Unternehmen 
zu investieren und oft ihr Know-how einbringen, sind in den meisten OECD-Ländern anzutreffen. Dies 
können Menschen sein, die in der Vergangenheit eine Firma erfolgreich gestartet und geleitet und/oder in 
mehrere Unternehmen investiert haben. Oft geht mit dieser Art Investition eine Mentorenfunktion einher, bei 
der der einzelne Investor oder eine andere dafür benannte Person als Ratgeber gegenüber dem 
Unternehmer und dem Geschäft wirkt. Das ist besonders wichtig für Unternehmen, die in internationale 
Märkte vorzudringen versuchen oder wenn diese ehrgeizige Wachstumspläne verfolgen. 

R 

Entwicklung von Initiativen, um die Anzahl von Business Angel zu erhöhen. Zielsetzung solcher 
Programme und Initiativen ist die Rekrutierung von finanziell gut stehenden Einzelpersonen mit relevanter 
Unternehmenserfahrung und einem Interesse, Unternehmen mit Wachstumspotential in einem frühen 
Stadium zu unterstützen, für diese als Mentoren zu wirken und in diese zu investieren. Oftmals sind 
potentielle Angels jedoch zögerlich bei einer Beteiligung, teils aufgrund mangelnden Wissens, was mit einer 
solchen Beteiligung verbunden ist, und teils weil Beziehungen zu anderen Angel Investoren fehlen. Die 
Anwerbung von ñWissens-Engelnò (ñknowledge angelsò), die relevantes Wissen und 
Unternehmenserfahrung weitergeben, ohne unbedingt selbst als Investoren aufzutreten, hat sich 
andernorts als erfolgreicher Bestandteil solcher Programme erwiesen. Breit angelegte 
Marketingkampagnen können hilfreich sein, um den Bekanntheitsgrad von und das Interesse an den 
Aktivitäten von Business Angels zu erhöhen. 

R 

Minimale öffentliche Zuschussfinanzierung der Gemeinkosten von Business Angel Netzwerken. Business 
Angel Netzwerke sollten nur soviel an öffentlicher Förderung erhalten, um die Fortführung ihrer Tätigkeiten 
zu gewährleisten. Für eine relativ geringe Geldmenge, um ein Business Angel Netzwerk zu führen, kann 
die öffentliche Hand eine starke Hebelwirkung erwarten. Anreize, die Investoren zu einer kommerziellen 
Sponsortätigkeit bewegen, sollten diskutiert werden. Auch Banken, Steuerberater und Rechtsanwälte 
könnten in Netzwerke miteinbezogen werden. Dies könnte auch dabei behilflich sein, neue Angel 
Investoren zu akquirieren und Investitionsvereinbarungen abzuschließen. 
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Box 3. Lesen was-wie-woanders funktioniert - Gute Praxis in der Finanzierung von Unternehmertum 

Programm ĂBusiness Angel Development/Ready2Investñ in London ï Vereinigtes Königreich: Zahl der Business 
Angels erhöhen, um das Angebot an Eigenkapital für kleine Firmen mit Wachstumspotential zu verbessern. 

Beteiligungskapital für KMU: FILTRAN ï Frankreich: Zugang zu entwicklungs-orientierten 
Finanzierungsmöglichkeiten in Form von Garantiefonds ermöglichen. 

Kreditbürgschaftsgesellschaft (Kredex) ï Estland: Lücken im Bereich der Absicherung von risikoreichen 
Jungunternehmen und KMU abdecken. 

Ein lokales Netzwerk für Bürgschaften: Artigianfidi Ferrara ï Italien: Bürgschaften, welche den Zugang zu Kapital 
erleichtern und lokale Firmen ermöglichen ihr Bedürfnisse gegenüber Banken besser zu vertreten. 

Unterstützungsmassnahmen für Kleinstunternehmen: A.D.I.E. ï Frankreich: Finanzierung von Firmengründungen 
und des Aufbaus von Kleinstunternehmen durch die Vergabe von Mikrodarlehen. 

http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39206703_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39204847_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39206207_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39204644_1_1_1_1,00.pdf
http://www.oecd.org/secure/pdfDocument/0,2834,en_21571361_38013663_39216931_1_1_1_1,00.pdf
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UNIVERSITÄT, UNTERNE HMERTUM UND TECHNOLO GIETRANSFER 
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STÄRKUNG VON VERKNÜPFUNGEN ZWI SCHEN HOCHSCHULEN  UND INDUSTRIE  

Rebecca Harding, Großbritannien 

Einleitung 

Dieses Diskussionspapier stellt die Problemlage bei der Entwicklung starker Verknüpfungen 

zwischen Universität und Industrie in Ostdeutschland dar. Die Kommerzialisierung der universitären 

Forschung wird in der Literatur als Antriebsmotor für mehr Produktivität und als internationaler 

Wettbewerbsvorteil gesehen. Es leuchtet deshalb ein, dass dieser nicht nur in den OECD-

Mitgliedsländern Priorität eingeräumt wurde, sondern auch in den Schwellenländern (Potter 2008, in 

Vorbereitung; Mitra 2008, in Vorbereitung). 

In gewissem Umfang wird ferner über die besten Mechanismen zum Aufbau guter Verbindungen 

zwischen Höheren Bildungseinrichtungen und Industrie diskutiert (Lissenburgh und Harding 2000). 

Einfach ausgedrückt: Ein Transfer von bestehendem Forschungswissen in die kommerzielle 

Anwendung schafft neue Marktmöglichkeiten, die wiederum die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie 

die Wertschöpfung in der Gesamtwirtschaft ankurbeln und somit die Wettbewerbsfähigkeit eines 

Landes im Bereich Innovation verbessern. Entsprechend stellt der Sektor Hochschulbildung im 

Bereich Bildung- und Ausbildung (einschließlich beruflicher Entwicklung) eine Möglichkeit des 

Wissenstransfers (Know-how und Know-why) in die Wirtschaft und den öffentlichen Sektor dar.  

Wie stets jedoch sind die Fragen komplizierter als in dieser einfachen Zusammenfassung 

dargestellt, und es gibt bestimmte typische Herausforderungen, vor denen politisch Verantwortliche 

stehen, wenn es darum geht, den Wissenstransferprozess tatsächlich in eine erfolgreiche 

wirtschaftliche Verwertung zu überführen. Diese Herausforderungen werden nachstehend in Form 

einer internationalen Literaturrecherche ausführlicher erörtert; zusammengefasst handelt es sich 

hierbei um Folgendes: 

 Angemessene Formen von Verknüpfungen zwischen höheren Bildungseinrichtungen und 

Industrie: Im Allgemeinen werden Verknüpfungen zwischen höheren Bildungseinrichtungen 

und der Wirtschaft im Rahmen von zwei Kategorien behandelt, wobei in beiden Fällen 

Wissenstransfer erfolgt ï Bildung und Ausbildung und 

Kommerzialisierung/Firmengründungen aus Universitäten heraus (sog. Spin-Outs). 

Zunehmend wichtig sind auch Verbindungen im Rahmen von Beratung, Jointventures, 

Partnerschaften und sogar informelles Networking. In gewissem Maße besteht in der 

Literatur eine Tendenz, Verbindungen zwischen Hochschule und Industrie grundsätzlich 

positiv zu bewerten und als neues Modell der Zusammenarbeit zu betrachten, das 

wirtschaftliche, soziale und zunehmend auch umweltrelevante Renditen erbringt. Dies ist 

jedoch nur der Fall, wenn angemessene Formen der Zusammenarbeit entwickelt werden ï 

andernfalls kºnnen die Verkn¿pfungen ebenso als Ăsozial ineffiziente Privatisierung von 

Forschung und deshalb als Gefahr f¿r die Wissenschaft selbstñ betrachtet werden (Sampat 

2006).  
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 Messung des Einflusses der Politik: Da die Mechanismen des Wissenstransfers nicht immer 

klar abgegrenzt sind, ergeben sich Messungs- bzw. Bewertungsprobleme. Die Literatur zur 

Innovation hat sich historisch auf Zitate und Patente als Anzeichen für Innovationsaktivität 

und die Effektivität von Innovationssystemen bezogen (wobei Verknüpfungen zwischen 

Hochschule und Industrie eine Schlüsselrolle spielen). Da der Prozess der Interaktion jedoch 

mittlerweile auch zunehmend Lizenzierung, informelles Networking, Beratung und 

gemeinsame Forschungsprojekte sowie formale Kommerzialisierung, Spin-Outs und 

Investitionen des privaten Sektors umfasst, wird die messende Bewertung schwieriger. 

 Definitionen und Geistiges Eigentum: Der Wissenschaftler, der Innovator und der 

Unternehmer sind nicht notwendig dieselbe Person, und dies führt zu Unklarheiten in Bezug 

auf die Frage, wem Gewinne aus der wirtschaftlichen Verwertung zustehen.  

 Schließung der Finanzierungslücke: Es ist viel getan worden, um in den OECD-

Mitgliedsländern Strukturen für Investitionen in der sog. Seed-Finanzierung und in der 

Wachstumsfinanzierung in Frühphasen von Unternehmen bereitzustellen, wodurch ein 

Ausgleich für Unzulänglichkeiten des Marktes im Bereich Innovationsprojekte erreicht 

werden soll. Es bleiben jedoch zwei Herausforderungen bestehen: Die Schließung der 

ĂWissensñ-Lücke ï d.h. die Verständigungsschwierigkeiten zwischen Wissenschaftler oder 

Innovator auf der einen Seite und Investor auf der anderen Seite, die sich sowohl als 

Informationsasymmetrien als auch als fehlende Managementerfahrung manifestieren, und 

die Bereitstellung eines Finanzierungseskalators, der seinerseits sicherstellt, dass im Zuge 

des Voranschreitens des Projekts die Weiterführung und der Zugang zu einer 

Wachstumsfinanzierung gewährleistet sind (Wright et al.. 2006). 

 Globalisierung und ĂAufholñ-Geschwindigkeit: In vielen OECD-Mitgliedsländern 

konzentriert sich die staatliche Politik auf die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung von 

Wettbewerbsfähigkeit in Marktbereichen mit hohem Mehrwert, um so den 

Herausforderungen eines rapiden Aufholens in einigen der Schwellenökonomien zu 

begegnen.  

Immense politische und wirtschaftliche Möglichkeiten liegen indes in der Stärkung der 

Verbindungen zwischen höheren Bildungseinrichtungen und Wirtschaft. Zu nennen sind insbesondere 

folgende Faktoren:  

Das Potenzial für Schaffung von Innovations-ĂClusternñ: Hierbei handelt es sich um eine 

Verdichtung von Akteuren im Bereich einer gemeinsamen Technologie, wie z.B. Nanotechnologie 

oder Biotechnologie. Der Nutzen einer solchen Clusterbildung besteht in der Schaffung von Synergien 

zwischen Expertengruppen unter den Hochschulwissenschaftlern mittels Strukturen, die eine 

wirtschaftliche Verwertung unterstützen; zu solchen Clustern gehören u.a. Großunternehmen, 

Wagniskapital und spezielle Rechtsberatung (Porter 1998). 

Potenzial zur Schaffung regionalen Wachstums: In der Literatur besteht Konsens darüber, dass 

höhere Bildungseinrichtungen Kenntnisse eher auf lokaler und regionaler als auf nationaler Ebene 

weitergeben und dass die messbaren Nutzeffekte des Wissenstransfers im unmittelbaren Umfeld dieser 

Institutionen am größten sind (Fritsch und Slavtchev 2007; Davenport 2005). Die politische 

Implikation aus dieser Feststellung lautet: Die Schaffung einer starken Wissensbasis samt stabilen 

Beziehungen mit der Industrie auf regionaler Ebene wirkt sich auf die Regionalentwicklung positiv 

aus. 


